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DER WEG ZUR DEMOKRATIE

Handreichung für den Einsatz im Unterricht
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Das Spiel

Friedrich Ebert und  
der Weg zur Demokratie

Mit der Wahl des Sozialdemokraten Friedrich 
Eberts zum Reichspräsidenten am 11. Februar 
1919 bekleidete erstmals in der deutschen Ge-
schichte ein Demokrat das höchste Staatsamt. 
Sein Weg aus der engen Geburtswohnung in der 
Heidelberger Altstadt bis in das Berliner Regie-
rungszentrum war jedoch nicht geradlinig. 

Als Ebert am 4. Februar 1871 geboren wur-
de, war das Deutsche Kaiserreich erst wenige 
Wochen alt. In den folgenden Jahrzehnten sollte 
Ebert die politischen und gesellschaftlichen 
Ungerechtigkeiten der autoritären Monarchie 
am eigenen Leib erfahren: Armut und soziale 
Ungleichheit, schlechte Arbeitsschutzgesetze, 
Diskriminierung von sozialdemokratisch und 
gewerkschaftlich Engagierten. Für Ebert waren 
dies die Triebkräfte hinter seinem Streben nach 
einer sozialen, demokratischen Gesellschaft, die 
ihn bis an die politische Spitze führten. Doch 
in der Zeit des politischen Umbruchs 1918/19 
und in der frühen Weimarer Republik wurde 
er wiederholt mit schwierigen Entscheidungen 
konfrontiert: Wie konnte die demokratische 
Grundordnung am besten hergestellt werden? 
Mit welchen Mitteln durfte sie gegen ihre 
Gegner verteidigt werden? Welche politischen 
Prioritäten mussten gesetzt werden? 

Das Serious Game zu  
Friedrich Ebert

Friedrich Ebert im November 1918  
© Stiftung Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte
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Das Spiel

Spielidee

Das Serious Game „Friedrich Ebert – Der Weg 
zur Demokratie“ begleitet Friedrich Ebert in vier 
Kapiteln auf seinem politischen Weg. Das Spiel 
setzt um 1900 ein und endet 1925 mit seinem 
Tod im Amt des Reichspräsidenten.

Aufgabe ist es, durch strategisches Handeln 
die politischen Ziele Eberts umzusetzen und 
eine demokratische Grundordnung aufzubauen. 
Die Spielerinnen und Spieler sitzen an Eberts 
Schreibtisch und behandeln eine Reihe von 
Problemen oder reagieren auf bestimmte Ent-
wicklungen. Mit diesen werden sie über fiktive 
Briefe konfrontiert, die Ebert geschrieben hat 
oder die an ihn adressiert sind.

In jeder Spielrunde kann ein Problem be-
arbeitet werden. Dazu werden Briefe geöff-
net und anschließend ausgespielt. So erhält 
man Einflussmarken, die dazu genutzt wer-
den können, die Spannung einer Interessen-
gruppe zu verringern, einen Brief zurück in 
den dazugehörigen Stapel zu legen oder auf 
einen Meilenstein einzuzahlen. Nach jeder 
Spielrunde gelangen neue Briefe auf den 
Schreibtisch, sodass das Gefühl eines Pro-
blemstaus entsteht. Von Zeit zu Zeit treten 
Ereignisse ein, auf die die Spielerinnen und 
Spieler keinen Einfluss haben. Sie erscheinen 
in Form von Zeitungsartikeln, Telegrammen 
oder Flugblättern.
Wichtig: All diese Texte sind fiktiv, basieren 
jedoch auf den tatsächlichen historischen 
Entwicklungen.

Die Herausforderung besteht darin, die Einfluss-
marken durch das Ausspielen der Briefe so zu 
nutzen, dass einerseits die Spannung bei den 
Interessengruppen nicht zu groß wird, ande-

rerseits die eigenen Ziele erreicht werden. In 
jedem Kapitel müssen mehrere Meilensteine auf 
dem Weg zu mehr Demokratie erfüllt werden, 
um das Zielereignis freizuspielen. Das Spiel ist 
verloren, wenn die stetig wachsende Spannung 
in einer Interessengruppe zu hoch steigt.

Die ausgespielten Briefe werden in einer Chro-
nik in zeitlicher Reihenfolge abgelegt. Sie ist 
innerhalb des Spiels sowie gesondert über das 
Hauptmenü einsehbar. Inhaltlich zusammenhän-
gende Briefe sind dort miteinander verknüpft, 
sodass strukturelle Entwicklungen über die vier 
Kapitel hinweg schnell erkennbar sind.

Das Serious Game zu Friedrich Ebert
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Das Spiel

Das Serious Game zu Friedrich Ebert

Aufbau und Inhalt des Spiels

Das Serious Game gliedert sich in die folgenden vier Kapitel:

Kapitel 1 
Demokratie anbahnen – Das Kaiser-
reich 1900 bis 1913
Nach seiner Gründung 1871 entwickelte sich 
das Deutsche Kaiserreich widersprüchlich. Für 
soziale Reformen, politische Freiheitsrechte und 
den Wunsch nach mehr Demokratie stand zu-
nächst vor allem eine Partei: die Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands – kurz SPD. Friedrich 
Ebert, ein junger Handwerker aus Heidelberg, 
ließ sich nach Jahren der Wanderschaft in Bre-
men nieder. Er engagierte sich gewerkschaftlich 
und in der SPD. Rasch stieg er innerhalb der 
Partei auf. 

Das Kapitel thematisiert die sozialen und poli-
tischen Probleme und Entwicklungen im späten 
Kaiserreich ab ca. 1900 sowie die Bemühungen 
um Reformen und Verbesserungen. Deutlich 
wird dabei, dass das monarchische System 
neben politischer Repression und Militarismus 
auch Möglichkeiten für soziale und politische 
Reformen eröffnete.

Kapitel 2 
Demokratie erarbeiten – Der Erste 
Weltkrieg 1914 bis 1918
Anfang August 1914 brach der Erste Weltkrieg 
aus. Friedrich Ebert, zu diesem Zeitpunkt SPD-
Vorsitzender, wurde von den Ereignissen über-
rascht. Wie viele andere in der Sozialdemokratie 
hoffte er lange auf Frieden. Nun stand Ebert vor 
der schwierigen Entscheidung: Sollte die Loyali-
tät im Krieg der deutschen Nation gelten und 
damit auch einem monarchischen System, gegen 
das man eigentlich ankämpfte? Was war nun der 
beste Weg zu politischen Reformen und Demo-
kratisierung? 

Das Kapitel beleuchtet die Ziele und Handlungs-
zwänge von Ebert und der SPD vor dem Hinter-
grund der politischen und militärischen Entwick-
lung zwischen 1914 und 1918.
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Das Spiel

Das Serious Game zu Friedrich Ebert

Kapitel 3 
Demokratie schaffen – Die Revolution 
1918 bis 1919
Deutschland stand im Anschluss an die Kriegs-
niederlage vor einer ungewissen Zukunft. Kaiser 
Wilhelm II. hatte abgedankt. Millionen Soldaten 
waren tot oder verwundet. Die Wirtschaft lag 
am Boden. Ein Frieden musste ausgehandelt 
werden. Armut und soziale Not griffen um sich. 
Die Unruhen in der Bevölkerung nahmen zu. 

Das Kapitel schildert den Verlauf der Novem-
berrevolution 1918/19 und die Herstellung 
einer demokratischen Grundordnung. Im Zen-
trum steht dabei das Agieren der Übergangs-
regierung um Ebert und der Weimarer National-
versammlung. Kontroverse Entscheidungen, wie 
der Einsatz von Freikorps zur Niederschlagung 
von Aufständen, werden angesprochen.

Kapitel 4 
Demokratie bewahren – Die frühe 
Weimarer Republik 1920 bis 1925
Friedrich Ebert stand als Reichspräsident an der 
Spitze des Staates. Die ersten Jahre der Wei-
marer Republik waren geprägt von technischem 
Fortschritt, sozialem Wandel und kultureller 
Blüte. Doch die politische und gesellschaftliche 
Ordnung erwies sich rasch als brüchig. Repub-
likfeinde griffen die Demokratie von rechts und 
links an. Die Wirtschaft kam nur schleppend in 
Schwung. Krisen erschütterten die Politik und 
belasteten den Reichspräsidenten Friedrich 
Ebert.

Das Kapitel schildert die ambivalente Entwick-
lung der jungen Weimarer Republik zwischen 
kulturellem Aufschwung und politischer Krise. 
Verdeutlicht werden dabei auch die schwierigen 
– und nicht immer unproblematischen – Ent-
scheidungen, die Friedrich Ebert zum Schutz der 
demokratischen Grundordnung zu treffen hatte.
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Das Spiel

Die einzelnen Kapitel können sowohl nachein-
ander als auch unabhängig voneinander gespielt 
werden, sodass auch nur Teile des Spiels im 
Unterricht genutzt werden können. Um spätere 
Kapitel einzeln zu spielen, müssen in den Ein-
stellungen alle Kapitel manuell freigeschalten 
werden. Dort können auch alle Chroniktexte 
manuell freigeschaltet sowie der Spielfortschritt 
zurückgesetzt werden.

Das erste Kapitel fungiert als Tutorial, in dem 
nach und nach die einzelnen Spielelemente ein-
geführt und die Spielprinzipien vermittelt wer-
den. Alternativ kann ein Tutorial auch in anderen 
Kapiteln über das Hauptmenü als Hilfestellung 
geöffnet werden. 

Das Serious Game zu Friedrich Ebert

Ein kurzes Intro schafft zu Beginn jedes Kapitels die jeweils benötigten inhaltlichen Grundlagen. 
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Das Spiel

Nach erfolgreichem Abschluss eines Kapitels 
fasst ein Outro die wichtigsten Entwicklungen 
zusammen und liefert damit einen Übergang 
zum nächsten Kapitel.

Wurde das Kapitel nicht erfolgreich beendet, 
schließt sich – quasi als negatives Outro – ein 
kontrafaktischer Impuls an. Dieser bleibt auf 
einer assoziativen Ebene und liefert so, ohne 
zu konkret zu werden, Anregungen zu einem 
alternativen Geschichtsverlauf: Welche Folgen 
hätte ein Scheitern auf dem Weg zur Demokra-
tie haben können? In welche Richtungen hätte 
sich die Geschichte entwickeln können? Diese 
Impulse betonen die grundsätzliche Offenheit 
historischer Entwicklungen und regen zur Refle-
xion an.

Innerhalb eines Kapitels können die Inhalte der 
bereits freigespielten Briefe in der Chronik als 
kurze Sachtexte nachgelesen werden. Alle Sach-
texte können auch über das Hauptmenü einge-
sehen und als eigenständiges Element genutzt 
werden. Dafür ist ein manuelles Freischalten der 
Chroniktexte über die Einstellungen im Haupt-
menü nötig.

Inhaltlich wird im Spiel auf die Reichspräsi-
dentenwahl 1925 hingespielt, die als letzter 
Zielbrief in das Spiel einfließt, jedoch nicht zu 
erreichen ist. Nach dem dritten Meilenstein 
kündigt ein Ärztetelegramm den gesundheitlich 
angeschlagenenen Zustand von Friedrich Ebert 
an, dessen Blick auf den Schreibtisch sich nun 
stetig verengt. Kurz bevor die Zielkarte ausge-
spielt würde, erscheint schließlich die Zeitungs-
meldung, die den Tod des Reichspräsidenten 
verkündet und das Outro einleitet. 

Das Serious Game zu Friedrich Ebert
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Das Spiel

Einsatz im Unterricht

Das Serious Game „Friedrich Ebert – Der Weg 
zur Demokratie“ ist für Jugendliche ab 14 Jah-
ren konzipiert und für die Schulformen Real-, 
Gesamt-, Gemeinschaftsschule, Gymnasium 
(Sek. I und II), Berufsschule und Fachoberschule 
geeignet.

Es kann als Ganzes oder nur kapitelweise (Siehe 
Aufbau des Spiels) eingesetzt werden. Jedes Ka-
pitel ist aus sich heraus verständlich, wenngleich 
Kapitel 1 als Tutorial fungiert.

Das Serious Game ist als niederschwelliges An-
gebot ohne Vorwissen spielbar. Aufgrund der 
Vielzahl historischer Ereignisse, die den Spiele-
rinnen und Spielern in Form von Briefen inner-
halb der vier Kapitel begegnen, empfehlen wir 
jedoch, das Serious Game nicht zum Einstieg in 
eine neue Unterrichtseinheit zu nutzen. Je mehr 
Vorwissen vorhanden ist, desto mehr können 
sich die Spielerinnen und Spieler in die jeweilige 
Entscheidungssituation Eberts hineinversetzen 
und desto fundierter können sie die Auswahl 
des auszuspielenden Briefes vornehmen.

Spieldauer

Die Gesamtspielzeit beträgt etwa 90 Minuten, 
wobei für einzelne Kapitel 15 bis 20 Minuten 
veranschlagt werden. Bei Fehlversuchen erhöht 
sich die Spielzeit entsprechend individuell, wes-
halb ein asynchrones Spielen empfohlen wird.

Technische Voraussetzungen

Das Serious Game „Friedrich Ebert – Der Weg 
zur Demokratie“ ist ein kostenloses, browser-
basiertes Spiel. Wir empfehlen die Nutzung am 
PC oder am Tablet. Für eine Nutzung am Smart-
phone ist das Spiel nicht optimiert. Zwar kann 
es auch auf diesen Endgeräten über den Brow-
ser abgerufen werden, jedoch ist die Lesbarkeit 
der Briefe auf den kleinen Bildschirmen der 
Smartphones nicht ausreichend gewährleistet.

Da alle Texte professionell vertont wurden, 
empfiehlt sich für eine Nutzung im Klassenkon-
text die Verwendung von Kopfhörern. Alternativ 
lässt sich der Sound manuell über die Einstellun-
gen ausschalten.

Das Serious Game zu Friedrich Ebert
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Die Aufgaben

Die vorliegende Handreichung für Lehrkräfte 
bietet einen schnellen Einblick in das kosten-
freie Serious Game „Friedrich Ebert – Der Weg 
zur Demokratie“ und seine Einsatzmöglichkeiten 
im Schulunterricht.

Sie enthält konkrete Anwendungsaufgaben zum 
Spiel als Ganzes, aber auch zu einzelnen Kapi-
teln. Dabei deckt sie Sach-, Methoden-, Reflexi-
ons-, und Orientierungskompetenz ab1. Darüber 
hinaus deckt sie die drei Anforderungsbereiche  
I Reproduktion, II Reorganisation und III Trans-
fer/Bewertung ab.

Zu jeder Aufgabe finden Sie am Seitenrand 
einen Kasten mit den Basisinformationen zur 
jeweiligen Dauer, der geeigneten Sozialform 
und Methodenwahl, zu zusätzlich benötigtem 
Material sowie zur erworbenen Kompetenz und 
dem jeweiligen Anforderungsbereich.

Die Zeitangaben beziehen sich auf die reine 
Bearbeitungszeit der Aufträge, nicht auf die 
Spielzeit.

Im Materialanhang finden Sie alle Illustrationen 
mit den Sachtexten der Chronik in der Reihen-
folge der Kapitel.

Infos zum Begleitheft

Dauer

Kompetenz

Sozialform

Anforderungs- 
bereich

Methode

Zur Bearbeitung 
empfohlene Kapitel

im Spiel

Material

empfohlene 
Klassenstufe

1 Die Kompetenzbegriffe entsprechen den Vorgaben des Bildungsplans von 2016 in Baden-Württemberg und können 
hinsichtlich ihrer Benennung in den einzelnen Bundesländern abweichen. Nähere Informationen finden Sie im Anhang 
auf Seite 94.
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Kurzinfo & Verlaufsplanung

Digitale Spiele entwickeln sich immer mehr zu 
einem wichtigen Medium der Geschichtsver-
mittlung und der historisch-politischen Bil-
dungsarbeit. Spielen verbindet und hilft beim 
Lernen. Die Spielerinnen und Spieler lernen, mit 
Herausforderungen umzugehen und Strategien 
zu entwickeln. Sie erfahren Selbstwirksamkeit 
und lernen Selbstreflexion. Beim Lernprozess 
profitieren sie von der intrinsischen Motivation, 
die durch den spielerischen Zugang des Medi-
ums freigesetzt wird. Im Unterschied zu anderen 
Medien müssen sie dabei im Spiel selbst han-
deln und entscheiden, statt nur die Inhalte zu 
konsumieren.

Einen solch spielerischen Zugang zum Leben 
Friedrich Eberts und zu den Grundproblemen 
der deutschen Demokratiegeschichte ermög-
licht das Serious Game „Friedrich Ebert – Der 
Weg zur Demokratie“. Der Arbeitsauftrag „Das 
Medium Serious Game unter der Lupe” begleitet 
die Schülerinnen und Schüler mit der Methode 
Think-Pair-Share im Dreischritt von Beschrei-
ben, Untersuchen und Bewerten bei der Ana-
lyse der Spielprinzipien. Ausgehend von einer 
einführenden Beschreibung untersuchen die 
Schülerinnen und Schüler die grundlegenden 
Elemente von Spielidee und Gestaltung und 
kommen im Austausch miteinander zu einem 
begründeten Werturteil über das Serious Game 
„Friedrich Ebert – Der Weg zur Demokratie“.

Sek I.: 45 bis 60 Minuten
Sek II.: 30 bis 40 Minuten

Methoden- und  
Reflexionskompetenz

Einzel, Partner- und  
Gruppenarbeit

I, II und III

Think-Pair-Share

1 bis 4

AB Das Serious Game 
unter der Lupe

Auf einen Blick

Das Medium Serious Game 
unter der Lupe
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Arbeitsblatt

1   Aufgabe: Das Spiel beschreiben

Wer hat das Spiel entwickelt?

�

�

�

Mit welchen Objekten bzw. Elementen arbeitet das Spiel?

�

�

�

Welche Personen kommen häufiger vor?

�

�

�

Wie handelt man im Spiel?

�

�

�

Welches Ziel hat das Spiel?

�

�

�

Das Medium Serious Game 
unter der Lupe

Beantworte in Einzelarbeit die Fragen in Aufgabe 1 und 2A oder 2B.
Think:
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Arbeitsblatt

2A   
Aufgabe: Die Gestaltung untersuchen

Wie sind die Illustrationen, Briefe, Personen und die Spielumgebung gestaltet?

�

�

�

Welche Wirkung hat die Grafik auf Dich ?

�

�

�

Was gefällt Dir gut? Was würdest Du kritisieren?

�

�

�

Wie werden Musik und Ton eingesetzt? Höre Dir hierfür auch die Musik in der Kapitelauswahl und 
den Intros an.

�

�

�

2B   Aufgabe: Die Spielidee untersuchen

Welche Geschichte erzählt das Spiel kapitelübergreifend?

�

�

�

Kann man die Geschichte im Spiel als Spieler verändern oder beeinflussen?

�

�

�

DAS MEDIUM SERIOUS GAME UNTER DER LUPE
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Arbeitsblatt

Kommen historische Ereignisse, Personen oder Orte vor, die Du bereits kennst?

�

�

�

DAS MEDIUM SERIOUS GAME UNTER DER LUPE

3  Aufgabe: Das Spiel bewerten

Wie passen Gestaltung und Spielidee zusammen?

Was hättet Ihr anders gemacht? Begründet Eure Entscheidung.

Wie bewertet Ihr das Medium „Serious Game“ als Möglichkeit zur Vermittlung von Geschichte?
Welche Möglichkeiten und Grenzen haben Geschichtsspiele?

Share:
Stellt Euer Urteil der Klasse vor.

Finde Dich mit einer Partnerin oder einem Partner zusammen. Stellt 
euch gegenseitig die bisherigen Ergebnisse vor. Bewertet nun auf 
der Grundlage Eurer bisherigen Ergebnisse das Spiel.

Pair:
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Kurzinfo & Verlaufsplanung

Geschichte ist nicht statisch. Sie verändert sich, 
je nachdem, wie und mit welchen Mitteln wir sie 
erzählen. Der vergleichende Blick auf unter-
schiedliche Geschichtsdarstellungen kann hel-
fen, sowohl den historischen Blick zu schärfen 
als auch die Darstellungslogiken verschiedener 
Medien zu erkennen. 

Das zweiteilige Angebot stellt eine solche ver-
gleichende Untersuchung von Geschichtsdar-
stellungen ins Zentrum der Schüleranalyse. Es 
kombiniert einen Besuch des Friedrich-Ebert-
Hauses in Heidelberg mit dem Serious Game 
„Friedrich Ebert – Der Weg zur Demokratie“. 
Dabei analysieren die Schülerinnen und Schüler 
nacheinander in zwei Arbeitsphasen die Gestal-
tungsprinzipien der Dauerausstellung und des 
Ebert Games.

Der Gang durch die Ausstellung kann sowohl im 
Rahmen einer gebuchten oder selbständig or-
ganisierten Führung als auch im eigenständigen 
Rundgang erfolgen. Bitte melden Sie Ihre Klasse 
in allen Fällen an.

Methoden- und  
Reflexionskompetenz

Einzel, Partner- und  
Gruppenarbeit

I, II und III

1 bis 4

Auf einen Blick
1 x 90 min im Friedrich-Ebert-
Haus und 1 x 90 min in  
der Schule

AB Geschichtsdarstellungen 
im Vergleich

Dies entspricht dem kostenfreien  
Workshop D wie Demokratiebilder.

Geschichtsdarstellungen 
im Vergleich

https://ebert-gedenkstaette.de/vermittlung
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Arbeitsblatt

Ausstellung Serious Game

Gestaltung
•� �Benenne 3 bis 4 zentra-

le Gestaltungselemente 
und ihre Funktionen.

• �Begründe ihre Wirkung 
auf Dich.

• Zeitstrahl auf dem Boden • Brief

Bilder
• �Beschreibe den Einsatz 

von Bildern?
• �Begründe ihre Wirkung 

auf Dich.

• •

Geschichtsdarstellungen 
im Vergleich

1   Aufgabe 

Wie werden Friedrich Ebert und sein Wirken in der Gedenkstätte und im Spiel dargestellt?
Vergleiche mit Hilfe der Tabelle!



17

Arbeitsblatt

Ausstellung Serious Game
Vertonung  
und Sound
• �Wie wird die Vertonung 

bzw. der Sound im Au-
dioguide und im  
Spiel eingesetzt?

 

• •

Friedrich Ebert
• �Untersuche, wie Fried-

rich Ebert wirkt. 
�Es kann Dir helfen, 
wenn Du Dir folgende 
Fragen stellst: 
Welche Rolle nimmt  
er ein? 
Wie handelt er?

• •

Zäsuren  
und Einschnitte
• �Benenne 3 wichtige 

Einschnitte im Leben 
Friedrich Eberts.

• �Erläutere, wie sie jeweils 
dargestellt werden.

• •

Geschichtsdarstellungen im Vergleich

2   Aufgabe 

Vergleiche anschließend die Ergebnisse in den einzelnen Kategorien (Gestaltung, Bilder, Vertonung 
und Sound, Friedrich Ebert und Zäsuren und Einschnitte).

3   Aufgabe 

Bewerte, welche Geschichtsdarstellung – Ausstellung oder Spiel – Dir jeweils passender umgesetzt 
erscheint. Begründe Deine Entscheidung.
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Kurzinfo & Verlaufsplanung

Friedrich Ebert als Wegbereiter 
der Demokratie

Der sozialdemokratische Parteivorsitzende 
Friedrich Ebert übernahm 1918 die politische 
Verantwortung für die Zukunft Deutschlands 
und gilt als Brückenbauer für die soziale Demo-
kratie und prägender Gründervater der ersten 
deutschen Republik, die er als Reichspräsident 
bis zu seinem frühen Tod verteidigte.

Im Zentrum des Arbeitsauftrags steht Friedrich 
Ebert als zentrale Person der deutschen Demo-
kratiegeschichte. Ausgehend von der Spieler-
fahrung sowie den im Spiel bearbeiteten Briefen 
charakterisieren die Schülerinnen und Schüler 
Friedrich Ebert. 

Die ergänzende Vertiefung widmet sich an-
schließend den übrigen Personen im Spiel und 
ihrer Beziehung zu Friedrich Ebert. Dabei wäh-
len die Schülerinnen und Schüler selbstständig 
eine für sie interessante Person aus und stellen 
diese im Plenum vor.

45 Minuten 

Mindmap

Gruppenarbeit 

Sachkompetenz

1 bis 4

II

Auf einen Blick

AB Friedrich Ebert als  
Wegbereiter der Demokratie
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Arbeitsblatt

Friedrich Ebert als Wegbereiter 
der Demokratie

1   Aufgabe 

Charakterisiere den Politiker Friedrich Ebert ausgehend von seinem Handeln und  
seiner Darstellung im Spiel. Begründe dies.

  Impulsfragen:  
• Wofür setzt sich Friedrich Ebert ein? • Was lehnt Friedrich Ebert ab?

• Wie handelt er?

2   Aufgabe 

Wähle eine Person aus dem Spiel aus und stelle sie vor. Setze sie dabei in Beziehung  
zu Friedrich Ebert.

  Impulsfragen: 
• Wie steht die Person zu Friedrich Ebert? 
• �Aus welchem Kontext kennt die  

Person Friedrich Ebert?

• Welche Rolle spielt die Person?
• Warum ist die Person wichtig?

Friedrich Ebert 1924 am Schreibtisch im Reichspräsi-
dentenpalais © Archiv der sozialen Demokratie 

Friedrich Ebert 1913 © National Archives and 
Records Administration, College Park
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Kurzinfo & Verlaufsplanung

Stationen auf dem Weg 
zur Demokratie

Die Entstehung der Demokratie in Deutsch-
land war ein Langzeitprozess, den das Spiel 
nachzeichnet: Innerhalb des monarchischen 
Systems des Deutschen Kaiserreichs konnten 
zarte demokratische Impulse gesetzt werden, 
etwa durch die Arbeiter- und die Frauenbewe-
gung. Im Ersten Weltkrieg verbesserten sich aus 
unterschiedlichen Gründen die Handlungsspiel-

räume des Parlaments und am Ende stand die 
Abdankung des Kaisers. In der Revolutionszeit 
galt es, die Demokratie gegen andere politische 
Vorstellungen durchzusetzen und aufzubauen. 
Und in der frühen Weimarer Republik musste 
die demokratische Grundordnung gegen Angrif-
fe der extremen Rechten und Linken verteidigt 
werden.
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Kurzinfo & Verlaufsplanung

45 Minuten 

Think-Pair-Share

Einzel-, Partner- und 
Gruppenarbeit

Methodenkompetenz

3 und 4

I, II und III

Auf einen BlickDie Schülerinnen und Schüler beschäftigen sich 
im methodischen Dreischritt von Think-Pair-
Share mit wichtigen Stationen auf dem Weg 
zur Demokratie, die über die Meilensteine und 
Zielereignisse im Spiel hinausgehen können 
bzw. sollen. Dazu wählen sie zunächst basierend 
auf den Spielerfahrungen vier Stationen auf dem 
Weg zur Demokratie aus, die ihnen individuell 
als besonders wichtig erscheinen. Diese vier 
Stationen stellen sich jeweils zwei Schülerin-
nen und Schüler gegenseitig vor, bewerten ihre 
jeweilige Auswahl und einigen sich auf drei ge-
meinsame Stationen. 

Ausgehend von diesen Zwischenergebnissen 
treten nun die handelnden Personen in den 
Fokus, die bei den jeweiligen Stationen eine Rolle 
gespielt haben. In der abschließenden Gruppen-
phase stellen sich die Schülerinnen und Schüler 
ihre Ergebnisse gegenseitig vor und diskutieren, 
basierend auf der Aussage „Eine Demokratie 
braucht Demokraten”, die Rolle einzelner Akteure. 

Als Zusatzaufgabe porträtieren die Schülerinnen 
und Schüler einen Demokraten ihrer Wahl. Da-
bei können sie sowohl eine historische als auch 
eine aktuelle Person des öffentlichen Lebens 
oder eine Privatperson aus ihrem persönlichen 
Umfeld auswählen. 

Stationen auf dem Weg zur Demokratie

AB Stationen auf dem
Weg zur Demokratie
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Stationen auf dem Weg 
zur Demokratie

  Impulsfragen: 
• Welche Bedeutung hat jede und jeder Einzelne von uns?
• Wie kann ein einzelner Mensch die Demokratie stärken? Formuliert konkrete Beispiele.

 
!   Zusatzaufgabe

 

Porträtiere einen Demokraten oder eine 
Demokratin Deiner Wahl. Du kannst 
sowohl eine historische als auch eine 
aktuelle Person des öffentlichen Lebens 
oder eine Privatperson auswählen.

Benenne 4 Stationen auf dem Weg zur Demokratie, die Dir besonders wichtig erscheinen. 
Notiere Deine Begründung.

Think: 

Share: 
Stellt Euch gegenseitig die ausgewählten Stationen und ihre wichtigen Akteure kurz vor. Dis-
kutiert die Aussage „Eine Demokratie braucht Demokraten“.

Stellt Euch gegenseitig die ausgewählten Stationen vor. Bewertet die jeweilige Auswahl. 
Einigt Euch auf 3 gemeinsame Stationen. Welche Personen haben bei den einzelnen Sta-
tionen auf dem Weg zur Demokratie eine wichtige Rolle gespielt?

Pair: 
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Kontrafaktische 
Geschichtsschreibung

„Was wäre gewesen, wenn…”. Diese Frage steht 
für ein Gedankenexperiment, das kontrafakti-
sche Geschichte genannt wird. Sie spekuliert, 
wie die Geschichte anders hätte verlaufen 
können, wenn bestimmte Ereignisse nicht oder 
zu einem anderen Zeitpunkt eingetreten wären. 
Damit erzählt die kontrafaktische Geschichte 
einen fiktiven, aber theoretisch vorstellbaren 
Ablauf der Vergangenheit. Diese eigentlich 
ahistorische Betrachtungsweise kann helfen, 
den Verlauf der Geschichte besser beurteilen 
zu können, zum Beispiel die Ursachen hinter 
bestimmten Entwicklungen zu erkennen und 
von den Auslösern zu unterscheiden. Gerade in 
digitalen Geschichtsspielen ist kontrafaktische 
Geschichte ein gängiges erzählerisches Mittel.

Im Zentrum des Angebots steht durch die Ein-
führung der Methode der kontrafaktischen 
Geschichtsschreibung die Schulung der Metho-
denkompetenz. Die Schülerinnen und Schüler 
beschäftigen sich beispielhaft mit der Offenheit 
geschichtlicher Entwicklungen. 

Als Einstieg beschreiben die Schülerinnen und 
Schüler eine Abbildung, die im Spiel beispielhaft 
für kontrafaktische Geschichte steht. Davon 
ausgehend entwickeln sie in der Erarbeitungs-
phase in Partnerarbeit ein eigenes kontrafakti-
sches Szenario. Sie achten dabei besonders auf 
Stringenz und inhaltliche Logik. Als Ergebnissi-
cherung betrachten die Schülerinnen und Schü-
ler im Galeriegang die Ergebnisse der Mitschü-
lerinnen und Mitschüler und wählen begründet 
ein für sie besonders gelungenes Beispiel aus. 
Für den Transfer dient das Zitat des Historikers 

Dan Diner zum methodischen Ziel der kontra-
faktischen Geschichtsschreibung als Impuls. Von 
diesem ausgehend nehmen die Schülerinnen 
und Schüler begründet Stellung.

45 Minuten 

Galeriegang 

AB Kontrafaktische 
Geschichtsschreibung

Partnerarbeit

Methodenkompetenz 
Zusatz: Reflexionskompetenz

3

I, II und III

Auf einen Blick
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1   Aufgabe 

Beschreibe die Abbildung. 

2   Aufgabe 

Entwickle ausgehend von der Abbildung und den darin enthaltenen Begriffen ein mögliches kon-
trafaktisches Szenario. Beachte dafür den Infokasten zu den Methoden der kontrafaktischen Ge-
schichtsschreibung.

Kontrafaktische  
Geschichtsschreibung 

WAS WÄRE, WENN DIE REVOLUTION 
GESCHEITERT WÄRE?



25

Arbeitsblatt

!  Zusatzaufgabe 

Nimm begründet auf Deinen Beobachtungen beim Verfassen des kontrafaktischen Szenarios Stel-
lung zu der Aussage des Historikers Dan Diner: 
„Es geht uns nicht darum, eine andere oder gar fiktive Geschichte zu erzählen. Ziel ist viel mehr, 
mittels der Perspektive von realen Möglichkeiten das wirkliche Eingetretene umso schärfer heraus-
zustellen. Kurz: Die Wahrnehmung von potenziellen Möglichkeiten erlaubt uns, die gewesene Wirk-
lichkeit besser zu verstehen.”

Kontrafaktische Geschichtsschreibung 

Infokasten: 
„Was wäre gewesen, wenn…”. Diese Frage steht für ein Gedankenexperiment, das 
kontrafaktische Geschichte genannt wird. Sie spekuliert, wie die Geschichte anders 
hätte verlaufen können, wenn bestimmte Ereignisse nicht oder zu einem anderen 
Zeitpunkt eingetreten wären. Damit erzählt die kontrafaktische Geschichte einen 
fiktiven, aber theoretisch vorstellbaren Ablauf der Vergangenheit.

  Impulsfragen: 
• Wie hätte die Geschichte auch verlaufen können?
• �Welche möglichen Gefahren hätte Friedrich Ebert bei seinen Entscheidungen mit  

einbeziehen können?
• Welche Gruppen hätten sich in der Revolution durchsetzen können? 
• �Ist das entwickelte kontrafaktische Szenario vorstellbar? Hat es logische Brüche?
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Ziele der SPD im Kaiserreich 
nach 1900

Zur Zeit des Deutschen Kaiserreichs verstand 
sich die Sozialdemokratie als sozialistische 
Arbeiterpartei. Sie kämpfte gegen das politische 
System und orientierte sich an einem revolutio-
nären Marxismus. Zugleich entwickelte sich die 
SPD nach 1900 weiter zu einer Massenpartei, 
deren Mitgliederzahl kontinuierlich anstieg und 
die bei Wahlen große Stimmengewinne ver-
zeichnete. Vor diesem Hintergrund stellte sich 
die Frage, ob die Partei weiter nur auf die Re-
volution hinarbeiten, oder ihre politische Macht 
innerhalb des Systems nutzen sollte, um soziale 
Fortschritte zu ermöglichen, zum Beispiel im Be-
reich des Arbeitsschutzes, bei den Frauenrech-
ten und mit Blick auf die Wohnungssituation 
gerade in Arbeitervierteln.

Mit Hilfe von Kapitel 1 Das Kaiserreich. Demokra-
tie anbahnen 1900 bis 1914 arbeiten die Schü-

lerinnen und Schüler in der Erarbeitungsphase 
heraus, welche Ziele die Arbeiterbewegung und 
die SPD im Kaiserreich verfolgten. Als Hilfsmit-
tel steht ihnen in der Einzelarbeit die Chronik 
zur Verfügung. 

Basierend auf den Ergebnissen der Erarbei-
tungsphase stehen zwei Varianten zur Vertie-
fung bereit: Variante I greift die Forderungen 
der SPD nach einer Gleichberechtigung der Frau 
auf, während Variante II den Revisionismusstreit 
um die Frage nach einer Durchsetzung der Ziele 
mittels Reformen oder mittels Revolution ver-
tieft.

Variante I 
Anschließend an die Erarbeitungsphase bespre-
chen die Schülerinnen und Schüler ihre Ergeb-
nisse in Partnerarbeit und diskutieren, ausge-
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hend vom Aufruf zum ersten Internationalen 
Frauentag 1911 aus der Zeitschrift Die Gleich-
heit, die Frage, ob man den Internationalen 
Frauentag heute als Aktionstag noch braucht. 

Variante II
Die Ergebnisse der Erarbeitungsphase werden 
als Mindmap gesammelt. Anschließend wird 
die Klasse in die beiden Gruppen „Reform” und 
„Revolution” geteilt. Innerhalb dieser Gruppen 
setzen sich die Schülerinnen und Schüler in 
Partnerarbeit mit der Karikatur „Theorie und 
Praxis” auseinander und erarbeiten für das 
abschließende Rollenspiel Argumente für die 
jeweils ihnen zugewiesene Handlungsstrategie. 
Die abschließende Ergebnissicherung findet als 
Rollenspiel im Klassengespräch statt.

Ziele der SPD im Kaiserreich nach 1900

 90 Minuten

Variante I: �Sach- und  
Transferkompetenz

Variante II: �Sach- und  
Methodenkompetenz

Variante I: �Einzel- und  
Partnerarbeit

Variante II: Gruppenarbeit

II und III

Variante II: �Mind-Map;  
Rollenspiel

1

Auf einen Blick

Sek. II
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Ziele der SPD im Kaiserreich 
nach 1900 – Variante I

1   Aufgabe 

Arbeite basierend auf den Inhalten von Kapitel 1 Das Kaiserreich. Demokratie anbahnen 1900 bis 1913 
heraus, welche Ziele die Arbeiterbewegung und die SPD im Kaiserreich verfolgten. Nutze hierfür 
auch die Chronik.

2   Aufgabe 

Diskutiere ausgehend vom Auszug aus dem Aufruf zum ersten Internationalen Frauentag am  
19. März 1911 aus der Zeitschrift Die Gleichheit die Frage, ob es den Internationalen Frauentag  
als Aktionstag heute noch braucht.

Titelblatt Die 
Gleichheit, 
1911, Nr. 12
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Die Gleichheit
Genossinnen! Arbeitende Frauen und Mädchen! Der 19. März ist euer Tag. Er gilt eurem 

Recht. Hinter eurer Forderung steht die Sozialdemokratie, stehen die gewerkschaft-
lich organisierten Arbeiter. Die sozialistischen Frauen aller Länder fühlen sich mit euch 

solidarisch. Der 19. März muß euer Ehrentag sein. Die ihr in Stadt und Land frondet: 
Heraus zum sozialdemokratischen Frauentag!

Auszug aus dem Aufruf zum ersten Internationalen Frauentag am 19. März 1911  
aus der Zeitschrift Die Gleichheit:

Ziele der SPD im Kaiserreich nach 1900 – Variante I

Unser Märzentag
Der 19. März wird – des sind wir sicher – zu 
einem wichtigen Datum in der Geschich-
te des Kampfes für das Frauenwahlrecht 
werden. In Deutschland und Österreich hat 
die Sozialdemokratie die arbeitenden Frauen 
aufgerufen, an diesem Tage sich zu erhe-
ben und um das rote Banner geschart ihren 
festen Willen zu bekunden, sich unverküm-
mertes Bürgerrecht zu erobern. Hinter dem 
Frauentag steht in beiden Ländern die eine 
revolutionäre Arbeiterbewegung, wie sie sich 
in der Sozialdemokratie und den freien Ge-
werkschaften verkörpert. Schon die Tatsache 
allein weist auf das hin, was durch den Inhalt, 
das Um und Auf der Veranstaltung scharf 
ausgeprägt wird: Dieser Kampf geht nicht um 
Weibesrecht in der engen bürgerlich-frauen-
rechtlichen Auffassung, die sich für befrie-
digt erklärt, wenn die Kette der politischen 
Rechtlosigkeit des weiblichen Geschlechts 
nur „prinzipiell“ dadurch gelockert wird, daß 
die dünne Schicht der Frauen „von Besitz 
und Bildung“ Stimmzettel und Wählbarkeit 
ihrer Klasse erhält. Nein, sein Ziel ist Frau-
enrecht als Menschenrecht, als Recht der 
Persönlichkeit, losgelöst von jedem sozialen 

Besitztitel, sein Ziel ist daher erst erreicht, 
wenn die politische Knebelung des gesamten 
weiblichen Geschlechts „praktisch“ dadurch 
ein Ende nimmt, daß alle großjährigen Frau-
en unterschiedslos als Vollbürger anerkannt 
werden.
Der Kampf, der um solchen Preis entbrennt, 
ist in der Hauptsache ein Kampf der arbei-
tenden Frauen – ganz gleich, ob diese mit 
den Händen oder dem Hirn „pflügen“, ihren 
Nacken unter das Joch der Erwerbsfron beu-
gen oder an dem häuslichen Herde walten, 
auf dem des ausbeutenden Kapitals schwere 
Hand wuchtet. Als ein solcher Kampf bleibt 
er dem Ringen der Arbeiterklasse für eine 
vollkommene Demokratisierung des poli-
tischen Lebens eingeschweißt. Er erweist 
sich – wie wir in der letzten Nummer nach-
gewiesen haben – als ein Teil der geschicht-
lichen Mission, die das deutsche Bürgertum 
weder erfüllt hat, noch in den Tagen ver-
schärfter Auseinandersetzungen zwischen 
Kapital und Arbeit erfüllen will und kann. 
So müssen auch seine Schlachten von dem 
Proletariat geschlagen werden, daß nun im 
Kampfe gegen Bourgeoise, Junkertum und 
Halbabsolutismus bewußt und zielklar zu 
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vollenden beginnt, was seine Väter in dem 
Sturm und Drang der vierziger Jahre im 
Bunde mit dem revolutionären Bürgertum 
gegen den Feudalstaat begonnen haben. In 
der Tat: das allgemeine Frauenwahlrecht ist 
die letzte Forderung, die zum Behufe 1 einer 
wirklichkeitslastigen Demokratie durchge-
setzt werden muß. Unzerreißbare Fäden der 
organischen geschichtlichen Entwicklung 
verknüpfen daher den Kampf für dieses 
Recht mit den Märzentagen des tollen Jah-
res, auf die das Datum der sozialdemokrati-
schen Veranstaltung hinweist. Dieses Datum 
ist von geschichtlicher Bedeutung. Am 19. 
März 1848 kapitulierte der preußische Ab-
solutismus in aller Form vor der Macht der 
Straße, der Revolution. [...]
Die Forderung der Gleichwertung und 
Gleichstellung der Geschlechter, ein hervor-
stechender Charakterzug des utopischen 
Sozialismus, erklingt in Deutschland erst 
zu der Losung vollen Bürgerrechts für die 
Frauen, als die revolutionäre Flutwelle 
anschwillt, die sich 1848 donnernd gegen 
die feudale Ordnung erhebt. Revolutionäre 
Zeiten bringen die Frauen zum Bewusst-
sein, dass das Heim keine in sich abge-
schlossene Welt ist, in deren Frieden sicher 
hausen wäre; es gleicht höchstens einem 
Gemach innerhalb des großen Baues der 
Gesellschaft. Wenn dieser Bau in seinen 
Fugen kracht, wenn seine Balken zu bersten 
drohen, wenn die lohenden Flammen durch 
seine Mauern rasen: dann empfinden auch 
die Frauen die gesellschaftlichen Zusam-
menhänge, die des einzelnen Los im Guten 
und Schlimmen mit dem Geschick einer 
Gesamtheit, die die Familie mit dem Staate 

1	 Vorteil

verbinden. Und mit ihrer und der Ihrigen 
Abhängigkeit von den gesellschaftlichen 
Gewalten erkennen sie das schreiende Un-
recht, daß ihnen das politische Recht und 
damit Macht mangelt, diese Gewalten zu 
lenken und zu gestalten. Deshalb hat die Re-
volution allzeit die Frauen als Kämpferinnen 
in die Geschichte eingeführt, deshalb haben 
die bürgerlichen Revolutionen den sonst 
Stummen die Zunge gelöst und den Mut der 
Rechtbegehrenden verliehen. In der gären-
den, brausenden Zeit des Vormärzen, als 
der Feuertrunk revolutionärer Ideen in dem 
Blute der jungen deutschen Bourgeoisie ru-
morte, begannen auch die Frauen das Recht 
und die Pflicht zu heischen, als Vollbürger 
das Gemeinwohl zu fördern. 1844 wurde in 
Robert Blums „Vaterlandsblättern“ die Frage 
aufgeworfen: „Haben auch die Frauen ein 
Recht zur Teilnahme an den Interessen des 
Staates?“ „Ein sächsisches Mädchen“ bejah-
te die Frage in einem Artikel, der in dem Satz 
kulminierte: „Die Teilnahme an den Interes-
sen des Staates ist nicht allein ein Recht, sie 
ist eine Pflicht der Frauen.“ Das sächsische 
Mädchen, das dem Sehnen der fortgeschrit-
tenen ihres Geschlechts Ausdruck gab, war 
Luise Otto, eine Begründerin der bürger-
lichen Frauenbewegung und bis an ihr Ende 
eine treue Bekennerin der Demokratie, für 
die sie in ihrer Jugend gekämpft und gelitten 
hat. Die Ereignisse bewahrheiteten ihr Wort: 
„Wenn die Zeiten gewaltsam laut werden, 
so kann es nicht fehlen, daß auch die Frauen 
ihre Stimme vernehmen und ihr gehorchen.“ 
[...]
Die Geschichte des Kampfes für das poli-
tische Bürgerrecht des weiblichen Ge-

Ziele der SPD im Kaiserreich nach 1900 – Variante I
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schlechts lenkt zwingend den Blick auf den 
politischen Verfall der deutschen Bourgeoi-
sie. Hoffnungsfreudig muß er sich der Klasse 
zuwenden, die aus der Nacht und Not der 
Fabriken ins Licht der Geschichte empor-
steigt. Ein neuer Märzenfrühling des demo-
kratischen Gedankens ist angebrochen. Das 
klassenbewußte Proletariat trägt ihm unter 
Führung der Sozialdemokratie das Banner 
voran, auf dem auch die Forderung vollen 
Bürgerrechts für das Weib prangt. Der 19. 
März besiegelt das Bündnis, das im Ringen 
für das volle Recht des weiblichen Ge-
schlechts von je zwischen den arbeitenden 
Frauen und der Sozialdemokratie lebendig 
wirksam gewesen ist. Er bestätigt durch die 
Tat, daß das Bürgerrecht der Frau ein we-
sentlicher, unlösbarer Teil des proletarischen 
Klassenkampfes für die volle politische 

Demokratie bedeutet. Er proklamiert, daß 
die Eroberung dieses Rechtes nicht lediglich 
Frauensache ist, sondern ebenso Männer-
sache sein muß, ein großer Rechtshandel 
der Menschheit, den bei uns das Proletariat 
zum Austrag bringt. Es sammelt die Waffen, 
denen der Wille und die Kraft eignet, das 
zu tun. Er vertieft die Überzeugung, daß der 
Sieg in dieser einen Sache nichts mehr ist als 
eine Etappe im Ringen für die volle mensch-
liche Befreiung des Weibes durch die soziale 
Revolution. Unser Märzentag, der über die 
Gegenwart hinaus in die Zukunft deutet, ist 
ein lebenstrotzendes Zeugnis für die ge-
schichtliche Wahrheit von Bettina v. Arnims 
prophetisches Wort: „Nein! Kein Blutstrop-
fen der Revolution ist umsonst geflossen; 
alles ist zu Geist geworden, er blüht jetzt 
wieder in der Menschheit.“

Ziele der SPD im Kaiserreich nach 1900 – Variante I
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Ziele der SPD im Kaiserreich 
nach 1900 – Variante II

1   Aufgabe 

Arbeite basierend auf den Inhalten von Kapitel 1 Das Kaiserreich. Demokratie anbahnen 1900 bis 1913 
heraus, welche Ziele die Arbeiterbewegung und die SPD im Kaiserreich verfolgten. Nutze hierfür 
auch die Chronik.

2   Aufgabe 

Entwickle ausgehend von der Karikatur Theorie und Praxis in Partnerarbeit Argumente für die  
Umsetzung der Ziele durch Reformen bzw. durch eine Revolution. Bereite jeweils Argumente für 
eine Handlungsweise vor, um diese anschließend in einem Rollenspiel zu vertreten.

 Karikatur Theorie und Praxis  
von 1910 © Archiv der  

sozialen Demokratie

Vergrößerte 
Ansicht siehe
nächste Seite
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Protest der SPD gegen  
den Völkermord an den  

Herero und Nama
Nach anfänglichem Zögern strebte auch das 
Kaiserreich nach Kolonien und einem „Platz 
an der Sonne“. In Deutsch-Südwestafrika kam 
es Anfang 1904 zu einem Aufstand gegen die 
deutsche Kolonialmacht, die immer mehr Land 
für die Siedler beanspruchte. Deutsche Kolonial-
truppen unter dem Befehl von Generalleutnant 
Lothar von Trotha schlugen den Aufstand brutal 
nieder. Zehntausende Angehörige der Völker der 
Herero und Nama wurden ermordet. Im Reichs-
tag übte die SPD Kritik an der Kriegsführung. 
Die Niederschlagung des Aufstands gilt heute 
als Völkermord.

Als Einstieg dient ein vergleichender Bildimpuls 
von zwei Illustrationen, die im Zusammenhang 
mit dem Aufstand der Herero und Nama ent-
standen sind: Eines davon zeigt ein Foto ge-
fangener, genauer gesagt mit Ketten um den 
Hals aneinander geketteter Herero aus dem Jahr 
1904. Die zweite Illustration zeigt deutsche 
Schutztruppensoldaten beim Verpacken der 
Schädel von Herero in Kisten für den Transport 
nach Berlin und stammt aus dem Buch Meine 
Kriegserlebnisse in Deutsch-Südwest-Afrika, von 
einem Offizier der Schutztruppe, Minden i.W. 
1907.

In der Erarbeitungsphase werden Auszüge aus 
der in der Reichstagssitzung am 30. Januar 1905 
vorgetragenen Kritik August Bebels an dem Um-
gang der Kolonialbeamten analysiert. 

Als Impuls für den Transfer dient die Erläuterung 
von Außenminister Heiko Maas zum Abschluss 
der Verhandlungen mit Namibia vom 28. Mai 
2021.

90 Minuten 

Sek. II

Methoden- und  
Transferkompetenz 

Unterrichtsgespräch, 
Partnerarbeit

I, II und III

1

Auf einen Blick

AB Protest der SPD gegen  
den Völkermord an den  
Herero und Nama
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Protest der SPD gegen  
den Völkermord an den  

Herero und Nama

  Impulsfragen: 
• Worin unterscheiden sich die beiden Abbildungen? 
• Welche Perspektiven werden jeweils deutlich?

1   Aufgabe 

Beschreibe die beiden Abbildungen und vergleiche sie miteinander.

 M1: Gefesselte Herero, 1904

M2: Deutsche Schutztruppen beim Verpacken  
der Schädel von Herero in Kisten für den  

Transport nach Berlin 

Die Bildunterschrift lautet:  
Eine Kiste mit Hereroschädeln wurde kürzlich von den 
Truppen in Deutsch-Süd-West-Afrika verpackt und an 
das Pathologische Institut zu Berlin gesandt, wo sie zu 
wissenschaftlichen Messungen vewandt werden sollen. Die 
Schädel, die von Hererofrauen mittels Glasscherben vom 
Fleisch befreit und versandfähig gemacht wurden, stammen 
von gehängten oder gefallenen Hereros.
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Protest der SPD gegen den Völkermord an  
den Herero und Nama

2   Aufgabe 

Arbeite heraus, welche Kritikpunkte August Bebel gegenüber der Kolonialverwaltung erhebt.

Auszüge aus der Rede von August Bebel in der  
Reichstagssitzung am 30. Januar 1905 

aus: Verhandlungen des Reichstages , Bd. 202.1093/05, Berlin 1905, S. 4100-4105, 4127.

Ein weiteres, sehr düsteres Kapitel ist das Ka-
pitel der Mißhandlungen. Die Mißhandlungen, 
denen die afrikanische Bevölkerung ausgesetzt 
ist, sind ungemein schwer und hart. Ich will nur 
der Vollständigkeit halber an den Vorgang mit 
dem Prinzen Prosper Arenberg erinnern, der den 
Eingeborenen Kain in der grausamsten, barbari-
schen Weise gemordet hat. Ähnlicher Taten sind 
mehrere vorgekommen! [...]
Auf das Kapitel der Gefangenenbehandlung 
werde ich noch kommen! – Dieser Neger war 
wegen eines Vergehens im Gefängnis. Die Ge-
fängnisse sind scheußlich, so scheußlich wie nur 
denkbar. Das genügte aber dem Kossak nicht, 
daß er den Mann in diesem scheußlichen Loche 
hielt und mißhandelte: er mußte schlimmer 
behandelt werden! Bekanntermaßen sind in 
Südwestafrika, während bei Tage die Hitze sehr 
groß ist, die Nächte in der Regel sehr kalt; wäh-
rend es bei Tage ungeheuer heiß ist, friert es 
oft bei Nacht. In einer solchen Nacht wurde der 
Neger, nachdem er bereits durch die ihm wider-
fahrenen Mißhandlungen körperlich und geistig 
auf das äußerste reduziert war, von dem Unter-
offizier Kossak vor das Gefängnis geführt und 
dort angekettet. Man zwang ihn, sich zur Erde 
zu legen - er war schon erschöpft -, alsdann ließ 
Kossak um ihn den Sand ausgraben, Gefange-
nenwärter mußten die geschaffene Grube mit 

Wasser ausfüllen, das in der Nacht zu Eis gefror, 
und in diesem Eise ist der Mann mit erfroren. 
Das ist doch eine der größten Barbareien, die 
überhaupt denkbar sind, die an das erinnern, 
was Prinz Prosper Arenberg und seinerzeit Dr. 
Peters getrieben haben. Das skandalöseste aber 
ist, daß behauptet werden kann, Kossak sei 
heute noch im Dienst. Darüber möchte ich Auf-
klärung haben. [...]
Meine Herren, wenn aber ein Weißer vor Ge-
richt in der unglaublich ungerechten Weise be-
handelt wird, wie das dem Groenevelde passier-
te, und wie ich es geschildert habe auf Grund 
der vorgetragenen Aktenstücke, dann bitte ich 
Sie, fragen Sie sich einmal selbst: wo sollen da 
die Eingeborenen an Gerechtigkeit glauben, und 
wo sollen sie sich Gerechtigkeit holen? (Sehr 
gut! Links)
Wenn in dieser parteiischen Weise gegen die 
eigenen Landsleute vorgegangen wird unter 
schwerstem Amtsmißbrauch und Bruch des Ei-
des, dann sind die Eingeborenen – das darf man 
ohne weiteres annehmen – vollständig recht- 
und schutzlos, dann ist es kein Wunder, wenn 
der Haß und die Empörung in diesen Kreisen die 
Gestalt annimmt, die er angenommen hat. [...]
Meine Herren, die Geduld dieser Eingeborenen 
ist wahrlich bis zum alleräußersten in Anspruch 
genommen worden, bis sie von ihrem Natur-



37

Arbeitsblatt

recht denen gegenüber, der sie in so empören-
der Weise mißhandelten und verletzten, Ge-
brauch machten und zur Empörung griffen. (sehr 
wahr! Bei den Sozialdemokraten) Und sie haben 
dann in einer ihren Kulturbegriffen entsprechen-
den Weise sich an ihren Peinigern gerächt. 
Meine Herren, mit alledem aber noch nicht ge-
nug! Natürlich gibt es Vergehen und Verbrechen, 
die bestraft werden; die Eingeborenen wan-
dern alsdann gleich den Weißen auf so und so 
lange, nur entsprechend länger als die Weißen 
in die Gefängnisse. Die Gefängnisse – das hat 
der Herr Kolonialdirektor selber in der Budget-
kommission anerkannt – befinden sich zum Teil 
in denkbar scheußlichstem Zustande. Wenn ich 
Ihnen z.B. mitteile, daß in einer Zelle von 4,8 x 
4 Meter, also von etwa 19 Quadratmeter Fläche 
bei 3 Meter Höhe durchschnittlich 20 eingebo-
rene Gefangene aushalten müssen (Hört! Hört! 
bei den Sozialdemokraten), können Sie sich 
vorstellen, was das für ein Aufenthalt ist. Dem 
entsprechend werden auch die Gefangenen in 
Masse krank und sterben. [...]
Meine Herren, das ist die Kultur, die wir in Süd-
westafrika verbreiten; daß sind die furchtbaren 
Vorgänge, die sich nach dem Zeugnis einwand-
freier Leute, die dort wohnen, zugetragen 
haben, ohne daß man bisher von diesen Dingen 
viel gehört hat, und ohne daß, wie mir scheint, 
die Kolonialverwaltung von diesen Vorgängen 
irgend welche nähere Kenntnis gehabt hat. [...] 
In einem anderen Artikel heißt es: „Man hat in 
missionarischen Kreisen bisher zurückgehalten, 
was man über das Treiben der Weißen weiß, 
wodurch sie die Erbitterung, den Haß und die 
Rachsucht der Hereros hervorgerufen haben: 
das wüste Leben der Männer gegenüber den 
Hererofrauen, die brutale Behandlung der 
Hereros, ihre Ausbeutung durch die Händler 

usw.“ Das sind reichlich die Ursachen, die dazu 
geführt haben. [...]
Das heißt: was habt ihr alles in den zehn Jahren 
unserm armen Volke getan, was für Mißhand-
lungen ausgeführt, wie viel in den Tod geführt! 
Das ist die Ursache, weshalb wir zum Aufstand 
gegriffen haben! 
Meine Herren, das Recht zum Aufstand, das 
Recht zur Revolution hat jedes Volk und jede 
Völkerschaft, die sich in ihren Menschenrechten 
aufs alleräußerste bedrückt fühlt! (Sehr richtig! 
Bei den Sozialdemokraten)
Wenn schließlich nach all diesen Taten, die ich 
hier vorgetragen habe, schließlich der Aufstand 
der Hereros ausbrach, und dann eine Reihe der 
schlimmsten Greueltaten von seiten der Auf-
ständigen begangen wurden, so ist das nur die 
natürliche Folge unserer Kolonialpolitik, des 
Verhaltens der Ansiedler, kurz, der ganzen Tätig-
keit, die von uns aus in Südwestafrika ausgeübt 
worden ist. (Sehr wohl! Bei den Sozialdemo-
kraten) Nun sagt man – und vielleicht kommt 
man auch heut wieder damit, wie man es schon 
in der Budgetkommission getan hat – : ja, aber 
die Greueltaten! Meine Herren, die Greueltaten 
leugnet niemand von uns. Es sind Greueltaten 
schauderhafter Art vorgekommen, aber alle 
ohne Ausnahme erst, nachdem die skandalösen 
Dinge vorausgegangen waren, die ich Ihnen hier 
mitgeteilt habe (Sehr richtig! Bei den Sozial-
demokraten) und zum Teil auch in dem Bericht 
der Kolonialregierung enthalten sind. Nachdem 
diese Greueltateten mehr als ein Jahrzehnt 
gedauert und sich immer wiederholt haben, ist 
endlich das Volk zum äußersten getrieben und 
gereizt worden und hat mit Greueltaten ge-
antwortet. Ich meine aber, wenn es einmal ein 
Abwägen von Schuld und weniger Schuld vor 
der Geschichte gibt, dann kann kein Zweifel 

Protest der SPD gegen den Völkermord an  
den Herero und Nama
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bestehen, daß das weitaus größere Maß von 
Schuld auf unserer Seite liegt, daß wir, die auf 
höherer Stufe stehende Kulturnation, wir, die 
christliche Nation, wir, die Zivilisierten, allein die 
Schuld tragen, daß das Volk zu solchen Barba-
reien getrieben wurde. Das muß einmal mit aller 
Rücksichtslosigkeit und Energie ausgesprochen 
werden. [...]
Meine Herren, dieser Krieg ist – das wird nie-
mand bestreiten – auch von unserer Seite mit 
großer Rücksichtslosigkeit geführt worden; es 
ist in einem großen Teil der deutschen Presse 
erklärt worden, die Eingeborenen müßten ver-
nichtet werden, nicht nur diejenigen, die Waffen 
tragen, sondern auch die Frauen und Kinder, die 
ganze Rasse müßte mit Stumpf und Stiel ausge-
rottet werden. [...] Denn überall, wo Zivilisation 
herrscht – und in dieser Beziehung dürfen die 
europäischen Christen sich an den Japanern ein 
Beispiel nehmen, an den heidnischen Japanern, 
die in einer Weise den Kampf führen, die einer 
ersten Kulturnation zur Ehre gereichen würde – 
(Sehr wohl! Bei den Sozialdemokraten) kann es 
nicht vorkommen, daß man wehrlose Männer, 
auch wenn sie Waffen getragen haben, nieder-

knallt; da kann es nicht vorkommen, daß man 
Frauen und Kinder erbarmungslos niederknallt, 
wie es bei uns in Südwestafrika notorisch ge-
schehen ist und es nach Ansicht einiger Fanati-
ker in Deutschland mit der ganzen Bevölkerung 
dort geschehen sollte. [...]
Ja, meine Herren, eine solche Kriegsführung 
kann jeder Metzgerknecht treiben, dazu braucht 
man nicht General oder höherer Offizier zu sein. 
(Sehr wahr! Bei den Sozialdemokraten) Das ist 
eine barbarische Kriegsweise.[...] Meine Herren, 
das ist eine Art Kriegsführung, die von unserer 
Seite auf das allerschärfste bekämpft werden 
müßte. [...] 
Der Herr Abgeordnete Dr. Arendt hat dann 
gemeint, wenn ich vielleicht eines Tages nach 
Südwestafrika ginge, so würde ich möglicher-
weise in der Kolonialpolitik aus einem Saulus ein 
Paulus werden. Im Gegenteil: wenn ich je einmal 
die Opfer an Zeit und Geld, die eine solche 
Reise kostet, zu bringen Luft hätte – was mir 
gar nich einfällt –, so habe ich die feste Über-
zeugung, daß ich als ein noch weit schlimmerer 
Gegner der Kolonialpolitik zurückkehren würde, 
als ich heute bin!

Protest der SPD gegen den Völkermord an  
den Herero und Nama
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Außenminister Heiko Maas zum Abschluss der  
Verhandlungen mit Namibia am 28. Mai 2021 

3   Aufgabe 

Nimm begründet Stellung zu der Äußerung von Außenminister Heiko Maas anlässlich des Abschlus-
ses der Verhandlungen mit Namibia am 28. Mai 2021 und beantworte die Frage, inwiefern Deutsch-
land damit seiner historischen Verantwortung gerecht wird. 

Unser Ziel war und ist, einen gemeinsamen Weg 
zu echter Versöhnung im Angedenken der Opfer 
zu finden. Dazu gehört, dass wir die Ereignisse 
der deutschen Kolonialzeit im heutigen Namibia 
und insbesondere die Gräueltaten in der Zeit 
von 1904 bis 1908 ohne Schonung und Beschö-
nigung benennen. Wir werden diese Ereignisse 
jetzt auch offiziell als das bezeichnen, was sie 
aus heutiger Perspektive waren: ein Völkermord.
Im Lichte der historischen und moralischen Ver-
antwortung Deutschlands werden wir Namibia 

und die Nachkommen der Opfer um Vergebung 
bitten. [...] 
Gelebte Versöhnung kann nicht dekretiert wer-
den. Fest steht: Die Verbrechen der deutschen 
Kolonialherrschaft haben die Beziehungen mit 
Namibia lange belastet. Einen Schlussstrich 
unter der Vergangenheit kann es nicht geben. 
Die Anerkennung der Schuld und unsere Bitte 
um Entschuldigung ist aber ein wichtiger Schritt, 
um die Verbrechen aufzuarbeiten und gemein-
sam die Zukunft zu gestalten.

Protest der SPD gegen den Völkermord an  
den Herero und Nama
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Erster Weltkrieg – Stimmung in 
der Bevölkerung

Der Erste Weltkrieg kostete nicht nur Millionen 
Soldaten das Leben. Er veränderte auch die Ge-
sellschaften der kriegführenden Länder nachhal-
tig. In Deutschland folgte auf eine kurze Phase 
der nationalen Euphorie zu Kriegsbeginn eine 
Welle an politischem und sozialem Protest. 

Die vertiefende Aufgabe nimmt die Perspektive 
der Bevölkerung in den Fokus. Ziel ist es, den 
Stimmungswandel in der Bevölkerung von der 
anfänglichen Kriegsbegeisterung hin zur Forde-
rung nach Frieden, mehr Demokratie und der 
Abdankung des Kaisers nachzuvollziehen. Dazu 
arbeiten die Schülerinnen und Schüler, basie-
rend auf der Spielerfahrung, prägende Erfah-
rungen an der Heimatfront wie Hunger, Frauen-
arbeit, Zensur oder die Arbeitspflicht heraus.
 
Daran kann als Vertiefung, idealerweise als 
Hausaufgabe, eine gezielte Auseinandersetzung 
mit den Tausenden von Ersatzstoffen als Sinn-
bild der materiellen Not erfolgen. Hierzu dient 
ein Sammlungsaufruf als beispielhafte Aus-
gangsquelle, von der aus die Schülerinnen und 
Schüler in eigenständiger Recherche, ein eige-
nes Plakat gestalten.

 45 Minuten

Sachkompetenz

Einzel- oder Partnerarbeit

II

2

Auf einen Blick

AB Erster Weltkrieg – Stimmung 
in der Bevölkerung

Sek. I
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Erster Weltkrieg – Stimmung in 
der Bevölkerung

1   Aufgabe 

Arbeite heraus, welche Faktoren während des Ersten Weltkriegs in der Bevölkerung dazu führten, 
dass die anfängliche Kriegsbegeisterung nachließ? Nutze hierfür auch die Chronik.

2   Aufgabe 

Informiere Dich ausgehend von dem Plakat über Ersatzstoffe im Ersten Weltkrieg.  
Gestalte ein eigenes Plakat. 

Plakat Sammelt Brennesseln von 1918 © Museum Grimma
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Demokratische Errungenschaften 
der Revolution?

Der Schock über die Kriegsniederlage, der Zer-
fall der Monarchie und die extremen lebens-
weltlichen Belastungen der Menschen lösten 
1918 die Novemberrevolution aus. Monatelang 
kämpften die politische Rechte und Linke, re-
aktionäre Kräfte sowie Befürworterinnen und 
Befürworter einer parlamentarischen Demo-
kratie um die Oberhand. Friedrich Ebert konnte 
sich mit seiner gemäßigten Politik am Ende 
durchsetzen – doch die historische Bewertung 
der Revolutionszeit ist ambivalent. 

Die Schülerinnen und Schüler nehmen die 
demokratischen Errungenschaften der Revolu-
tion in den Blick. Ausgehend von ihren Spiel-
erfahrungen arbeiten sie wichtige Neuerungen 
wie die Einführung des Achtstundentages, das 
Frauenwahlrecht oder die Anerkennung von 
Tarifabschlüssen heraus. In einer kontextuali-
sierenden Rechercheaufgabe erarbeiten sie die 
jeweilige Ausgangslage und den Bestand der 
Neuerungen. Vor diesem Hintergrund bewerten 
sie die Bedeutung der demokratischen Errun-
genschaften. 

In einer zweiten Arbeitsphase untersuchen die 
Schülerinnen und Schüler mithilfe der Chronik 
die Motive für die Zusammenarbeit Eberts mit 
dem ehemaligen kaiserlichen Militär und den 
umstrittenen Freikorps sowie das Ebert-Groe-
ner-Bündnis und bewerten die Entscheidungen. 
In leistungsstarken Klassen kann als Quellenar-
beit die Ansprache von General Georg Maercker 
im Jahr 1918 in die Erarbeitungsphase integriert 
werden.

90 Minuten 

Einzelarbeit

II und III

3

Auf einen Blick

AB Demokratische Errungen-
schaften der Revolution?
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Demokratische Errungenschaften
der Revolution?

1   Aufgabe 

Arbeite basierend auf den Spielerfahrungen von Kapitel 3 Die Revolution. 
Demokratie schaffen 1918 bis 1919 heraus, welche demokratischen Errungen-
schaften in der Revolution erreicht wurden. Nutze hierfür auch die Chronik.

2   Aufgabe 

Recherchiere Informationen zu der Ausgangslage und dem Bestand der einzelnen demokratischen 
Errungenschaften.

Trage die Ergebnisse beider Aufgaben in die Tabelle ein. 

Demokratische 
Errungenschaft

Ausgangssituation Bestand

Abschaffung der Zensur 
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Ansprache von General Georg Maercker im Jahr 1918
zitiert aus dem Buch Vom Kaiserheer zur Reichswehr, Leipzig 1921, S. 57f. 

Kameraden! Ich stehe zum erstenmal vor Trup-
pen der Freiwilligen Landjägerkorps und be-
grüße Euch deshalb besonders herzlich. Es liegt 
mir daran, daß Ihr mich kennenlernt und daß ich 
Euch kennenlerne. […] Ich bin ein alter Soldat. 
Ich habe drei Kaisern 34 Jahre treu gedient. Ich 
habe in fünf Kriegen und drei Weltteilen für sie 
gekämpft und geblutet. Gefühle, die man 34 
Jahre lang betätigt hat, die wirft man nicht fort, 
wie man ein altes schmutziges Hemd fortwirft. 
Man würde ein elender verächtlicher Lump sein, 
wenn man das täte!
Ich liebe und verehre Wilhelm II. heute noch 
ebenso wie vor 34 Jahren, als ich ihm die Treue 
schwor. Aber er ist heute nicht mehr mein Kai-
ser und Kriegsherr, sondern nur noch ein Privat-

mann. An die Stelle der kaiserlichen Regierung 
ist die des Reichskanzlers Ebert getreten. Sie ist 
gegenwärtig in schwierigster Lage, denn sie hat 
keinerlei Machtmittel. In spätestens 14 Tagen 
ist das deutsche Heer aufgelöst. Sie braucht 
aber Machtmittel – zum Kampf an den Reichs-
grenzen wie zum Kampf im Inneren. Im Osten 
stehen die Bolschewisten Rußlands, stehen die 
Polen und Tschechen an den deutschen Grenzen 
und bedrohen sie. Im Inneren des Reiches geht 
alles drunter und drüber. Überall Plünderungen, 
überall Unordnung, nirgendwo mehr Achtung 
vor Gesetz und Recht, Achtung vor persönli-
chem und staatlichem Eigentum.
Und vor allem wird die Regierung Ebert bedroht 
durch die Gruppe der Spartakusleute, durch 

3   Aufgabe 

Analysiere ausgehend von der Ansprache von General Georg Maercker und den Chroniktexten zu 
den Freikorps und dem Ebert-Groener-Bündnis die Motive für die Zusammenarbeit Eberts mit dem 
ehemaligen kaiserlichen Militär. Bewerte diese Entscheidung begründet . 

Demokratische Errungenschaften
der Revolution?



45

Arbeitsblatt

Liebknecht und Rosa Luxemburg. Diese Bedro-
hung ist eine arge. Die Rosa Luxemburg ist ein 
Teufelsweib und Liebknecht ein Kerl, der aufs 
Ganze geht, und der genau weiß, was er will. 
Vor allem will diese Gruppe den Zusammentritt 
der Nationalversammlung verhindern, weil die 
Nationalversammlung das herbeiführen soll, was 
jene Leute nicht wollen, nämlich den Frieden, 

Ruhe und Ordnung im Lande. Rosa Luxemburg 
kann das deutsche Reich nicht straflos zugrunde 
richten, denn es gibt keine Macht im Reiche, die 
ihr entgegentreten kann. Da wollen wir einsprin-
gen, sei es um die Reichsgrenzen zu beschützen, 
sei es um im Inneren für Ruhe und Ordnung zu 
sorgen.

Demokratische Errungenschaften
der Revolution?
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Gegner der Republik

Die Weimarer Republik war von Anfang an 
Zielscheibe für Angriffe unterschiedlichster 
politischer Gruppierungen: reaktionäre Kräfte, 
die die kaiserzeitliche Monarchie zurücksehnten 
und sich oft in gesellschaftlichen Schlüsselposi-
tionen befanden; die radikale Linke, die für eine 
kommunistische Revolution wie in Sowjetruss-
land eintrat; die extreme Rechte, die mit ihren 
antisemitischen Parolen und brutaler Gewalt für 
eine nationalistische Diktatur kämpfte. 

Die Schülerinnen und Schüler untersuchen in 
Partnerarbeit die Gegner der Republik. Ziel ist 
es, basierend auf den Spielerfahrungen einzelne 
Gruppen ausfindig zu machen und diesen die im 
Spiel behandelten Ereignisse zuzuordnen. 

Der anschließende Transfer fokussiert auf den 
beständigen Schutzbedarf unseres demokrati-
schen Systems. Dazu bewerten die Schülerinnen 
und Schüler, welche Gefahren heute bestehen. 
Davon ausgehend kann eine vertiefende Zusatz-
aufgabe erfolgen, in der Sie eine Gefährdungs-
ursache erörtern. 

 45 Minuten

Sach- und  
Transferkompetenz

Partnerarbeit 

II und III

4

Auf einen Blick

AB Gegner der Republik
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Gegner der Republik
1   Aufgabe 

Arbeite basierend auf den Spielerfahrungen von Kapitel 4 Die Weimarer Republik. Demokratie bewah-
ren 1920 bis 1925 heraus, welche gegnerischen Gruppen vorkommen. Ordne hierfür die einzelnen 
Ereignisse den jeweiligen Gruppen zu. Nutze hierfür auch die Chronik.

2   Aufgabe 

Beurteile, welche Gefahren heute für unser demokratisches System bestehen.

  Impulsfragen: 
• �Welche Gruppen lassen sich heute als Gegner unseres demokratischen  

Systems ausfindig machen?
• Gibt es ähnliche Entwicklungen oder Ereignisse? Worin unterscheiden sie sich? 
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Medium Brief
Über Jahrhunderte waren Briefe das gängiste 
Kommunikationsmedium, mit dem politische 
Fragen verhandelt, Strategien diskutiert sowie 
private Neuigkeiten und Nichtigkeiten ausge-
tauscht wurden. 

Der Brief als Medium steht daher als zentrale 
Kommunikationsform im Zentrum des Serious 
Games. Die Schülerinnen und Schüler charakte-
risieren in einer vergleichenden Auseinanderset-
zung zunächst die einfach zugänglichen, fiktiven 
Briefe im Spiel. Dabei erkennen sie, dass diese 
stilistisch wie inhaltlich durch die spielimmanen-
ten Voraussetzungen wie Verständlichkeit, Kür-
ze und Emotionalität bestimmt sind. Im zweiten 
Schritt vergleichen sie die fiktiven Briefe mit 
einem Originalbrief von Friedrich Ebert aus 
seiner Zeit als Reichspräsident. 

In der Vertiefung werden die Schülerinnen und 
Schüler selbst kreativ und 
gestalten basierend auf 
den erarbeiteten Charak-
teristika einen eigenen 
fiktiven Brief zu einem 
historischen Ereignis. 
Alternativ bietet sich ein 
Medienwechsel, also 
die Übertragung eines 
fiktiven spiel-
immanenten 
Briefs in ein 
Flugblatt an. 

 45 Minuten 

Methodenkompetenz

Einzelarbeit

II und III

3 und 4

Auf einen Blick

AB Medium Brief
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Medium Brief

1   Aufgabe 

Charakterisiere anhand der nachfolgenden Beispiele die Briefe im Spiel. Achte dabei auf die An-
sprechhaltung, persönliche Elemente und enthaltene Emotionen.

Kapitel 3: 

- Ausrufung Republik durch Scheidemann
- Kieler Matrosenaufstand
- Eröffnung der Nationalversammlung
Kapitel 4:
- Notverordnungen
- Die neue Frau
- Gründung der NSDAP

Kapitel 4:
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Friedrich Ebert
Präsident des Deutschen Reichs

an 
Seine Exzellenz

Den Präsidenten der Französischen Republik
Herrn Alexandre Millerand.

Medium Brief

2   Aufgabe 

Vergleiche den Originalbrief von Friedrich Ebert mit den fiktiven Briefen im Spiel.

Schreiben Friedrich Eberts vom 30. November 1922  
an Alexandre Millerand  
© Stiftung Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte

Herr Charles Laurent hat Mir das Schreiben
Vom 18. Oktober d. J. übergeben, wonach Euere
Exzellenz sich bewogen gefunden haben, seiner
Mission als außerordentlicher und bevollmäch-
tigter Botschafter in Berlin ein Ende zu
setzen.
Ich bedaure aufrichtig Herrn Laurent
von seinem hiesigen Posten scheiden zu sehn,
auf dem er es durch seine ausgezeichneten
persönlichen Eigenschaften verstanden hat,

sich Meine und der Deutschen Regierung 
hohe Achtung zu erwerben. Meine besten 
Wünsche begleiten ihn auf seinem ferneren
Lebenswege.
Berlin, den 30. November 1922
                             
			    Ebert
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3A   Aufgabe 

Gestalte einen eigenen Brief. Recherchiere dazu ein historisches Ereignis Deiner Wahl und begründe 
Deine Auswahl. Nutze dafür Dein Schulbuch.
Achte auf eine leicht verständliche Sprache, eine passende Ansprechhaltung an den Adressaten so-
wie auf persönliche Elemente und Emotionen. Begründe Deine Gestaltung kurz.

3B   Aufgabe 

Gestalte aus einem beliebigen Brief des Spiels ein Flugblatt. Achte auf die Auswahl eines passenden 
Verfassers und eine geeignete, ansprechende Sprache.

oder

Medium Brief
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Medium Zeitung
Zeitungen waren zu Lebzeiten Friedrich Eberts 
das zentrale gesellschaftliche Leitmedium. Sie 
dienten ebenso der Information der Öffentlich-
keit wie als Plattformen für die politische De-
batte. Die meisten Zeitungen folgten politisch 
einer klaren redaktionellen Linie. Manche von 
ihnen waren sogar Parteiorgane, wie etwa der 
Vorwärts, das Zentralorgan der SPD. Im Unter-
schied zu heute erschien er damals noch täglich 
– zeitweise sogar mehrfach – und hatte kurz vor 
Ausbruch des Ersten Weltkriegs eine Auflage 
von 160.000 Exemplaren. 

Die Schülerinnen und Schüler setzen sich bei-
spielhaft an der Berichterstattung über die Er-
mordung Walther Rathenaus am 24. Juni 1922 
mit dem Medium der Zeitung auseinander. Dazu 
entwickeln sie ausgehend von der Sprache und 
dem Stil der fiktiven, spielimmanenten Zeitungs-
mitteilung über das Attentat die Frage, wie 
zeitgenössisch die Berichterstattung erfolgte. 
Die Schülerinnen und Schüler analysieren dazu 
zwei Berichte, einen aus dem Vorwärts, einen 
anderen aus der Deutschen Allgemeinen Zeitung. 
Dazu wird die Klasse für die Erarbeitungsphase 
in zwei Gruppen aufgeteilt, von denen jeweils 
eine Hälfte sich in Kleingruppen zusammenfin-
det und eine der beiden Quellen analysiert. 

Anschließend finden sich zur Ergebnissicherung 
Schülerinnen und Schüler aus beiden Klassen-
hälften zusammen und stellen sich gegenseitig 
die jeweiligen Auffälligkeiten der Zeitungs-
berichte vor. Gemeinsam verfassen sie eine 
neutrale Kurzmitteilung. 

90 Minuten

Methodenkompetenz

Gruppenarbeit

II

4

Auf einen Blick
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  Impulsfragen: 
• Welche inhaltlichen Schwerpunkte legt der Zeitungsbericht? 
• Welche Sprache wählt der Zeitungsbericht? 
• Sind Wertungen in dem Zeitungsbericht enthalten, wenn ja, wie fallen sie aus? 
• Welchem politischen Spektrum lässt sich die Tageszeitung zuordnen? 
• Gibt es Auslassungen? Welche Informationen vermisst Du?

Leitartikel in der Abendausgabe des Vorwärts  
vom 24. Juni 1922

Medium Zeitung
1   Aufgabe 

Analysiere die Zeitungsberichte hinsichtlich ihrer Sprache und inhaltlichen Schwerpunkte. 
Markiere dabei objektive Beschreibungen und Wertungen mit zwei unterschiedlichen Farben im Bericht.

Leitartikel in der Abendausgabe der Deutschen 
Allgemeinen Zeitung vom 24. Juni 1922
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Von einem Augenzeugen werden 
uns über das Attentat folgende 
Einzelheiten mitgeteilt: Als Dr. 
Rathenau heute vormittag 11 Uhr 
sein Automobil vor seinem Hause 
in der Königsallee im Grunewald 
bestiegen hatte, näherte sich 
von der entgegengesetzten Seite 
ein elegantes schwarzlackiertes 
Privatautomobil, das den Wagen 
des Ministers bis zur Königsallee, 
Ecke Wallosstraße verfolgte. Hier 
überholte das Privatautomobil, in 
dem sich drei Leute mit dunklen 
Brillen befanden, das Automo-
bil des Ministers. In demselben 
Augenblick, als das Auto in die 
Wallosstraße einbog, erhob sich 
einer der bebrillten Leute und 
warf eine Handgranate in das 
Auto des Ministers. Die Granate 
explodierte, Rathenau richtete 
sich einen Augenblick auf und 
brach dann zusammen. Es wur-
den dann noch 10 Schüsse auf 
den Außenminister abgegeben. 
Der Chauffeur fuhr mit dem ster-
benden Minister sofort in dessen 
Wohnung zurück, während einige 
Passanten die Verfolgung des 
flüchtigen Autos aufnahmen. 

Der Eindruck im Reichstag.
Der „Sozialdemokratische Parla-
mentsdienst“ berichtet: Der 
Reichskanzler brachte die Nach-
richt in den Reichstag von der Er-
mordung des Außenministers Dr. 
Rathenau. Die Ausschüsse unter-
brachen sofort ihre Sitzungen. Im 
Hauptausschuß trat unmittelbar 

nach dem Eintreffen der Nach-
richt der Abgeordnete Genosse 
Bernstein auf den Abgeordneten 
Helfferich zu und erklärte ihm, 
die Mordtat sei eine unmittelbare 
Folge seiner gestrigen Hetzrede. 
Auch in anderen Ausschüssen 
und auf den Korridoren wurden 
deutschnationale Abgeordnete 
von Mitgliedern der Linken als 
die geistigen Urheber der Tat 
bezeichnet. In der Wandelhalle 
des Reichstages herrscht eine 
ungeheure Aufregung. Abge-
ordnete und Minister stehen 
in Gruppen beieinander und 
erörtern die Bedeutung dieses 
neuen furchtbaren politischen 
Mordes. Die heutige Plenarsit-
zung wird vermutlich ausfallen 
müssen, da es undenkbar scheint, 
in dieser Erregung eine geordne-
te Sitzung abhalten zu können. 
Der deutschnationale Führer 
Hergt, dem „Mörder“ zugerufen 
wurde, hat das Reichstagsgebäu-
de verlassen. Helferrich hat sich 
unter dem Schutz eines Boten 
und eines Hausmeisters, dessen 
deutschnationale Gesinnung aus 
abfälligen Äußerungen über die 
Sozialdemokratie, die heutige 
Regierung noch insbesondere 
den Reichstagspräsidenten Löbe 
bekannt ist und den sich der 
Reichspräsident einmal etwas 
genauer ansehen sollte, in einem 
entlegenen Teil des Gebäudes 
zurückgezogen. 
Auch in den Kreisen des Zen-
trums und der Demokraten 

herrscht eine ungeheure Er-
bitterung. Zentrumsabgeordne-
te bezeichnen die Ermordung 
Rathenaus als das unmittelbare 
Echo auf die gestrige verbreche-
rische Rede Helfferichs. Selbst 
Männer aus den Mittelparteien 
des Reichstages, die von ruhigem 
Temperament sind, erklären, daß 
man Helferrich als Schurken und 
Mörder ansprechen müsse. Es 
ist zur Stunde im Reichstag kein 
Deutschnationales Mitglied mehr 
sichtbar. Alle haben das Gebäude 
schnellstens verlassen, weil sie 
sich dem Zorn und der Empörung 
der anderen Abgeordneten nicht 
auszusetzen wagten. 

Erregte Szenen.
Um ¼ nach 12 Uhr betrat der Ab-
geordnete Roesicke den Reichs-
tagssaal. Einige Abgeordnete der 
Linken traten ihm mit dem Ruf 
„Ihr Mörderbande“ entgegen. 
Zwischen ihm und sie stellte sich 
der volksparteiliche Abgeordne-
te v. Brüninghaus. Es entspann 
sich ein Wortgefecht, in dem 
Abgeordneter Stampfer auf die 
begreifliche Aufregung der Ab-
geordneten hinwies. Herr v. Brü-
ninghaus begann seine Erwide-
rung mit den Worten: „Ich finde 
es komisch,“ worauf ihm lebhaft 
zugerufe wurde: „An dieser Situ-
ation ist nichts komisch“. Einige 
Abgeordnete, die die Worte des 
Herrn v. Brüninghaus gehört 
und auf den Mord an Rathenau 
bezogen hatten, stürzten sich in 

Medium Zeitung

Rathenau ermordet! 
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großer Erregung auf Brüninghaus 
und warfen ihn aus dem Saal. Das 
gleiche Schicksal widerfuhr dem 
volksparteilichen Abgeordneten 
v. Schoch, der Brüninghaus zu 
Hilfe kommen wollte. Roesicke 
war inzwischen verschwunden. 
Nach einigen Minuten erschien 
Präsident Loebe und erklärte, die 
Sitzung könne noch nicht statt-
finden, da der Ältestenausschuß 
noch tage. Er bitte aber, die Er-
regung zu meistern und Tätlich-
keiten im Saale zu unterlassen. 
Gegen 12.30 Uhr erschienen 
zwei gut gekleidete, mit Kriegs-
auszeichnungen geschmückte 
Jünglinge im Reichstag und war-
fen zwei große Blumenbuketts 
mit schwarzweißroter Schleife 
in die Wandelhalle. Sie wurden 
durch das tatkräftige Eingreifen 
unserer Genossen sofort ver-
haftet. 

Schärfste Maßnahmen der 
Regierung. 
Das Reichskabinett ist sofort 
nach Bekanntwerden der ruch-
losen Tat zu einer Sitzung im 
Reichstage zusammengetreten, 
an der auch der Reichspräsident 
und der Preußische Ministerprä-
sident teilnahmen. Der Reichs-
kanzler widmete dem ermor-
deten Ministerkollegen Worte 
des verehrungsvollsten Dankes 
für die Aufopferung und seine 
Arbeit, die der Tote zuerst als 
Reichsminister des Wiederauf-
baus und dann als Reichsminister 
des Äußeren dem Vaterlande 
geleistet hat. 
Das Kabinett trat sodann in eine 
Beratung der durch den Mord 
scharfbeleuchteten innen-
politischen Lage ein. Da an dem 
politischen Charakter der Tat 
jeder Zweifel ausgeschlossen ist, 
wird das Kabinett noch heute die 
schärfsten Maßregeln beschlie-
ßen, um die Republik und ihre 
durch organisierte Verschwörun-

gen bedrohten Einrichtungen zu 
schützen. 

[…]

Das zweite Opfer 
Helfferich hetzt - Erzberger wird 
ermordet.
Helfferich hetzt - Rathenau wird 
ermordet.
Unheimlich nahe stehen die 
Begriffe Deutschnational und 
Meuchelmord beieinander. Der 
Vizekanzler a.D. Helfferich, der 
einst um sein eigenes teures 
Leben in Moskau so besorgt war, 
hält hetzerische Reden, und kurz 
darauf fallen die Schüsse oder 
krepieren die Handgranaten eines 
Mordbuben, von dem der Herr 
Helfferich mit den Seinen fein 
korrekt und säuberlich abrückt. 
Was können sie dafür? 
Wiederum klagen wir die 
Deutschnationalen des Mordes 
an. Wenn noch irgendein Zweifel 
an der moralischen Urheber-
schaft dieser Partei, an ihrer 
Verantwortlichkeit für die nicht 
abreißende Kette der Meuchel-
morde bestanden hätte, so hat 
ihr Verhalten nach dem Scheide-
mann-Attentat den vollgültigen 
Beweis erbracht. Heute sind es 
drei Wochen her, daß aus einem 
Ballon die Blausäure gegen den 
Genossen Scheidemann gespritzt 
wurde, und heute sind es drei 
Wochen her, daß diese ruchlose 
Tat die „Deutsche Tageszeitung“ 
in einem Artikel behandelt wurde, 
der die Überschrift trug „Der 
Mord mit der Klystierspritze“. 
Die „Deutsche Tageszeitung“ 
fand das Attentat “amüsant” 
und „komisch“. Ihre Entrüstung 
erregte allein der Umstand, daß 
Scheidemann auf den Attentäter 
geschossen und dadurch sein 
Leben gerettet hatte. Und ähnlich 
der Chor der übrigen deutschna-
tionalen Presse. Und dies nennt 
man dann „vom Mord abrücken“. 

Wir nennen es: zu neuen Mord-
taten aufreizen. 
An der Verantwortlichkeit für 
den Mord kann kein Zweifel sein. 
Es handelt sich um die Frage, ob 
dieser Mord nicht den Auftakt zu 
noch ganz anderen Ereignissen 
bedeutet. Vor kurzer Zeit veröf-
fentlichte die „Freiheit“ unter der 
Überschrift „Vor einer Bartho-
lomäusnacht“ eine Warnung. In 
dieser Warnung heißt es: 
„In der Johannisnacht werden 
die gesamten Verbände ihre 
letzten Parolen erhalten. Seid 
auf der Hut! Augen auf, es geht 
ums ganze!  Das Gemetzel und 
Blutvergießen wird schwerer als 
im Januar 1919. Ohne Erbarmen 
geht diesmal die Militärpartei 
gegen die Führer der linkstehen-
den Parteien vor.“
Die Ermordung Rathenaus - 
genau zu dem angegebenen 
Datum - ist eine unheimliche 
Bestätigung dieser Warnung, von 
der wir nach der Lage nicht mehr 
annehmen können, daß sie auf 
Zufall beruht. Soeben geht uns 
die Meldung zu, daß heute früh 
Escherich mit seinem gesamten 
Stab in Berlin eingetroffen sei. 
Zwei Stunden später war Rathe-
nau eine Leiche. Zufall? Es wäre 
leichtsinnig, diese Frage kurzer-
hand zu bejahen. 
Aber auch noch andere Zu-
sammenhänge tauchen auf: Die 
monarchistischen und nationa-
listischen Kundgebungen, die 
militärischen Paraden und 
Regimentsfeiern, die gerade in 
letzter Zeit einen besonderen 
Häufigkeitsgrad erreicht haben, 
treten nun wieder in ganz beson-
derer Bedeutung vor Augen. Die 
Hindenburgreise nach Ostpreu-
ßen, der Monarchistenrummel in 
München, die Bombenanschläge 
in Hamburg, die Attentate auf 
die Schwarzrotgeoldene Fahne, 
das Attentat auf Scheidemann, 
das sind die Ereignisse, die die 
allerengste Umrahmung zu der 
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Mordtat an Walter Rathenau bil-
den. Hier ist oft genug warnend 
auf diese Dinge hingewiesen 
worden. Im Preußischen Landtag 
haben noch vor wenigen Tagen 
der Ministerpräsident Braun und 
der Innenminister Severing mit 
nachdrücklichen Worten auf die 
bevorstehenden Gefahren der 
nächsten Tage hingewiesen und 
der nationalistischen Rechten die 
Folgen ihrer Handlungsweise vor 
Augen gestellt. Die Antwort ist 
das Attentat auf Rathenau. 
Die Situation ist ungeheuer 
ernst. Die Arbeiterschaft muß 
auf alles vorbereitet sein. Schon 
die nächsten Stunden und Tage 
können Ereignisse von unge-
heurer Tragweite bringen. Die 
Parole lautet: Auf die Schanzen! 
Vollste Kampfbereitschaft gegen 
die Reaktion! An dem eisernen 
Willen der Arbeiterschaft müssen 
und werden auch diesmal die 
Machenschaften der Reaktion 
zuschanden werden. 
Von der Regierung verlangen 
wir, daß sie im Kampfe gegen die 
sich immer frecher gebärdende 
Reaktion die Führung ergreift 
und unverzügliche Maßnahmen 
trifft, die einen wirksamen Schutz 
der Republik und ihrer führen-
den Männer gewährleisten. Es 
sind Maßnahmen notwendig, 

aus denen klar hervorgeht, daß 
die demokratische Freiheit nicht 
die Freiheit für Mörder und ihre 
Helfershelfer bedeutet, nicht 
die Freiheit, durch Komplott und 
Attentat die Republik zu Tode zu 
hetzen. 
Die Folgen des Attentats sind 
zurzeit unübersehbar, innen-
politisch und außenpolitisch. 
Außenpolitisch werden sie zum 
schwersten Schaden Deutsch-
lands gereichen, den unversöhn-
lichen Feinden Deutschlands 
Wasser auf die Mühlen leiten und 
ihnen neue Argumente für ihre 
Vernichtungspolitik Deutschland 
gegenüber in die Hand spielen. 
Das verständige Ausland sollte 
allerdings gerade aus dieser Tat 
einsehen, wie unberechtigt ein 
Mißtrauen der Regierung und 
den Parteiführern gegenüber ist, 
die ihr Eintreten für Verständi-
gung und Erfüllungspolitik mit 
dem Leben bezahlen. 

Die Republik ist jedenfalls um 
einen Kopf kürzer gemacht 
worden - und um einen sehr 
bedeutsamen Kopf. Es war eine 
Persönlichkeit von einem Aus-
maß, wie wir nur ganz wenige in 
Deutschland besitzen. Er war ein 
Mann, der in seinen Konferenzen 
mit englischen Staatsmännern 

oft genug gezeigt hat, daß er ein 
befähigter Sachwalter der deut-
schen Interessen war, vor dessen 
Einsicht und Urteilsfähigkeit 
auch das Ausland Respekt hatte. 
Ein paar kümmerliche Fanati-
ker, deren geistige Fähigkeit zu 
denen eines Rathenau etwa wie 
die eines Gorilla zu denen eines 
Menschen stehen mögen, haben 
mit robusten Handgranaten ein 
fein organisiertes Hirn vernichtet. 
Jener alldeutsche Rowdy-Geist 
hat einen kläglichen Triumph 
errungen, der sich in den Versen 
austobte: 
Knallt ab den Walter Rathenau
die gottverdammte Judensau. 
Der alldeutsche Ungeist, der nur 
in Herostratenmanier zu vernich-
ten mag, hat einen „Sieg“ errun-
gen. Es wird ein kurzlebiger Sieg 
sein, dafür wollen und werden die 
Arbeiter Deutschlands sorgen. 
Über den Ungeist des bruta-
len Meuchelmordes, über den 
Ungeist der nationalunkischen 
Gewalttat wird der Geist der Frei-
heit, der Selbstbestimmung, der 
Demokratie triumphieren. 
Der Kampf muß nach festem 
Plan und mit eiserner Energie 
geführt werden. Keine kopflosen 
Sonderaktionen! Sondern eiser-
ner Zusammenschluß und eisern 
entschlossenes Handeln!
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Außenminister  
Dr. Rathenau ermordet

Amtlich wird gemeldet
Heute vormittag wurde Minister Rathenau, kurz nachdem er seine Villa im Grunewald  

verlassen hatte, um sich in das Auswärtige Amt zu begeben, erschossen und war sofort tot. 
Der Täter fuhr im Auto nebenher und sauste nach vollbrachter Tat weiter. 

Wie der Mord geschah.
Dr. Rathenau hatte nur wenige 
Stunden geruht, als Bubenhände 
seinem arbeitsamen Leben ein 
Ziel setzten.
Den gestrigen Freitagabend 
brachte der Minister bis in die 
erste Morgenstunde als Gast des 
Mr. Houghton in der amerikani-
schen Botschaft zu. Unter den 
anderen Geladenen war auch 
Hugo Stinnes, den der jählings 
Verstorbene in seinem Automobil 
nach der Berliner Wohnung des 
bekannten Großindustriellen fuhr. 
Dort trennten sich beide Herren 
gegen 2 Uhr, und wohl erst eine 
Stunde später ging der Minister 
zur Ruhe. Doch die Pflicht rief 
heute früh, weil Dr. Rathenau 
heute schon um 11 Uhr einer 
Prüfung von Konsularbeamten 
im Auswärtigen Amt beiwohnen 
wollte. 
Vor 11 Uhr vormittags also stieg 
Dr. Rathenau vor seiner Wohnung 
in der Königsallee im Grunewald 
wieder in sein Automobil. Der 
Chauffeur hörte den gewohnten 
fröhlichen Morgengruß, kurbel-
te an, und schnell sauste der 
Wagen die baumumrahmte breite 
Königsallee entlang. Wohl weder 
der Insasse noch der Chauffeur 
bemerkten, daß auch ein abseits 
haltender anderer Kraftwagen 
sich in Bewegung gesetzt hatte 
und dem Automobil des Dr. 
Rathenau nachfuhr. Dieses biegt 

eine Minute später in die enge Er-
dener Straße. Merkwürdig, denkt 
der Chauffeur, daß gerade hier 
der andere Kraftwagen mich zu 
überholen versucht. Drei Männer 
sitzen in dem offenen Gefährt, 
das zunächst das Ministerauto-
mobil überholt, aber gleich wieder 
zurückbleibt. 
Da schlägt das trockene „Peng“ 
eines Schusses an die Ohren der 
erschockenen Chauffeurs. Zwei 
weitere Detonationen sind ge-
folgt, ehe er,den Kopf wendend, 
begreift, daß die Schüsse seinem 
Herrn gelten. Als der Bestürzte 
den Wagen zum Stehen bringt, 
liegt der schmählich ermordete 
Minister schon leblos in seinem 
Blute. Der wohl todbringende 
Schuß hat durch den Mund das 
Gehirn durchbohrte. 
Während Anwohner der Straße 
herbeilaufen, um Hilfe zu bringen, 
fährt das Auto mit den Mordbu-
ben unerkannt davon. Der Chauf-
feur bringt seinen toten Herrn 
fünf Minuten nach der Abfahrt 
wieder nach Hause!
Soweit der Bericht von Augen-
zeugen. Einige erzählen, die 
Detonationen wären lauter als die 
von Handfeuerwaffen gewesen 
und vermuten, daß der Minister 
den Würfen von Bomben oder 
Handgranaten zum Opfer gefallen 
ist. Andere erzählen, daß eine 
Füsillade von 10 bis 12 Schüssen 
den von Deutschland Betrauerten 

getötet hätte.
Ein weiterer Bericht ergänzt obige 
Schilderung. Der Minister fuhr 
um 10 Uhr 45 von der Wohnung 
ab. Um 10 Uhr 50 bereits fielen 
die drei Schüsse, gefeuert von 
drei Männern in gelben Leder-
jacken und ebensolchen Leder-
kappen. Außer ihnen saß in dem 
Kraftwagen der Mörder noch 
der gleichgekleidete Chauffeur. 
Der erste Schuß durchschlug die 
Rückenpolsterung des offenen 
Rathenauschen Automobils und 
durchschlug den Brustkasten. Die 
zweite Kugel schlug von seitwärts 
in die Brust. Der tödliche Kopf-
schuß drang im Mund ein. Eine 
ferner in das Automobil geschleu-
derte Handgranate durchschlug 
den Wagenboden. 
Die Mörder entkamen in Richtung 
Schmargendorf.
Dr. Rathenau war verschiedent-
lich gewarnt, aber lehnte leider 
die Begleitung durch Kriminal-
beamte ab. 

Die Verfolgung der Mörder.
Von der Abteilung Ia des Berliner 
Polizeipräsidiums (Politische Poli-
zei) wird uns mitgeteilt: Unmittel-
bar nach der Tat nahmen Polizei-
Radfahr-Streifen die Verfolgung 
der Täter auf, bis zur Stunde ohne 
Ergebnis. Es wurde nur ermittelt, 
daß das Auto der Täter zuletzt in 
der Warmbrunnerstraße gesehen 
worden ist. Eine von der Krimi-
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nalpolizei und der Abteilung Ia 
eigens gebildete Mordkommission 
hat sofort die Untersuchung und 
die Verfolgung der Täter aufge-
nommen. 
Polizeipräsident Richter, der Chef 
der Kriminalpolizei, Oberregie-
rungsrat Hoppe und sein Vertreter 
Regierungsrat Dr. Hagemann 
sowie der stellvertretende Leiter 
der Abteilung Ia, Regierungs-
rat Goerke, haben sich sofort 
mit einem größeren Stabe von 
Kriminalbeamten an den Tatort 
begeben, um persönlich die ersten 
kriminalpolizeilichen Ermittlungen 
zu leiten. Die Untersuchung wird 
in Gemeinschaft mit der Abteilung 
Ia geführt. Auf die Ergreifung der 
Täter wird noch in den Mittags-
stunden eine außerordentlich hohe 
Belohnung ausgesetzt werden. 
Nach der Meldung des Verbre-
chens wurde sofort die ganze 
Gruppe West der Schutzpolizei 
alarmiert. Ihr Kommandeur, 
Oberstwachtmeister Gronau, be-
gab sich mit mehreren Beamten 
nach dem Tatort, um die ersten 
Feststellungen zu machen. Alle 
Personen, die in der Nähe gewe-
sen waren, wurden, soweit man 
sie noch erreichen konnte, sofort 
mit Kraftwagen nach der Rat-
hauswache Grunewald gebracht 
und vernommen, besonders auch 
die Arbeiter eines Neubaus, der 
in der Königsallee an der ge-
nannten Kreuzung errichtet wird. 
Sie waren durch den Knall der 
Schüsse und der Handgranate 
aufgeschreckt worden und hatten, 
wie mehrere andere Leute, die 
auf der Straße gingen, den Wagen 
mit den Mördern davonjagen 
sehen. Am Tatort, der gleich abge-
sucht wurde, fand man eine ganze 
Anzahl Hülsen der Patronen der 
Maschinenpistole und Glasscher-
ben des schwerbeschädigten 
Autos. Nach den ersten Zeugen-
vernehmungen überholte der 
Wagen mit den Mördern das Auto 
des Ministers ein wenig. Einer der 

drei Männer erhob sich dann und 
schoß mit der Maschinenpistole, 
ein zweiter warf die Handgranate, 
während der dritte den Wagen 
führte. Dieser ist nach den bishe-
rigen Ermittlungen nach Dahlem 
und Zehlendorf zu entkommen. 

Sitzung des Reichskabinetts.
Amtlich wird gemeldet: Das 
Reichskabinett ist sofort nach 
Bekanntwerden der ruchlosen 
Tat zu einer Sitzung im Reichstag 
zusammengetreten, an der auch 
der Reichstagspräsident und der 
preußische Ministerpräsident 
teilnahmen. Der Reichskanz-
ler widmete dem ermordeten 
Ministerkollegen Worte des ver-
ehrungsvollsten Dankes für die 
aufopfernde und treue Arbeit, die 
der Tote zuerst als Reichsminister 
des Wiederaufbaus und dann 
als Reichsminister des Äußeren 
dem Vaterlande geweiht hat. Das 
Kabinett trat sodann in eine Be-
ratung der durch den Mord scharf 
beleuchteten innenpolitischen 
Lage ein. Da an dem politischen 
Charakter der Tat jeder Zweifel 
ausgeschlossen ist, wird das Ka-
binett noch heute die schärfsten 
Maßregeln beschließen, um die 
Republik und ihre durch organi-
sierte Verschwörungen bedrohten 
Einrichtungen zu schützen. 

Verhängung des  
Ausnahmezustandes. 
Die Reichsregierung soll, wie wir 
hören, beschlossen haben, auf 
Grund des Artikels 48 der Reichs-
verfassung den Ausnahmezustand 
zu verhängen, alle Kundgebungen 
und Demonstrationen zu ver-
bieten, sowie Sondergerichte für 
politische Prozesse einzurichten. 
[...]

Die Reichstagssitzung  
abgebrochen. 
Angriffe auf die Abgeordneten 

der Rechten. Die Reichstags-
sitzung, die um 12 Uhr beginnen 
sollte, ist ebenso wie die Sitzung 
des preußischen Landtags zu-
nächst abgebrochen worden. Der 
Ältestenrat des Reichstages ist 
zusammengetreten, um die weite-
ren Maßnahmen zu besprechen. 
Im Sitzungssaale selbst kam es 
bereits vor Eröffnung der Sitzung 
zu wüsten Lärmszenen. Abgeord-
nete der Linksparteien stürzten 
sich in rüpelhaftester Weise auf 
die anwesenden bürgerlichen 
Abgeordneten und drängten sie 
unter tätlichen Angriffen und Be-
schimpfungen aus dem Sitzungs-
saal hinaus. Erst nach dem Ein-
greifen des Präsidenten Löbe war 
es möglich, die Ordnung einiger-
maßen wiederherzustellen.

Eine Trauersitzung des 
Reichstags.
Im Ältestenrat des Reichstages, 
der um 12 Uhr zum zweiten Male 
zu einer Sitzung zusammentrat, 
die in Anwesenheit des Reichs-
kanzlers bis nach 1 Uhr dauerte, 
wurde die durch die Ermordung 
Rathenaus geschaffene Lage 
besprochen. Der Ältestenrat 
beschloß, daß der Reichstag um 
3 Uhr zusammentreten soll, um 
eine Trauerkundgebung zu veran-
stalten. In dieser Sitzung wird der 
Reichstagspräsident Löbe einige 
Worte des Nachrufs sprechen. 
Auch der Reichskanzler Dr. Wirth 
wird das Wort ergreifen. Um 7 
Uhr abends soll der Reichstag 
zu einer zweiten Sitzung zusam-
mentreten, in der eine Erklärung 
der Reichsregierung abgegeben 
werden soll über die Maßnahmen, 
die die Reichsregierung zu treffen 
gedenkt. Morgen vormittag 12 
Uhr soll dann eine Sitzung statt-
finden, in der der Reichstag zu der 
Erklärung der Regierung Stellung 
nehmen wird. 
[...]



59

Arbeitsblatt

Medium Zeitung

Rathenau †
Eins der unbegreiflichfsten 
Verbrechen! Zugleich eine der 
ruchlosesten Schandtaten! Es 
gehört die furchtbar vergiftete 
Atmosphäre des durch Krieg und 
Revolution, ausländische Er-
pressung und innere Zerklüftung 
zerrissenen Deutschlands dazu, 
um dieses Bubenstück möglich 
zu machen. Das sonst so ruhige 
und gerade in seinen politischen 
Sitten einst so maßvolle deutsche 
Volk bietet der Welt ein Schau-
spiel dar, wie es vor kurzem noch 
für unmöglich gehalten wurde. 
Rathenau schließt sich an eine 
erschreckend lange Reihe poli-
tischer Opfer an. Sie begann im 
Januar 1919 mit der Ermordung 
Rosa Luxemburgs. Seit der Zeit 
geht ein furchtbarer Gespenster-
zug ermordeter Politiker durch 
die deutsche Geschichte. An-
fangs hielt man diese Morde für 
Ausnahmetaten, die man zwar 
verurteilte, deren furchtbare Be-
deutung als erschreckende Krank-
heitssymptome des deutschen 
Volkskörpers man nicht begriff. 
Aber die Zahl wuchs und wuchs, 
ohne daß es immer gelungen 
wäre, die Mörder zur Verantwor-
tung zu ziehen. Im Gegenteil! 
Fast stets vermochten sie sich 
ihrer gerechten Bestrafung zu 
entziehen. Man denke an die 
Ermordung Erzbergers. Auch hier 
sind die Täter bisher nicht erfaßt. 
Ebensowenig bei dem glück-
licherweise erfolglosen Attentat 
auf Scheidemann vor einigen 
Wochen. Auch im Falle Rathenau 
sind die Täter bisher nicht gefaßt. 
Es ist selbstverständlich, daß 
diese Zustände die allerschwerste 
innerpolitische Beunruhigung in 
den weitesten Kreisen unseres 
Volkes hervorrufen mußten. 
Die Ermordung Rathenaus wird 
aufs neue und viel gefählicher 
als jemals den fieberkranken 
Volkskörper erschüttern. Man 

wird nach besonderen Maßregeln 
schreien, und es ist in der Tat 
zu erwägen, ob man nicht den 
besonderen Verhältnissen mit 
besonderen Maßregeln Rechnung 
trägt. Diese ununterbrochenen 
politischen Mordtaten müssen 
ein Ende nehmen. Es ist auf die 
Dauer ein unerträglicher Zustand, 
daß jeder Minister, jeder Mann, 
der im politischen Leben wirkt, 
jeder Parteiführer jederzeit mit 
der Gefahr politischer Attentate 
rechnen muß. Das macht jeden 
nationalen Zusammenhalt un-
möglich, daß zerreißt die Nation 
bis auf den Grund und führt 
zum offenen Bürgerkrieg. Wer 
es auch nur ein wenig gut mit 
dem deutschen Volke meint, der 
muß zur tiefsten Verabscheuung 
dieser Verbrechen kommen. Denn 
nicht so sehr um den einzelnen 
handelt es sich, so furchtbar das 
Schicksal ist, das ihn betroffen, 
es handelt sich um unser aller ge-
meinsames politisches Schicksal 
als Nation und Staat. Die Säulen 
der Staatsgemeinschaft aber 
bersten auseinander, wenn man 
diese politischen Verbrechen mit 
nur halben Herzen verurteilt, sie 
im Stillen wohl gar noch begrüßt, 
weil es ein politischer Gegner 
war, der ihnen zum Opfer ge-
fallen ist. Solange sich nicht das 
gesamte deutsche Volk aufrafft 
und hier nun wirklich einmal eine 
politische “Einheitsfront” bildet 
gegen die Mörderkomplotte, so 
lange kann von einem Gesun-
dungsprozeß Deutschlands nur 
im ironischen Sinne gesprochen 
werden. 
Umso nötiger ist es, in der kriti-
schen Stunde Ruhe zu bewahren 
und vor unüberlegten Schritten zu 
warnen. In diesem Sinne bedau-
ern wir es, wenn heute im Reichs-
tage Abgeordnete der Linkspar-
teien sich auf die anwesenden 
bürgerlichen Abgeordneten 
stürzten und sie unter tätlichen 

Angriffen und Beschimpfungen 
aus dem Sitzungssaale drängten, 
so daß es erst des Eingreifens des 
Präsidenten Löbe bedurfte, um 
die Ordnung wiederherzustellen. 
Das ist nicht die Art, der Stunde 
gerecht zu werden. 
Da man von den Mördern noch 
keine Spur hat, so ist es unmög-
lich, die speziellen Motive zu 
kennen, aus denen die Verbrecher 
gehandelt haben. Daß diese Moti-
ve im allgemeinen aber politischer 
Art waren, dürfte keinem Zweifel 
unterliegen. Der Ermordete war 
Jude. Das genügt für viele bereits, 
ihn zu den politisch Verdächtigen 
zu zählen. Dazu stand er im Ruf, 
ein “Sozialist” zu sein, wenn auch 
höchst individueller Prägung. Bei 
den Arbeitern genoß er deshalb 
eine gewisse Popularität. Er war 
ein guter Patriot und hat seinem 
Lande gerade zu Beginn des Krie-
ges Dienste geleistet, die unver-
gessen bleiben werden. Ob seine 
wirtschaftspolitische Haltung als 
Minister stets die richtige war, 
soll hier unerörtert bleiben.
Auf der Suche nach dem Schuldi-
gen aber wollen wir die Entente 
nicht vergessen, die durch 
ihre stetige Unterwühlung der 
deutschen Öffentlichkeit durch 
Drohungen, Erpressungen, räu-
berische Noten, Demütigungen, 
frivolen Übermut und Prasserei-
en die deutsche Psyche immer 
wieder in die heftigste Empörung 
und Wut versetzte. Sie schuf in 
Wahrheit erst den Boden, auf 
dem diese Schandtaten möglich 
waren. So ist es eine ironische 
Tragik, daß Walther Rathenau 
nicht am letzten Ende gerade das 
Opfer der hetzerischen Politik 
jenes Landes werden mußte, das 
er am dringlichsten zu versöhnen 
getrachtet hatte: Frankreich.

� Paul Lensch
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Ende des 19. Jahrhunderts entbrannte in der SPD ein 
Richtungsstreit. Die sogenannten Revisionisten um den 
Parteitheoretiker Eduard Bernstein strebten eine Umge-
staltung der Gesellschaft durch Reformen innerhalb des 
Systems an. Die marxistische Parteilinke wollte dagegen 
am revolutionären Kurs festhalten. Auf dem Parteitag 
in Dresden 1903 wurden die Streitigkeiten nur vorder-
gründig beigelegt, tatsächlich flammten sie bis zum Ersten 
Weltkrieg immer wieder auf - und wiesen den Weg zur 
Spaltung der Partei. Als Mann der Mitte suchte Friedrich 
Ebert stets den Ausgleich.

Auf dem SPD-Parteitag in Jena im Mai 1905 wurde der 
erst 34-jährige Friedrich Ebert in den Parteivorstand ge-
wählt. Er übernahm das Amt des Parteisekretärs und war 
fortan vor allem für die Organisation und Verwaltung der 
schnell wachsenden Massenpartei zuständig. Als Mittler 
zwischen den verschiedenen Parteiflügeln und kluger 
Organisator der Bremer Sozialdemokratie war Ebert zuvor 
der Berliner Parteizentrale aufgefallen.  

Trotz umfangreicher Reformen in der Zeit Bismarcks 
(Kinderarbeit, Mutterschutz etc.) gab es im Bereich des Ar-
beitsschutzes immer noch gravierende Probleme, die den 
sozialen Frieden gefährdeten. So war bis zur Einführung 
spezieller Arbeiterausschüsse im Jahr 1909 etwa unklar, 
wer die Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften und der 
Arbeitsordnung in den Betrieben überwachte. Erst lang-
sam entwickelte sich eine auf staatsbürgerliche Fürsorge 
gründende Arbeitspolitik.

Revisionismusstreit

Wahl in den Parteivorstand

Arbeitsschutz

Trotz Sozialgesetzgebung und wirtschaftlichem Auf-
schwung gab es im Kaiserreich weiterhin gravierende 
soziale Missstände. Insbesondere die Wohnungsnot in den 
Großstädten wurde von der Arbeiterbewegung als Prob-
lem erkannt: Mietwucher, zerfallene Häuser und beengte 
Wohnverhältnisse waren hier die Regel. Der Alltag in den 
Elendsvierteln war geprägt von großer Armut, mangelnder 
Hygiene und Verwahrlosung vor allem von Kindern. 

Wohnungsnot
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Nach dem Ende des Sozialistengesetzes gewannen die Ge-
werkschaften in Deutschland zunehmend an Bedeutung. 
Die Zahl der Mitglieder der freien sozialistischen Gewerk-
schaften stieg bis 1912 auf über 2,5 Millionen. Friedrich 
Ebert wurde 1907 zum Verbindungsmann der SPD zur 
Generalkommission der Gewerkschaften ernannt. Obwohl 
es immer wieder zu Spannungen zwischen Sozialdemokra-
tie und Gewerkschaften kam, profitierten beide von dem 
engen Bündnis – und Ebert gewann das Vertrauen der 
mächtigen Gewerkschaftsführer um Carl Legien, die ihn 
politisch unterstützten.

Gewerkschaften

Im Kaiserreich erstarkte die Frauenbewegung. Neben eine 
bürgerliche Frauenbewegung trat seit den 1880er Jahren 
eine proletarische Frauenbewegung, deren bekannteste 
Vertreterinnen Clara Zetkin und später Marie Juchacz oder 
Luise Zietz waren. Die Arbeiterfrauenbewegung kämpfte 
vor allem für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
der Arbeiterinnen und für die Lohngleichheit mit den 
Arbeitern. Auch die Forderung nach mehr Selbstbestim-
mung und politischen Handlungsmöglichkeiten, vor allem 
nach dem Wahlrecht, rückte bald in den Mittelpunkt der 
Bemühungen.

Frauenbewegung

Der von 1900 bis 1909 amtierende Reichskanzler Bern-
hard von Bülow versuchte zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 
alle Parteien und gesellschaftlichen Kräfte zu bündeln, um 
den Einfluss der Sozialdemokratie zu schwächen. Damit 
sollten die innen- und außenpolitischen Pläne des Kaisers 
durchgesetzt werden, insbesondere die neue „Weltpolitik“, 
die koloniale Expansion und militärische Aufrüstung vor-
sah. Wilhelm II. konnte so zugleich ein „persönliches Regi-
ment“ aufbauen und stark in die Tagespolitik eingreifen. 

Nach anfänglichem Zögern strebte auch das Kaiser-
reich nach Kolonien und einem „Platz an der Sonne”. In 
Deutsch-Südwestafrika kam es Anfang 1904 zu einem 
Aufstand gegen die Kolonialmacht, die immer mehr Land 
für deutsche Siedler beanspruchte. Deutsche Kolonial-
truppen unter Generalleutnant Lothar von Trotha schlugen 
den Aufstand brutal nieder. Zehntausende Angehörige 
der Herero und Nama wurden ermordet. Im Reichstag 
kritisierte die SPD scharf die Kriegsführung. Heute gilt die 
Niederschlagung des Aufstands als Völkermord. 

Sammlungspolitik

Völkermord an den Herero und Nama
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Seit der Reichsgründung 1871 war das preußisch-deut-
sche Militär eng mit der nationalen Identität verbunden. 
Unter Wilhelm II. entwickelte es sich zu einer immer 
wichtigeren Größe. Militärische Denkmuster prägten zu-
nehmend die Gesellschaft und im Rahmen einer aggressi-
ven, nationalistischen Außenpolitik rüstete Deutschland 
Heer und Flotte stark auf. Symbolischer Ausdruck des 
Militarismus war der Fall des „Hauptmanns von Köpenick” 
1906: Ein als Offizier verkleideter Schuhmacher ließ den 
Bürgermeister verhaften und raubte die Stadtkasse, ohne 
dass ihm Widerstand entgegengesetzt wurde. 

Militarismus

Nach der Entlassung Otto von Bismarcks als Reichskanzler 
1890 strebte die deutsche Reichsleitung nach größerer 
außenpolitischer Handlungsfreiheit. Sie verabschiede-
te sich von Bündnissen und setzte stattdessen auf eine 
„Politik der freien Hand”, um deutsche Interessen ungehin-
dert durchsetzen zu können. Tatsächlich jedoch geriet das 
Kaiserreich dadurch in die Isolation: Russland, Frankreich 
und Großbritannien verbündeten sich 1908. 

Politik der freien Hand

Am Vorabend des Ersten Weltkriegs wuchs der Wider-
stand der herrschenden Klasse gegen die aufstrebende 
Sozialdemokratie, die 1912 als stärkste Kraft aus den 
Reichstagswahlen hervorgegangen war: Konservative 
Kräfte aus Landwirtschaft und Industrie gründeten das 
„Kartell der schaffenden Stände”, das den gesellschaft-
lichen Ist-Zustand bewahren und eine Demokratisierung 
verhindern sollte. In der politischen Praxis erwies sich das 
Kartell jedoch als wenig erfolgreich, da seine Mitglieder im 
Einzelnen unterschiedliche Interessen verfolgten.

Im Herbst 1913 kam es im Reichsland Elsaß-Lothringen 
zu Übergriffen und Beleidigungen preußischer Soldaten 
gegenüber der Zivilbevölkerung. Im Reichstag beklagten 
die reformorientierten Parteien gemeinsam die milita-
ristischen Strukturen im Kaiserreich und den zu großen 
Einfluss Kaiser Wilhelms II. auf die Reichsleitung. Ein 
Missbilligungsvotum gegen den Reichskanzler Theobald 
von Bethmann Hollweg wurde mit großer Mehrheit ange-
nommen. Auch wenn dieses ohne praktische Folgen blieb 
und Bethmann Hollweg einen Rücktritt ablehnte, verlor 
der Kaiser durch die Zabern-Affäre politisch an Rückhalt.

Kartell der schaffenden Stände

Zabern-Affäre
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Seit Ende des 19. Jahrhunderts entwickelte sich der 1. Mai 
zum internationalen Tag der Arbeiterbewegung. Hundert-
tausende Menschen beteiligten sich jedes Jahr weltweit 
an Massenkundgebungen und gingen auf die Straße, um 
für mehr Mitbestimmung, besseren Arbeitsschutz und die 
Einführung des Achtstundentages zu demonstrieren. Auch 
Friedrich Ebert trat häufig als Redner bei Maifeiern auf 
und arbeitete mehrfach in Organisationskomitees mit.

Im Oktober 1908 veröffentlichte die englische Zeitung 
„Daily Telegraph” ein Interview mit dem deutschen Kaiser. 
Der mit undiplomatischen Taktlosigkeiten gespickte Text 
basierte auf einem privaten Gespräch, das Wilhelm II. mit 
einem britischen Militär geführt hatte. Durch ein  Ver-
sehen wurde das Interview von einem untergeordneten 
Beamten des Auswärtigen Amtes zur Veröffentlichung frei-
gegeben. Die Folge war eine Staatskrise in Deutschland, 
in deren Verlauf die herausgehobene Stellung Wilhelms II. 
in der deutschen Politik öffentlich kritisiert wurde, unter 
anderem von der SPD.

Die Reichstagswahlen im Januar 1912 endeten mit einem 
Sieg der SPD. Sie erhielt fast 35 Prozent der Stimmen und 
wurde erstmals stärkste Fraktion. Auch Friedrich Ebert 
konnte zum ersten Mal als Abgeordneter in den Reichstag 
einziehen: Er gewann seinen Wahlkreis Elberfeld-Barmen. 
Die Wahl war ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Parla-
mentarisierung des Reiches.

Erster Mai

Daily-Telegraph-Affäre

Reichstagswahl 1912

Am 13. August 1913 starb August Bebel, der Gründervater 
der deutschen Sozialdemokratie, im Alter von 73 Jahren. 
Bebel hatte den Weg der deutschen Sozialdemokratie 
von ihrer Gründung als Sozialdemokratische Arbeiter-
partei 1869 über die Vereinigung mit dem Allgemeinen 
Deutschen Arbeiterverein 1875 bis zu ihrem Aufstieg zur 
Massenpartei nach 1890 begleitet und war bis zuletzt 
einer der beiden Parteivorsitzenden der SPD. Sein Tod riss 
eine große Lücke in eine Partei, in der sich die Richtungs-
kämpfe zuspitzten.

Tod August Bebels
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Auf dem Parteitag in Jena wurde Friedrich Ebert am 20. 
September 1913 als Nachfolger des verstorbenen August 
Bebel zum Parteivorsitzenden neben Hugo Haase gewählt. 
Ebert, der als geschickter Parteiorganisator und gemäßig-
ter Mann der politischen Mitte galt, erhielt fast 92 Prozent 
der Stimmen.

Bei Kriegsausbruch benötigte das Deutsche Reich Kredite 
zur Finanzierung des Krieges, die vom Reichstag bewilligt 
werden mussten. Die SPD war in dieser Frage tief ge-
spalten. Als internationalistische Partei lehnte sie jeden 
Angriffskrieg ab. 
Die Mehrheit der Fraktion ging jedoch davon aus, dass 
sich das Deutsche Reich nur verteidigen und keine Erobe-
rungen planen würde.  Deshalb stimmte sie am 4. August 
1914 den Kriegskrediten zu. In der Erklärung hieß es: „Wir 
lassen das Vaterland in der Stunde der Gefahr nicht im 
Stich“. Die innerparteiliche Ablehnung weiterer Kriegskre-
dite nahm in den folgenden Jahren jedoch rasch zu.

Der Kriegsbeginn im August 1914 löste in weiten Tei-
len der Bevölkerung, auch in der eigentlich kriegs- und 
staatskritischen politischen Linken, eine überschwäng-
liche Zustimmung aus. Es herrschte eine euphorische 
Stimmung, die von der Erwartung eines baldigen Sieges 
genährt wurde. Der Krieg schien die im Innern gespaltene 
Bevölkerung durch einen gemeinsamen äußeren Feind zu 
einigen. Konservative und nationalistische Kräfte insze-
nierten diese Erfahrung als nationalen Mythos. Allerdings 
wich die anfängliche Begeisterung über den Krieg schnell 
Enttäuschung und Erschöpfung. 

Parteivorsitz

Kriegskredite

Augusterlebnis

Bei Kriegsausbruch 1914 befürchtete der Parteivorstand 
der SPD ein Verbot der Partei. Diese nicht unbegründe-
te Befürchtung war auf eine Kombination von Faktoren 
zurückzuführen. Dazu gehörten die pazifistische Haltung 
weiter Teile der Arbeiterbewegung und der Vorwurf, ihre 
Loyalität gelte nicht Deutschland, sondern der interna-
tionalen sozialistischen Bewegung. Der Parteivorsitzende 
Friedrich Ebert brachte die Parteikasse sicherheitshalber 
in die Schweiz. Das befürchtete Parteiverbot blieb jedoch 
aus.

Parteiverbot?
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Zu Beginn des Ersten Weltkriegs zeigten sich neue Risse 
in der SPD. Vor allem die Kluft zwischen Befürwortern 
und Gegnern einer Bewilligung der deutschen Kriegskre-
dite wurde immer größer. In einer Reichstagssitzung im 
Dezember 1914 brach der SPD-Abgeordnete Karl Lieb-
knecht erstmals den Fraktionszwang und stimmte gegen 
weitere Kriegskredite. Die Kriegskreditgegner wurden im 
Frühjahr 1916 aus der Reichstagsfraktion ausgeschlossen 
und gründeten im April 1917 eine neue Partei, die Unab-
hängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD). 
Die Mehrheit der gemäßigten Mitglieder verblieb in der 
SPD. Die Spaltung schwächte die deutsche Sozialdemo-
kratie erheblich.

Die SPD vertrat von Kriegsbeginn an die Position, 
Deutschland befinde sich in einem Verteidigungskrieg 
und müsse einen Verständigungsfrieden ohne Gebietsge-
winne anstreben. Die politische Rechte war dagegen der 
Auffassung, dass Deutschland im Rahmen eines Siegfrie-
dens Gebietserweiterungen (Annexionen) und Entschädi-
gungszahlungen (Kontributionen) von den Kriegsgegnern 
fordern sollte. Als sich immer deutlicher abzeichnete, 
dass ein Sieg Deutschlands in weite Ferne rückte, wuchs 
auch in weiten Teilen der kriegsmüden Bevölkerung der 
Wunsch nach einem sofortigen Frieden ohne Entschädi-
gungszahlungen und Grenzverschiebungen.

Im Januar 1916 wurde Friedrich Ebert, der zu diesem 
Zeitpunkt bereits seit mehreren Jahren Parteivorsitzender 
war, neben Philipp Scheidemann und Hermann Molken-
buhr in die dreiköpfige Führung der SPD-Reichstagsfrak-
tion gewählt. Trotz seiner Bemühungen um Ausgleich 
nahmen die Spannungen in der SPD-Fraktion zu. Zentrale 
Streitpunkte waren die Frage weiterer Kriegskredite, die 
Aufrechterhaltung des Burgfriedens und das Ausbleiben 
politischer Reformen.

Risse in der Partei

Verständigungsfrieden

Fraktionsführung

Obwohl Ebert Demokrat war, sprach er sich noch am 
Kriegsende wiederholt für den Erhalt der Monarchie 
in Deutschland aus. Seiner Ansicht nach würde ein zu 
rascher Übergang zu einer Republik die gesellschaft-
lichen Strukturen in Deutschland destabilisieren und die 
Gefahr eines gewaltsamen Bürgerkrieges wie in Russland 
erhöhen. Stattdessen schlug Ebert die Beibehaltung der 
Monarchie in engen verfassungsrechtlichen Grenzen vor, 
die dem Parlament die stärkste Stellung im politischen 
System sichern sollten. Auf diese Weise sollte das Land 
friedlich demokratisiert werden. Eberts Position war in 
der SPD umstritten, förderte aber sein Ansehen bei den 
anderen Parteien und der Reichsleitung.

Monarchie oder Republik?
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Die Oktoberreformen waren eine Reihe von Verfassungs- 
und Gesetzesänderungen, die im Oktober 1918 von der 
deutschen Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von 
Baden angesichts der sich abzeichnenden Kriegsnieder-
lage eingeführt wurden. Sie waren eine Reaktion auf die 
wachsende Unruhe in der deutschen Bevölkerung. Sie 
sollten den Friedensschluss mit den Alliierten erleichtern 
und die Moral des deutschen Volkes stärken. Die Oktober-
reformen umfassten eine Reihe von Maßnahmen, deren 
wichtigste die Umwandlung des Deutschen Reiches in 
eine parlamentarische Monarchie und die Stärkung der 
Befugnisse der  Reichstagsabgeordneten auf Kosten des 
Kaisers waren.

Oktoberreformen 

Die SPD hatte bei den letzten Vorkriegswahlen 1912 mehr 
als ein Drittel der Stimmen erhalten und stellte fortan die 
stärkste Fraktion im Reichstag. Regierungen wurden im 
Kaiserreich jedoch unabhängig von parlamentarischen 
Mehrheiten gebildet. Erst im Zuge der Oktoberreformen 
am Kriegsende und unter dem neuen Reichskanzler Prinz 
Max von Baden erhielt die SPD im Oktober 1918 die 
Chance auf eine Regierungsbeteiligung. Dem Kabinett 
gehörten zwei SPD-Abgeordnete an. Friedrich Ebert hatte 
gegen innerparteiliche Kritik für eine Regierungsbeteili-
gung geworben.

Die allgemeine Erwartung in Deutschland im August 1914 
war, dass der ausgebrochene Krieg schnell siegreich be-
endet werden könnte. Die ersten militärischen Erfolge an 
der Westfront bestätigten diese Erwartung zunächst und 
weckten Hoffnungen auf einen schnellen Sieg über Frank-
reich: „Weihnachten in Paris“ wurde zum geflügelten Wort 
- und zu einem Trugbild.

Ebert führt SPD in die  
Regierungsverantwortung

Weihnachten in Paris

Durch die Einberufung vieler Männer zum Kriegsdienst 
gewann die Frauenarbeit in Deutschland nach 1914 zu-
nehmend an Bedeutung. Frauen drangen in Berufe vor, die 
zuvor ausschließlich von Männern ausgeübt worden waren 
zum Beispiel in der Rüstungs- und Schwerindustrie. Einer-
seits litten viele Frauen unter der körperlich anstrengen-
den Arbeit. Andererseits gewannen die Frauen an Selbst-
bewusstsein und forderten zunehmend ihre politische und 
gesellschaftliche Gleichstellung.

Frauenarbeit 
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Das Dreiklassenwahlrecht war ein umstrittenes Wahlsys-
tem im größten und wichtigsten deutschen Bundesstaat 
Preußen. Das Wahlrecht war in drei Klassen eingeteilt, 
die sich nach dem Status des Steuerzahlers richteten. Die 
wohlhabendste Klasse hatte das größte Stimmgewicht, 
die ärmste das geringste. Nicht nur die SPD kritisierte das 
Dreiklassenwahlrecht als ungerecht und undemokratisch, 
da es einem kleinen Teil der Bevölkerung unverhältnis-
mäßig viel Macht einräumte und die Bedürfnisse und 
Interessen der breiten Masse ignorierte. Kaiser Wilhelm II. 
und die Reichsleitung versprachen im Zuge der Burgfrie-
denspolitik eine Wahlrechtsreform, zögerten aber mit der 
Umsetzung.

Das Hilfsdienstgesetz wurde von der Obersten Heereslei-
tung im Rahmen des Hindenburg-Programms im Dezem-
ber 1916 erlassen und führte eine Arbeitspflicht für alle 
erwachsenen Männer zwischen 17 und 60 Jahren ein. Das 
Gesetz sollte den akuten Arbeitskräftemangel beheben. 
Um die Zustimmung der Reichstagsmehrheit zu erhalten 
und Protesten der Arbeiterschaft vorzubeugen, machte 
die Reichsregierung Zugeständnisse: So wurden Arbeiter-
ausschüsse in den Betrieben zugelassen und die gewerk-
schaftlichen Mitspracherechte bei Lohnverhandlungen 
ausgeweitet.

Dreiklassenwahlrecht

Hilfsdienstgesetz 

Mit Beginn des Krieges wurde die Pressefreiheit in 
Deutschland aufgehoben. Die Militärbefehlshaber er-
hielten weitreichende Befugnisse zur Kontrolle und Zensur 
der Medien. Der wachsenden Unzufriedenheit der Bevöl-
kerung wegen der schlechten Versorgungslage, ausblei-
bender politischer Reformen und der vielen Kriegstoten 
wurde auch propagandistisch begegnet: Druckschriften, 
Plakate und Filme überhöhten die eigenen Erfolge und 
dämonisierten den Feind. Die Behörden sorgten dafür, 
dass keine kritischen Informationen an die Öffentlichkeit 
gelangten.

Zensur, Unterdrückung und Propaganda

Im Winter 1916/17 kam es in Deutschland zu einer Hun-
gersnot. Gründe dafür waren das schlechte Wetter, das die 
Kartoffelernte auf 50 Prozent des üblichen Ertrags sinken 
ließ, und die britische Seeblockade, die die Einfuhr von 
Lebensmitteln stark erschwerte. Die Regierung griff zu un-
populären Maßnahmen, um die Krise zu bewältigen: Eine 
davon war die Ausgabe von Kohlrüben als Nahrungsmittel-
ersatz, da diese billig zu produzieren und vergleichsweise 
vitaminreich waren. Eine andere waren Propagandakam-
pagnen, die die Bedeutung patriotischer Opfer betonten. 
Trotz dieser Bemühungen starben Zehntausende an Unter-
ernährung und die Unzufriedenheit in der Bevölkerung 
wuchs.

Kohlrübenwinter
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Kriegsmüdigkeit und politische Unzufriedenheit breiteten 
sich im Laufe des Krieges in der Bevölkerung aus. Immer 
mehr Menschen gingen auf die Straße, um für ein Ende 
des Krieges und für „Brot statt Waffen“ zu demonstrieren. 
Die Proteste wurden von verschiedenen Gruppen organi-
siert, darunter Pazifisten, Sozialisten und Gewerkschaften. 
Die Reichsleitung reagierte mit Repressionen und Ver-
haftungen. Trotzdem weiteten sich die Proteste aus und 
es kam zu Massendemonstrationen in vielen deutschen 
Städten.

Am Ende des Ersten Weltkriegs litt die deutsche Zivil-
bevölkerung stark unter der Lebensmittelknappheit, den 
harten Arbeits- und Lebensbedingungen und den ausblei-
benden politischen Reformen. So kam es im Januar 1918 
in Berlin zu einem Massenstreik: Über 400.000 Arbeiter 
aus verschiedenen Branchen legten die Arbeit nieder und 
gingen auf die Straße, um für Frieden, Brot und Demokra-
tie zu demonstrieren. Die Schlichtungsversuche Friedrich 
Eberts, der sich in die Streikleitung wählen ließ, scheiter-
ten. Die Regierung schickte Truppen, um den Streik zu 
beenden und die Streikführer zu verhaften. 

Der Friede von Brest-Litowsk war ein Friedensvertrag, der 
am 3. März 1918 nach mehrmonatigen Verhandlungen 
zwischen Sowjetrussland und den Mittelmächten unter-
zeichnet wurde. Der Vertrag beendete die Teilnahme 
Russlands am Ersten Weltkrieg und erkannte die Un-
abhängigkeit der Ukraine, Weißrusslands, Finnlands und 
der baltischen Staaten an. Viele Russen empfanden den 
Vertrag als Demütigung, da sie wertvolle Ressourcen wie 
Kohle, Öl und getreidereiche Gebiete abtreten mussten. 
Auch Teile der SPD waren empört über die Vertragsbedin-
gungen und lehnten einen solchen Siegfrieden ab.

Proteste an der Heimatfront

Januarstreik

Frieden von Brest-Litowsk

Das 14-Punkte-Programm war ein Plan des amerika-
nischen Präsidenten Woodrow Wilson am Ende des 
Ersten Weltkrieges, um Frieden und dauerhafte Stabili-
tät in Europa zu erreichen. Das Programm forderte unter 
anderem eine transparente Diplomatie, freien Handel, 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker, Abrüstung, die 
Gründung eines Völkerbundes zur Verhinderung künftiger 
Konflikte und den Ausbau der internationalen Zusammen-
arbeit. Diese 14 Punkte sollten die Grundlage für einen 
zukünftigen Friedensvertrag mit Deutschland und seinen 
Verbündeten bilden. Dadurch wuchs in der deutschen Be-
völkerung die Hoffnung auf einen Verständigungsfrieden 
mit den Alliierten.

14-Punkte-Programm
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Am 3. August 1914 marschierten deutsche Truppen in 
das neutrale Belgien ein, um so schnell wie möglich nach 
Frankreich vorstoßen zu können. Damit sollte dem russi-
schen Angriff im Osten zuvorgekommen und der befürch-
tete Zweifrontenkrieg verhindert werden. Diese Strategie 
folgte dem sogenannten Schlieffen-Plan, der vorsah, dass 
die deutschen Truppen die französische Armee einkesseln 
und westlich von Paris zur Kapitulation zwingen sollten. 
Belgien wurde fast vollständig besetzt. Großbritannien, 
das die belgische Neutralität garantiert hatte, erklärte 
Deutschland daraufhin am 4. August 1914 den Krieg.

Die Schlacht von Tannenberg war eine wichtige militä-
rische Auseinandersetzung zu Beginn des Ersten Welt-
krieges, die im August 1914 in Ostpreußen zwischen der 
deutschen und der russischen Armee stattfand. Sie endete 
mit einem deutschen Sieg und verhinderte einen russi-
schen Durchbruch an der Ostfront. Die Schlacht, an der 
mehr als 230.000 Soldaten beteiligt waren, dauerte vier 
Tage und brachte Russland schwere Verluste an Soldaten 
und Material ein. Der Erfolg von Tannenberg begründete 
das enorme Prestige des deutschen Oberbefehlshabers 
Paul von Hindenburg und seines Stabschefs Erich Luden-
dorff. 

In Deutschland spaltete die Haltung zu den Kriegszielen 
die Bevölkerung. Die politische Rechte und das Militär 
forderten Gebietsgewinne wie die Annexion Belgiens, von 
Teilen Frankreichs und der russischen Ostseeprovinzen. 
Dagegen sahen die SPD und viele aus der politischen 
Mitte den Krieg als reinen Verteidigungskrieg, der der 
Sicherheit des Landes diente, und nicht als einen Erobe-
rungskrieg. Die gesellschaftlichen Gräben zwischen beiden 
Gruppen vertieften sich zunehmend.

Einmarsch in Belgien

Schlacht von Tannenberg

Kriegsziele

Das Hindenburg-Programm war ein Wirtschaftsprogramm 
zur Mobilisierung der gesamten deutschen Wirtschaft für 
die Kriegsproduktion und zur Vervielfachung der Muni-
tionsproduktion. Dies sollte durch eine Ausweitung der 
staatlichen Kontrolle über alle kriegswichtigen Industrie-
zweige und Ressourcen erreicht werden. So wurden im 
Zuge des Hindenburg-Programms nicht kriegswichtige 
Betriebe stillgelegt. Trotz anfänglicher Erfolge konnte die 
Rüstungsproduktion nicht im gewünschten Maße gestei-
gert werden. Zudem nahmen die sozialen und wirtschaft-
lichen Spannungen in Deutschland weiter zu.

Hindenburg-Programm
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Im August 1916 wurden der in der Bevölkerung beliebte 
Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und sein Stabs-
chef Erich Ludendorff an die Spitze des deutschen Heeres 
befördert. Zusammen mit Kaiser Wilhelm II. bildeten sie 
die Oberste Heeresleitung (OHL). Die OHL war verant-
wortlich für die Planung und Durchführung der deutschen 
Kriegsanstrengungen und hatte den Oberbefehl über die 
aktiven Verbände des deutschen Heeres. Die Erwartungen 
der deutschen Bevölkerung an die nunmehr dritte OHL 
waren groß und der Glaube an einen Sieg Deutschlands 
wuchs.

Die Schlacht von Verdun fand von Februar bis Dezember 
1916 in der Nähe der französischen Stadt Verdun statt. Sie 
war eine der verlustreichsten und längsten Schlachten des 
Ersten Weltkriegs. Die deutsche Armee hatte einen Angriff 
mit dem Ziel gestartet, die französische Armee in einer 
Entscheidungsschlacht materiell „ausbluten“ zu lassen. 
Die Schlacht forderte enorme Verluste: Schätzungsweise 
700.000 Soldaten auf beiden Seiten wurden getötet oder 
verwundet. Der Einsatz neuer Waffen wie Flammenwerfer 
und Giftgas trug zum Schrecken der Schlacht bei. Auf-
grund der strategischen Bedeutung der Festung kämpften 
beide Seiten trotz hoher Verluste weiter, ohne nennens-
werte Geländegewinne zu erzielen.

Die Oberste Heeresleitung unter Paul von Hindenburg 
und Erich Ludendorff gewann seit ihrer Bildung 1916 
immer mehr Einfluss auf die Politik. Insbesondere nach 
dem Rücktritt des erfahrenen Reichskanzlers Theobald 
von Bethmann Hollweg im Juli 1917 gelang es ihnen, die 
Reichsregierung und den Kaiser immer weiter zu entmach-
ten. Damit wurde Deutschland zu einer Art Quasi-Mi-
litärdiktatur. Aber auch das Parlament konnte die neuen 
politischen Spielräume nutzen.

Ab 1916 häuften sich die Friedensinitiativen. Auf Einla-
dung neutraler Staaten fand im Dezember 1916 in Stock-
holm eine Friedenskonferenz statt, um eine diplomatische 
Lösung des Konflikts zu finden. An der Konferenz nahmen 
sozialdemokratische Delegierte aus über vierzig Ländern 
teil, darunter auch Friedrich Ebert. Zu einem Friedens-
schluss kam es jedoch nicht, da sich die kriegführenden 
Staaten (noch) weigerten, ihre Kriegsziele aufzugeben. 
Dennoch wuchs in der Bevölkerung die Hoffnung auf ein 
baldiges Kriegsende.

OHL

Schlacht von Verdun

Quasi-Militärdiktatur

Friedensinitiativen
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Nach dem Kriegserfolg Deutschlands an der Ostfront und 
dem Friedensschluss mit dem revolutionären Russland 
startete die Oberste Heeresleitung im März 1918 mit den 
frei gewordenen Truppen eine Großoffensive im Westen. 
Mit dieser Offensive sollte die dortige Pattsituation durch-
brochen und ein entscheidender Sieg errungen werden, 
bevor amerikanische Truppen in großer Zahl in Europa ein-
treffen konnten. Nach anfänglichen Erfolgen scheiterte die 
Frühjahrsoffensive schließlich an logistischen Problemen 
und ausbleibender Verstärkung.

Frühjahrsoffensive

Die britische Seeblockade war eine Strategie der briti-
schen Marine im Ersten Weltkrieg, um das importab-
hängige Deutschland von lebenswichtigen Gütern und 
Ressourcen abzuschneiden. Die Fernblockade unterbrach 
die deutschen Handelswege zwischen den Shetland-Inseln 
und Südnorwegen sowie im Ärmelkanal, das heißt alle 
Ausgänge der Nordsee auf das offene Meer, was zu einem 
erheblichen Mangel an Nahrungsmitteln und Rohstoffen 
führte. Der deutschen Bevölkerung galt die Seeblockade 
als „Hungerblockade“ .

Am 22. Februar 1915 verkündete die deutsche Regierung 
den „uneingeschränkten U-Boot-Krieg“. Dies bedeutete, 
dass deutsche U-Boote jedes Schiff angreifen konnten, 
ohne Warnung oder Rücksicht auf mögliche zivile Per-
sonen an Bord. Auf diese Weise versuchte Deutschland, 
Widerstand gegen die britische Seeblockade zu leisten 
und Großbritannien seinerseits vom Welthandel abzu-
schneiden. Dieses Vorgehen führte jedoch letztlich mit 
dazu, dass die Vereinigten Staaten 1917 in den Krieg 
eintraten, da mehrere Schiffe mit US-Bürgern an Bord von 
deutschen U-Booten versenkt worden waren. Auch andere 
neutrale Länder waren empört über den Bruch der inter-
nationalen Seekriegsregeln.

Der Burgfrieden wurde zu Beginn des Ersten Weltkrieges 
in Deutschland geschlossen, um politische Auseinander-
setzungen für die Dauer des Krieges zu vermeiden und na-
tionale Geschlossenheit zu demonstrieren. Dies betraf vor 
allem die Sozialdemokratie, die ihre politischen Reform-
forderungen zurückstellte. Am 4. August 1914 verkündete 
Kaiser Wilhelm II.: „Ich kenne keine Parteien mehr, ich 
kenne nur noch Deutsche.“

Britische Seeblockade

Uneingeschränkter U-Boot-Krieg

Burgfrieden
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Die hohe Arbeitsbelastung führte zunehmend zu körper-
lichen Beschwerden: In den Jahren des Ersten Weltkrieges 
plagten Friedrich Ebert Gallenkoliken und Magengeschwü-
ren. Während eines Vortrags in Frankfurt/Oder erlitt er 
1916 einen gesundheitlichen Zusammenbruch. Den ärzt-
lichen Rat, sich operieren zu lassen und eine Auszeit zu 
nehmen, ignorierte Ebert und arbeitete weiter.

Anfang April 1917 gründeten Sozialisten und linke Sozial-
demokraten unter Führung von Hugo Haase und Karl 
Liebknecht eine eigene Partei, die Unabhängige Sozial-
demokratische Partei Deutschlands (USPD). Grund für die 
Spaltung der deutschen Sozialdemokratie war die inner-
parteiliche Uneinigkeit über die Bewilligung der Kriegs-
kredite. Während die SPD in der Folgezeit ihre Stellung 
als eine der größten Parteien in Deutschland behaupten 
konnte, gelang es der USPD nicht, sich dauerhaft politisch 
zu etablieren. Sie litt nicht zuletzt unter Richtungskämpfen 
zwischen linken Sozialdemokraten und revolutionären 
Kommunisten.

Gesundheitlicher Zusammenbruch

Spaltung der SPD

Dem im Juli 1917 gegründeten Interfraktionellen Aus-
schuss gehörten Vertreter aller großen Reformparteien 
im Reichstag an, darunter die SPD, die Linksliberalen und 
das katholische Zentrum. In diesem Gremium berieten sie 
fortan über die Kriegslage und stimmten ihre politischen 
Entscheidungen ab. Ziel der parteiübergreifenden Zusam-
menarbeit war es, das politische Gewicht des Parlaments 
zu stärken. Die Gründung des Interfraktionellen Ausschus-
ses stellte einen wichtiger Schritt zur Demokratisierung 
des Deutschen Reiches dar.

Der Erste Weltkrieg forderte in Millionen Familien Opfer. 
Auch Friedrich Ebert hatte persönliche Verluste zu be-
klagen: 1917 fielen innerhalb weniger Monate zwei seiner 
Söhne, Heinrich und Georg, im Alter von knapp 20 Jahren. 
Ein dritter Sohn, Friedrich, diente ebenfalls als Soldat, 
überlebte den Krieg aber schwer verwundet. Über den 
Tod seiner Söhne sagte Ebert: „Der Schlag trifft uns sehr 
schwer. Wir müssen uns trösten mit den vielen anderen, 
die ihr Liebstes verloren.“

Interfraktioneller Ausschuss

Tod der Söhne
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Am 2. Oktober 1918 gestand die deutsche Militärführung 
der Reichsregierung und den wichtigsten Parteien des 
Landes die Niederlage Deutschlands im Ersten Weltkrieg 
ein. Dies war die Folge einer Reihe verlorener Schlachten, 
insbesondere des alliierten Durchbruchs an der Westfront 
im August. Hinzu kamen zunehmende Unruhen im eige-
nen Land. Kurz darauf nahm die neu gebildete deutsche 
Regierung unter Reichskanzler Max von Baden Waffen-
stillstandsverhandlungen mit den Kriegsgegnern auf. Der 
Waffenstillstand wurde schließlich am 11. November 1918 
von der deutschen Delegation in einem Eisenbahnwaggon 
in Compiègne unterzeichnet und damit der Erste Welt-
krieg beendet. 

Angesichts der sich abzeichnenden Kriegsniederlage und 
unter dem wachsenden Druck der deutschen Öffentlich-
keit und der amerikanischen Regierung, die die Abdankung 
Kaiser Wilhelms II. zur Bedingung für einen gemäßigten 
Waffenstillstand machte, erklärte Reichskanzler Prinz 
Max von Baden am 9. November 1918 eigenmächtig den 
Thronverzicht des Kaisers. Wenig später ging Wilhelm II. 
ins niederländische Exil. Mit seiner Abdankung endete das 
Deutsche Kaiserreich.

Am 9. November 1918 bot Reichskanzler Prinz Max von 
Baden dem Vorsitzenden der stärksten Reichstagspartei, 
Friedrich Ebert, die Kanzlerschaft an. Er hatte erkannt, 
dass er nicht länger eine Regierung ohne parlamentarische 
Basis und ohne Rückhalt in der Bevölkerung führen konn-
te. Ebert nahm an – auch wenn er dieses Amt nur einen 
Tag innehaben sollte, war er damit an die Spitze eines 
Staates getreten, der sich in Auflösung befand.

Militärführung gesteht Kriegsniederlage ein

Abdankung Kaiser Wilhelms II.

Reichskanzlerschaft

Am 9. November 1918 rief der SPD-Politiker Philipp 
Scheidemann gegen 14 Uhr vom Berliner Reichstagsge-
bäude aus die deutsche Republik aus. Er reagierte damit 
auf den politischen Druck, der von der immer größer 
werdenden Menge an demonstrierenden Menschen in der 
Hauptstadt ausging. Tatsächlich rief der Kommunist Karl 
Liebknecht nur wenig später die sozialistische Republik 
aus. Friedrich Ebert war mit Scheidemanns Vorgehen je-
doch nicht einverstanden: Er wollte die Entscheidung über 
das künftige politische System einer Nationalversammlung 
überlassen. Aus heutiger Sicht markiert die Ausrufung der 
Republik einen Meilenstein in der deutschen Demokratie-
geschichte.

Ausrufung der Republik
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Am 9. November 1918 befürchtete Friedrich Ebert ange-
sichts wachsender Unruhen im Land einen gewaltsamen 
Zusammenbruch Deutschlands. Er rief öffentlich zu einer 
friedlichen Demokratisierung auf und appellierte an alle 
Deutschen: „Sorgt für Ruhe und Ordnung!“

Nach russischem Vorbild bildeten sich im November 
1918 in ganz Deutschland Arbeiter- und Soldatenräte. 
Als Organe der kommunalen Selbstverwaltung setzten sie 
sich für den Frieden und gegen soziale Missstände ein. 
Ihre politische Ausrichtung war zunächst offen: Während 
radikale Kommunisten auf eine Mehrheit hoffen, domi-
nierten vielerorts Sozialdemokraten und gemäßigte Linke 
die Arbeiter- und Soldatenräte.

Mit der am 23. November 1918 erlassenen Arbeitszeit-
verordnung wurde der Achtstundentag eingeführt. Damit 
erfüllte der Rat der Volksbeauftragten um Ebert und das 
von ihm geschaffene Reichsamt für wirtschaftliche Demo-
bilisierung eine der ältesten Forderung der Arbeiterbewe-
gung. Vorausgegangen war ein jahrzehntelanger Kampf um 
eine Arbeitszeitverkürzung, an derem Ende der Grundsatz 
stehen sollte: 8 Stunden Arbeit, 8 Stunden Freizeit und 8 
Stunden Schlaf.

Um die demokratische Ordnung gegen die zunehmende 
Gewalt von rechts und links zu sichern, schloss Friedrich 
Ebert am 10. November 1918 in einem Telefongespräch 
ein Bündnis mit der Obersten Heeresleitung unter General 
Wilhelm Groener. Das Militär sicherte der neuen Regie-
rung seine Unterstützung zu. Im Gegenzug verzichtete 
diese auf die Ablösung der alten Elite in der Armee und 
versprach, gegen radikale Revolutionäre vorzugehen. Das 
Ebert-Groener-Bündnis entfaltete die erhoffte stabili-
sierende Wirkung. Es führte jedoch zur blutigen Nieder-
schlagung von Aufständen und diskreditierte Ebert bei der 
politischen Linken.

Appell Eberts zur Beruhigung der Situation

Arbeiter- und Soldatenräte

Achtstundentag

Ebert-Groener-Bündnis
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Die Zusammenarbeit der SPD- und USPD-Mitglieder im Rat 
der Volksbeauftragten war von Anfang an problematisch. 
Zu unterschiedlich waren die politischen Vorstellungen 
der ehemaligen Parteigenossen. Insbesondere das harte 
Vorgehen gegen linke Aufständische war den USPD-Ver-
tretern um Hugo Haase ein Dorn im Auge. Als Reaktion auf 
die Niederschlagung des Weihnachtsaufstands in Berlin 
traten sie schließlich am 29. Dezember 1918 aus dem Rat 
der Volksbeauftragten aus. Ihre Hoffnung, damit die Über-
gangsregierung zu destabilisieren, erfüllte sich jedoch nicht: 
Sie wurden durch Sozialdemokraten ersetzt, Friedrich Ebert 
konnte seine Führungsrolle in dem Gremium weiter stärken.

Nach dem Ausscheiden der USPD-Vertreter aus dem Rat 
der Volksbeauftragten am 29. Dezember 1918 wurde der 
SPD-Politiker Gustav Noske in die Übergangsregierung 
berufen. Als Experte für Militärfragen war er fortan für alle 
Fragen des Heeres, der Marine und der Demobilisierung 
zuständig. Im Kampf gegen aufständische Revolutionäre 
war Noske ein Hardliner: Immer wieder ließ er Unruhen 
gewaltsam niederschlagen. Vor allem die politische Linke 
empörte sich über den „Bluthund“ Noske. Gegenüber 
Friedrich Ebert zeigte sich Noske bedingungslos loyal.

Nach der Umsetzung der politischen Reformen standen 
Ebert und die SPD vor der Frage, ob sie auch eine soziale 
Revolution einleiten sollten. Die Umverteilung des Grund-
besitzes durch Verstaatlichungen, die gesellschaftliche 
Entmachtung der alten Eliten und die Enteignung der re-
aktionären ostelbischen Junker waren zentrale Forderun-
gen der radikalen Linken. Doch Ebert sah darin Maßnah-
men, die zu noch mehr gewaltsamen Unruhen führen und 
Deutschland im schlimmsten Fall in einen Bürgerkrieg wie 
in Russland stürzen würden. Das Verhindern einer sozialen 
Revolution machte Ebert zur Zielscheibe der Kritik von 
links.

Zur Jahreswende 1918/1919 wurde in Berlin die Kom-
munistische Partei Deutschlands gegründet. Die KPD 
war ein Zusammenschluss des Spartakusbundes um Karl 
Liebknecht und Rosa Luxemburg mit anderen linken 
Gruppierungen, die sich zuvor von der SPD oder der USPD 
abgespalten hatten. Die neue Partei war inspiriert von 
den Erfolgen der Bolschewiki in Russland und strebte eine 
Revolution nach sowjetrussischem Vorbild an. Die Sozial-
demokratie und Friedrich Ebert galten ihnen als „Arbeiter-
verräter“. Mit der Gründung der KPD vertiefte sich die 
Spaltung der politischen Linken in Deutschland.

Austritt der USPD aus dem Rat der  
Volksbeauftragten

Gustav Noske, der „Bluthund“

Soziale Revolution?

Gründung der KPD
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Der neu gewählte Reichspräsident Friedrich Ebert be-
auftragte seinen Parteifreund Philipp Scheidemann mit 
der Bildung der ersten Regierung der Weimarer Republik. 
Das Kabinett Scheidemann wurde am 13. Februar 1919 
gebildet und bestand aus Vertretern der großen demo-
kratischen Parteien: Der SPD, der bürgerlich-linksliberalen 
DDP und dem katholischen Zentrum. Dieses Bündnis 
wurde Weimarer Koalition genannt. Scheidemann gelang 
es mit seiner Regierung, die innenpolitische Lage zu beru-
higen, er trat aber bereits im Juni 1919 aus Protest gegen 
die Bedingungen des Versailler Friedensvertrages zurück.

Regierung Scheidemann

Angesichts der revolutionären Unruhen und der Sorge vor 
einer Verstaatlichung machten die Unternehmer um den 
Industriellen Hugo Stinnes den Gewerkschaften um den 
Funktionär Carl Legien im November 1918 weitreichende 
Zugeständnisse. Im Stinnes-Legien-Abkommen wurden die 
Gewerkschaften als Vertreter der Arbeiterschaft und als 
gleichberechtigte Tarifpartner anerkannt, die Einführung 
des Achtstundentages und die Bildung von Arbeiteraus-
schüssen (Betriebsräten) akzeptiert. Das Stinnes-Legien-
Abkommen trug wesentlich dazu bei, die Spannungen 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern abzubauen 
und eine soziale Revolution zu verhindern – es festigte 
damit zugleich die alte industrielle Elite.

Vom 16. bis 21. Dezember 1918 trafen sich in Berlin 500 
Delegierte aller deutschen Arbeiter- und Soldatenräte zu 
einer Zentralversammlung. Etwa zwei Drittel der Delegier-
ten gehörten der SPD an, der Rest verteilte sich auf die 
USDP und in geringerem Maße auf den kommunistischen 
Spartakusbund. Hauptziel des Kongresses war die Ent-
scheidung zwischen einer parlamentarischen Demokratie 
und einem sozialistischen Rätesystem als Grundlage des 
neuen Staates. Da die Radikalen deutlich in der Minder-
heit waren, konnte sich die gemäßigte Linke mit ihrer 
Forderung nach Demokratie durchsetzen – der Reichsräte-
kongress bestätigte damit die Politik Friedrich Eberts und 
des Rates der Volksbeauftragten.

Die Versorgungslage in Deutschland blieb auch nach 
Kriegsende prekär: Die Lebensmittelrationierung musste 
zunächst fortgesetzt werden und der Kohlenmangel ver-
schärfte sich weiter, so dass große Teile der Bevölkerung 
hungern und frieren mussten. Zur gleichen Zeit erreichte 
die Spanische Grippe Deutschland. Unter diesen Bedin-
gungen starben im Winter 1918/19 Hunderttausende.

Stinnes-Legien-Abkommen

Reichsrätekongress

Kälte, Hunger und Tod
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Nach vier Jahren Krieg und angesichts der militärischen 
Niederlage war die Rückkehr der Millionen heimkeh-
renden deutschen Soldaten eine zentrale politische und 
gesellschaftliche Herausforderung. Ein umfassendes De-
mobilisierungsprogramm sollte die Wiedereingliederung 
der Soldaten in das zivile Leben erleichtern und gleich-
zeitig die öffentliche Ordnung aufrechterhalten. Trotz 
der Kriegsniederlage wurden die deutschen Soldaten als 
Helden empfangen und gefeiert, so auch von Friedrich 
Ebert am 10. Dezember 1918 in Berlin. Ungewollt leistete 
dies der Dolchstoßlegende Vorschub.

Der sozialistische Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn 
unterstützte entgegen der Weisungen der sozialdemokra-
tischen Regierung in Preußen kommunistische Aufständi-
sche. Die Regierung setzte Eichhorn daraufhin am 4. Janu-
ar 1919 ab. Eichhorn und seine Anhänger erkannten diese 
Entscheidung jedoch nicht an, obwohl sie vom Zentralrat 
der Deutschen Sozialistischen Republik bestätigt worden 
war. Die KPD sah in Friedrich Ebert den Hauptverantwort-
lichen und protestierte gegen den vermeintlichen Verrat 
an der Revolution. Die gewaltsamen Proteste in Berlin 
mündeten in den Spartakusaufstand.

Demobilisierung

Absetzung Emil Eichhorns

Die Freikorps waren paramilitärische Verbände, die die 
Heeresleitung nach der Kriegsniederlage aus heimkehren-
den, ihr loyalen Frontsoldaten aufstellte. In ihnen sam-
melten sich rasch rechtsradikale und antidemokratische 
Kräfte. Zugleich stellten die Freikorps aber im Anschluss 
an das Ebert-Groener-Bündnis wichtige Partner des Rats 
der Volksbeauftragten dar, dem die militärischen Macht-
mittel fehlten. Die politische Linke war empört über die 
Zusammenarbeit von Freikorps und Regierung bei der 
Niederschlagung revolutionärer Unruhen. Im März 1919 
wurden die Freikorps entweder in die neu gegründete re-
guläre Reichswehr überführt oder schrittweise aufgelöst.

Im Ruhrgebiet kam es im Januar 1919 zu Massenstreiks. 
In mehreren Streikphasen kämpften überwiegend kom-
munistisch orientierte Arbeitergruppen bis April für die 
Verstaatlichung des Bergbaus und der Schwerindustrie. 
Die Behörden verhängten den Belagerungszustand, was 
zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Strei-
kenden und Freikorps führte. In der Folge brach der Aus-
stand schließlich zusammen und die Industrie lief wieder 
an – allerdings verloren die SPD-nahen Gewerkschaften 
im Ruhrgebiet an Rückhalt und die radikale Linke erhielt 
starken Zulauf.

Freikorps

Sozialisierungsbewegung im Ruhrgebiet
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Die Nachrichten über den blutigen Verlauf der Oktober-
revolution in Russland und die bolschewistischen Unruhen 
in anderen Teilen Europas verunsicherten die Menschen 
in Deutschland. Selbst führende deutsche Kommunis-
ten kritisierten die russische Revolution, darunter Rosa 
Luxemburg mit den Worten: „Freiheit ist immer die Frei-
heit der Andersdenkenden“. Die Anfang Dezember 1918 
gegründete rechtsradikale Antibolschewistische Liga, der 
zahlreiche Unternehmer angehörten, finanzierte den mili-
tärischen Kampf gegen den Spartakusbund, darunter die 
Morde an Luxemburg und Liebknecht. Insgesamt kam die 
wachsende Angst vor dem Bolschewismus Ebert und der 
SPD mit ihren gemäßigten politischen Zielen zugute.

Als Anfang Februar 1919 die neu gewählte National-
versammlung zusammentreten sollte, war die Lage in 
Berlin nach wie vor angespannt. Nicht zuletzt wegen des 
Spartakusaufstandes sah sich die politische Führung um 
Friedrich Ebert gezwungen, den Tagungsort zu verändern. 
Die Wahl fiel auf das traditionsreiche Weimar, das mit dem 
Deutschen Nationaltheater über ein geeignetes Gebäude 
verfügte. Bis September 1918 war die thüringische Stadt 
provisorischer Regierungssitz. Sie wurde damit zur Na-
mensgeberin der ersten deutschen Demokratie.

Der ideologische Richtungsstreit in der jungen Republik 
entlud sich auch in der Frage der politischen Symbole. 
Während die Verfechter der Demokratie für die Farben 
Schwarz-Rot-Gold eintraten, kämpften reaktionäre Kräfte 
für die Verwendung der alten Reichsflagge in den Farben 
Schwarz-Weiß-Rot. Am 3. Juli 1919 bestimmten die Ab-
geordneten der Nationalversammlung die demokratischen 
Farben zur Nationalflagge. Die Republikgegner erzwangen 
jedoch einen Kompromiss: Die alte kaiserliche Schwarz-
Weiß-Rot wurde als Handelsflagge weitergeführt.

Angst vor dem Bolschewismus

Weimar

Flaggenstreit

Der Kieler Matrosenaufstand brach am 3. November 1918 
aus und gilt als Auslöser der Novemberrevolution. Hinter-
grund waren Befehlsverweigerungen und Protestaktionen 
der Matrosen infolge eines geplanten Auslaufens der Flot-
te am Ende des Krieges. Ihnen schlossen sich schnell zahl-
reiche Arbeiter an. Die Forderungen der Aufständischen 
waren weitreichend: Sie verlangten etwa die Freilassung 
politischer Gefangener und volle Rede- und Pressefrei-
heit. Von Kiel aus breiteten sich die Unruhen rasch auf alle 
größeren deutschen Städte aus.

Kieler Matrosenaufstand
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Nur wenige Stunden nach der Ausrufung der Republik 
durch den SPD-Politiker Philipp Scheidemann am 9. No-
vember 1918 in Berlin rief der Kommunist Karl Liebknecht 
die freie sozialistische Republik aus. Seine Rede begann 
mit den Worten: „Der Tag der Revolution ist gekommen.“ 
Doch im Gegensatz zur Aktion Scheidemanns blieb die Ak-
tion Liebknechts ohne größere Folgen: Die radikale Linke 
war in der Minderheit – und setzte ihre Hoffnungen fortan 
auf einen gewaltsamen Umsturz wie in Russland.

Am 11. November 1918 formierte sich in Berlin eine 
Volksmarinedivision bestehend aus zunächst knapp 600 
Soldaten. Sie sollte als bewaffnete Ordnungsmacht die 
Sicherheit der Stadt gewährleisten. Ihr schlossen sich 
bald Tausende weitere Soldaten an, die unterschiedlichen 
politischen Lagern angehörten. Nachdem die Volksma-
rinedivision anfangs die gemäßigte Politik des Rats der 
Volksbeauftragten um Friedrich Ebert unterstützt hatte, 
orientierte sie sich zunehmend in Richtung der radikalen 
Linken.

Am 6. Dezember 1918 versuchten konterrevolutionä-
re Offiziere und Soldaten in Berlin, die Arbeiter- und 
Soldatenräte zu stürzen. Es kam zu tumultartigen Ausein-
andersetzungen mit Spartakisten und Regierungstruppen. 
Gemäßigten Sozialdemokraten um den Stadtkommandan-
ten Otto Wels gelang es, den Putschversuch zu verhin-
dern.

Die seit längerem wachsenden Spannungen in Berlin 
zwischen der zunehmend linksrevolutionären Volksma-
rinedivision und den Regierungstruppen eskalierten an 
Heiligabend 1918: Die Aufständischen nahmen den sozial-
demokratischen Stadtkommandanten Otto Wels gefangen. 
Friedrich Ebert, der lange auf eine Verhandlungslösung 
gesetzt hatte, bat nun das preußische Kriegsministerium 
um militärische Hilfe. Die Weihnachtskämpfe endeten mit 
einer militärischen Niederlage der Regierungstruppen und 
einer politischen Niederlage für Ebert: Wels wurde zwar 
freigelassen, musste aber als Stadtkommandant zurück-
treten.

Ausrufung der sozialistischen Republik

Volksmarinedivision

Putschversuch am 6. Dezember

Weihnachtskämpfe
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Die Absetzung des sozialistischen Berliner Polizeipräsiden-
ten Emil Eichhorn ließ Anfang Januar 1919 den schon län-
ger brodelnden Berliner Hexenkessel explodieren. USPD 
und KPD organisierten einen bewaffneten Aufstand, um 
eine Räterepublik nach russischem Vorbild zu errichten 
und die Wahlen zur Nationalversammlung zu verhindern. 
Friedrich Ebert und der Rat der Volksbeauftragten be-
schlossen, die Proteste mit Hilfe rechter Freikorps nieder-
schlagen zu lassen. Der drohende Bürgerkrieg konnte zwar 
abgewendet werden, doch für die politische Linke wurde 
Ebert damit endgültig zum Hassobjekt, zumal die Anführer 
des Aufstands, Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, kurz 
darauf ermordet wurden.

Nur wenige Monate nach der Gründung des Freistaats 
Bayern rief die radikale Linke am 7. April 1919 in Mün-
chen eine sozialistische Räterepublik aus. Die SPD-ge-
führte Regierung musste nach Bamberg flüchten. Auf 
Befehl der Reichsregierung wurde die Münchner Räte-
republik von rechten Freikorpsverbänden und regulären 
Regierungstruppen blutig niedergeschlagen. Die Kämpfe 
forderten über 600 Todesopfer. Zahlreiche kommunisti-
sche Anführer der Räterepublik wurden später zum Tode 
verurteilt.

Im Dezember 1918 schufen die Arbeiter- und Soldatenrä-
te ein Gremium zur Überwachung und Kontrolle des Rates 
der Volksbeauftragten. Dem Zentralrat der Deutschen 
Sozialistischen Republik fehlten jedoch die Machtmittel, 
um gegen Entscheidungen der Übergangsregierung vorzu-
gehen. Da die USPD aus Protest dagegen die im Reichs-
rätekongress abgehaltenen Wahlen zum Zentralrat boykot-
tierte, konnte die SPD die führende Rolle übernehmen. 
Bereits im Februar 1919 übertrug der Zentralrat alle seine 
Befugnisse an die neu gewählte Nationalversammlung.

Am 6. Februar 1919 trat in Weimar die frisch gewählte 
verfassungsgebende Nationalversammlung zusammen. 
Ihre Aufgabe war es, eine demokratische Grundordnung 
einschließlich einer Verfassung zu schaffen. Die 421 Ab-
geordneten – darunter 37 Frauen – wählten wenig später 
Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten. Eberts SPD-Par-
teigenosse Philipp Scheidemann erhielt den Auftrag zur 
Regierungsbildung. Im Juni 1920 löste der neu konstituier-
te Reichstag die Nationalversammlung als Gesetzgebungs-
organ ab.

Spartakusaufstand

Münchner Räterepublik

Zentralrat der Deutschen  
Sozialistischen Republik

Eröffnung der Nationalversammlung
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Die Bedingungen des Friedensvertrages von Versailles 
stießen in Deutschland in allen politischen Lagern auf 
heftige Kritik. Insbesondere die Zuweisung der alleinigen 
Kriegsschuld war für viele schwer zu akzeptieren. In der 
Bevölkerung wurde der Versailler Vertrag als Demütigung 
des Deutschen Reiches empfunden und die radikale Rech-
te prägte den Begriff der „Schmach von Versailles“. Für die 
führenden Politiker um Friedrich Ebert war die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages jedoch alternativlos, da 
die ehemaligen Kriegsgegner zu keinen Zugeständnissen 
bereit waren und eine Besetzung Deutschlands drohte. So 
wurde der Versailler Vertrag zu einer schweren Belastung 
für die Weimarer Republik.

„Schmach von Versailles“

In der französischen Stadt Compiègne wurde am 11. 
November 1918 in einem Eisenbahnwaggon der Waffen-
stillstand unterzeichnet. Nach mehr als vier Jahren Krieg 
schwiegen endlich die Waffen. Doch die Waffenstill-
standsbedingungen, die der deutschen Delegation vor-
gelegt wurden, waren hart.

Der Rat der Volksbeauftragten bildete sich am 10. No-
vember 1919 als Übergangsregierung mit zunächst je drei 
Mitgliedern von SPD und USPD. Diese waren eigentlich 
gleichberechtigt, doch Friedrich Ebert übernahm faktisch 
die Führungsrolle in dem Gremium. Nach den Weihnachts-
kämpfen 1918 traten die USPD-Mitglieder aus Protest 
gegen das Vorgehen der Regierungstruppen aus. Als 
provisorische Regierung schrieb der Rat der Volksbeauf-
tragten die Wahlen zur Nationalversammlung aus, die am 
19. Januar 1919 stattfanden. Mit der Ernennung einer 
Regierung durch Reichspräsident Ebert löste sich der Rat 
der Volksbeauftragten am 13. Februar 1919 auf. 

Die Dolchstoßlegende war eine von der politischen Rech-
ten und dem Militär verbreitete Verschwörungstheorie: 
Durch Friedensinitiativen, politische Agitation und Streiks 
seien Demokraten wie Ebert, Juden und andere „Reichs-
feinde“ den unbesiegten deutschen Soldaten in den Rü-
cken gefallen und trügen daher die Schuld an der Kriegs-
niederlage. Die Dolchstoßlegende wurde zum wichtigsten 
Propagandainstrument demokratiefeindlicher Kräfte.

Waffenstillstand

Rat der Volksbeauftragten

Dolchstoßlegende
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Im Anschluss an die Niederschlagung des Spartakusaufs-
tands ermordeten am 15. Januar 1919 rechtsextreme 
Marinesoldaten die beiden führenden Köpfe der neu 
gegründeten Kommunistischen Partei Deutschlands, Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht. Viele Linke gaben der 
SPD und Ebert eine Mitschuld an den Morden, da die 
Übergangsregierung mit Freikorps zusammenarbeitete, 
um die revolutionären Unruhen einzudämmen. Die Morde 
waren der Auftakt zu einer Welle politischer Gewalt und 
spalteten die deutsche Linke nachhaltig.

Am 12. November 1919 beschloss der Rat der Volksbeauf-
tragten um Ebert eine umfassende Wahlrechtsreform: Mit 
dem Reichswahlgesetz wurde das allgemeine, gleiche und 
geheime Wahlrecht für Männer und Frauen eingeführt. 
Frauen konnten nun selbst wählen und in politische Ämter 
gewählt werden. Die Einführung des Frauenwahlrechts 
war ein historischer Schritt in Richtung Gleichberechti-
gung und Demokratie.

Ermordung von Rosa Luxemburg  
und Karl Liebknecht

Frauenwahlrecht

Als einer der führenden Repräsentanten der deutschen 
Demokratie geriet Friedrich Ebert schon früh ins Visier 
der Republikfeinde. Diese überzogen ihn mit Häme und 
versuchten, ihn als Person ins Lächerliche zu ziehen. Ka-
rikaturen machten sich zum Beispiel über sein Körperge-
wicht, sein vermeintlich unwürdiges Auftreten oder seine 
einfache Herkunft lustig, die ihn für hohe politische Ämter 
ungeeignet erscheinen ließen. Bis zu seinem Tod führte 
Ebert über 200 Verleumdungsprozesse.

Am 19. Januar 1919 fanden die allgemeinen, gleichen und 
geheimen Wahlen zur verfassungsgebenden Nationalver-
sammlung statt. Voraussetzung für die Wahlen war die 
Vorentscheidung für eine parlamentarische Demokratie 
und gegen ein Rätesystem. Die Wahlbeteiligung lag bei 
über 80 Prozent, erstmals durften auch Frauen wählen und 
gewählt werden. Die SPD wurde mit knapp 38 Prozent der 
Stimmen stärkste Kraft. Auch die beiden anderen Partei-
en der demokratischen Mitte, die linksliberal-bürgerliche 
DDP und das katholische Zentrum, konnten Zugewinne 
verzeichnen, während die Parteien der radikalen Linken 
und Rechten Wahlniederlagen erlitten.

Diffamierung Eberts

Wahlen zur Nationalversammlung
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Am 11. Februar 1919 wählte die Nationalversammlung 
Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten. Er war damit das 
erste demokratische Staatsoberhaupt in der deutschen 
Geschichte. Als Reichspräsident hatte Ebert eine starke 
Rolle in der Republik: Unter anderem ernannte und entließ 
er die Reichskanzler, war Oberbefehlshaber der Streitkräf-
te und konnte Notverordnungen nach § 48 der Verfassung 
erlassen. Kurz darauf ernannte Ebert die erste Regierung 
mit seinem Parteifreund Philipp Scheidemann als Reichs-
ministerpräsident.

Am 28. Juni 1919 wurde im Spiegelsaal von Versailles 
der Friedensvertrag unterzeichnet. Deutschland musste 
Gebietsverluste, hohe Reparationszahlungen und eine 
weitgehende militärische Abrüstung hinnehmen sowie die 
alleinige Kriegsschuld anerkennen. Die Bevölkerung und 
vor allem die politische Rechte waren über die Friedens-
bedingungen empört, viele gaben den nun regierenden de-
mokratischen Parteien die Schuld an dem „Schandfrieden“.

Am 11. August 1919 unterzeichnete Reichspräsident 
Friedrich Ebert in seinem Urlaubsort Schwarzburg in Thü-
ringen die Weimarer Verfassung. Die erste demokratische 
Verfassung Deutschlands war Ende Juli nach monatelan-
gen Beratungen von der Nationalversammlung in Weimar 
beschlossen worden. Im Gegensatz zur Bismarckschen 
Reichsverfassung der Jahre 1871-1918 enthielt die 
Weimarer Verfassung einen umfangreichen Grundrechts-
katalog. Nicht zuletzt deshalb diente sie trotz mancher 
Schwächen als Vorbild bei der Ausarbeitung des Grundge-
setzes nach dem Zweiten Weltkrieg.

Reichspräsident Ebert

Versailler Vertrag

Weimarer Verfassung

Auf Initiative der SPD um Reichspräsident Friedrich Ebert 
wurde 1921 der Tag der Unterzeichnung der Weimarer 
Verfassung, der 11. August, zum Nationalfeiertag erklärt. 
Die jährlichen Verfassungsfeiern sollten dazu dienen, die 
Bedeutung der Weimarer Verfassung zu würdigen und das 
demokratische Fundament in der Gesellschaft zu festigen. 
Sie waren ein Erfolg in der Bevölkerung und stärkten die 
Identifikation mit der Weimarer Republik. Den Gegnern 
der Republik waren sie jedoch ein Dorn im Auge.

Verfassungstag
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Der SPD-Politiker Gustav Noske, lange Zeit enger Vertrau-
ter des Reichspräsidenten Friedrich Ebert, war zu Beginn 
der Weimarer Republik Reichswehrminister. Schon seit der 
Revolutionszeit eilte Noske wegen seines kompromiss-
losen und oft gewaltsamen Vorgehens der Ruf eines „Blut-
hundes“ voraus. Nun ließ Noske den oft rechtsradikalen 
und nationalistischen Freikorps nahezu freie Hand bei der 
Niederschlagung von Streiks und Unruhen. Nach dem re-
aktionären Kapp-Lüttwitz-Putsch verlor Noske den letzten 
Rückhalt in der SPD und in der Bevölkerung. Am 22. März 
1920 musste er zurücktreten.

Am 27. März 1920 ernannte Reichspräsident Friedrich 
Ebert seinen Parteifreund Hermann Müller, einen der 
Unterzeichner des Versailler Vertrags, zum Reichskanzler. 
Dem Kabinett Müller gehörten Minister der wichtigsten 
demokratischen Parteien an. Die Große Koalition zerstritt 
sich jedoch bald. Bei den Reichstagswahlen Anfang Juni 
1920 mussten die SPD, die linksliberale DDP und das 
katholische Zentrum starke Stimmenverluste hinnehmen, 
während die Parteien der politischen Linken und Rechten 
Zugewinne verzeichneten. Kurz darauf trat Müller zurück, 
und in der folgenden Regierung war die SPD erstmals in 
der Weimarer Republik nicht mehr vertreten.

Angesichts der wirtschaftlichen Notlage und der wachsen-
den politischen Gewalt sah sich Reichspräsident Friedrich 
Ebert gezwungen, drastische Maßnahmen zu ergreifen, 
um Deutschland vor dem Zusammenbruch zu bewahren. 
Zwischen 1919 und 1925 erließ er auf Grundlage des Ar-
tikels 48 der Reichsverfassung insgesamt 136 Notverord-
nungen, ohne dass diese zuvor im Reichstag verabschiedet 
werden mussten. Die Möglichkeit, schnell und flexibel auf 
Gefährdungen zu reagieren und so die Republik im Kampf 
gegen ihre Gegner schützen zu können, half kurzfristig. 
Langfristig etablierte Ebert aber ein gefährliches Instru-
ment, mit dem der Reichspräsident am Parlament vorbei 
politisch handeln konnte.

Infolge des Versailler Vertrags musste Deutschland seine 
Armee auf 100.000 Soldaten beschränken, schwere Waf-
fen waren verboten. Unter dem neuen Chef der Heeres-
leitung, Hans von Seeckt, wurde die Reichswehr jedoch ab 
März 1920 heimlich aufgerüstet. Die Aufrüstung umfasste 
die Ausbildung von Soldaten, die Modernisierung der Aus-
rüstung und die Bildung der illegalen Schwarzen Reichs-
wehr. Die Regierung duldete dies, da eine starke Armee 
notwendig erschien, um sich gegen mögliche Bedrohun-
gen von innen und außen zu schützen. In der Reichswehr 
sammelten sich jedoch antidemokratische Kräfte. Sie 
agierte als „Staat im Staate“ und stellte einen wichtigen 
politischen Machtfaktor dar.

Rücktritt von Gustav Noske

Kabinett Müller

Notverordnungen

Aufrüstung der Reichswehr
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Nach dem Hitlerputsch und dem Deutschen Oktober 
wurden die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
(NSDAP) und die Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD) im November 1923 von der Regierung unter Reichs-
kanzler Wilhelm Cuno offiziell verboten. Die Reichsre-
gierung reagierte damit auf die Explosion der politischen 
Gewalt von rechts und links. Das reichsweite Verbot der 
beiden Parteien verfehlte jedoch seine Wirkung und 
musste schließlich wieder aufgehoben werden.

Am 4. Juni 1922 verübten Rechtsradikale ein Blausäure-
Attentat auf den ehemaligen Reichskanzler und Kass-
ler Oberbürgermeister Philipp Scheidemann. Nur durch 
glückliche Umstände überlebte Scheidemann das Attentat 
leicht verletzt. Die Attentäter wurden gefasst und zu Haft-
strafen verurteilt, aber bald begnadigt. Es handelte sich 
um Mitglieder der Organisation Consul, die bereits für die 
Ermordung von Matthias Erzberger verantwortlich war - 
und wenig später Reichsaußenminister Walther Rathenau 
ermorden ließ. Das Attentat auf Scheidemann reihte sich 
somit in eine Serie von Anschlägen auf führende Reprä-
sentanten der Republik ein.

Reichspräsident Friedrich Ebert verklagte 1924 einen 
Journalisten, der ihn zuvor als „Landesverräter“ bezeich-
net und ihm eine Mitschuld an der Niederlage im Ersten 
Weltkrieg gegeben hatte. Die Äußerungen waren Teil einer 
Diffamierungskampagne der politischen Rechten. Das 
Landgericht Magdeburg verurteilte den Journalisten am 
23. Dezember 1924 zwar wegen Beleidigung, stellte aber 
fest, dass sich Ebert im juristischen Sinne tatsächlich des 
Landesverrats schuldig gemacht habe. Damit bestätigte 
das Gericht das demokratiefeindliche Lager. Prozess und 
Urteil bedeuteten für Ebert einen schweren Schlag, unter 
dem er sichtlich körperlich wie emotional litt.

Die Reichstagswahl vom 4. Mai 1924 war klar geprägt von 
den politischen Unruhen und den wirtschaftlichen Ver-
werfungen des Vorjahrs. Die SPD wurde zwar mit knapp 
über 20 % der Stimmen erneut stärkste Partei und erhielt 
100 Sitze im Reichstag, doch die Parteien der radikalen 
Linken und Rechten verzeichneten mit ihren antidemokra-
tischen Parolen hohe Stimmgewinne. Die Deutschnationa-
le Volkspartei erhielt 95 Sitze, die Kommunistische Partei 
Deutschlands 62 und die Nationalsozialistische Freiheits-
partei 32. Die republiktreuen Parteien der Mitte gerieten 
politisch in die Defensive, verfügten sie doch über keine 
Mehrheit mehr im Parlament.

Verbot von KPD und NSDAP

Säureattentat auf Scheidemann

Magdeburger Prozess

Reichstagswahl 1924
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Vor allem in den Jahren nach 1924 blühte die Weimarer 
Republik. Neue kulturelle Errungenschaften, soziale Ver-
besserungen und wirtschaftlicher Fortschritt ermöglichten 
Wohlstand und neue Freiheiten. Die Goldenen Zwanziger 
standen für den rasanten Aufschwung, der sich auch in 
Kunst, Literatur, Film und Mode widerspiegelte. Doch die 
Erfahrungen waren sehr unterschiedlich: Großstädte wie 
Berlin waren stark von den Veränderungen geprägt. Auf 
dem Land dagegen waren sie kaum zu spüren. Mit der 
Weltwirtschaftskrise 1929 gingen die Goldenen Zwanziger 
zu Ende.

Goldene Zwanziger

Die Goldenen Zwanziger in Deutschland waren geprägt 
von einem neuen Freiheits- und Befreiungsgefühl, ins-
besondere der Frauen, die unabhängiger wurden, mehr 
Berufschancen hatten und sich zunehmend für Mode und 
kulturelle Trends interessierten. Mehr Frauen als je zuvor 
waren berufstätig, lösten sich von traditionellen Rollen-
bildern und engagierten sich in politischen und sozialen 
Bewegungen. Die „Neue Frau“ - gekennzeichnet durch 
Kurzhaarfrisur, sportliches Auftreten und Selbstständigkeit 
- wurde zum Symbol dieser Entwicklung.

Der am 16. April 1922 unterzeichnete Vertrag von Rapallo 
war ein Abkommen zwischen dem Deutschen Reich und 
Sowjetrussland, das die Normalisierung der Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern nach dem Ersten Weltkrieg 
einleiten sollte. Der Vertrag war von großer Bedeutung, 
da er Deutschland Zugang zu russischen Rohstoffen ver-
schaffte, die für den Wiederaufbau der Industrie wichtig 
waren, und es beiden Staaten ermöglichte, die internatio-
nale Isolation zu durchbrechen, in der sie sich seit Kriegs-
ende befanden. Während die deutschen Kommunisten 
den Vertrag von Rapallo begrüßten, sahen Friedrich Ebert 
und die SPD-Führung die Annäherung an das bolschewis-
tische Russland kritisch.

Das 1919 von Walter Gropius in Weimar gegründete Bau-
haus war eine revolutionäre Kunstschule, die Architektur 
und angewandte Kunst zu modernem und funktionalem 
Design für den Alltag verband. Die Konzepte des Bauhau-
ses trugen unter anderem dazu bei, preiswerten Wohn-
raum zu schaffen. Die Kunstschule wurde zum Symbol des 
kulturellen Aufbruchs der Weimarer Republik.

Die Neue Frau

Vertrag von Rapallo

Bauhaus

K
A

PI
TE

L 
4



87

Materialien

Nach dem Ersten Weltkrieg war Deutschland politisch in-
stabil und wirtschaftlich schwach. Gerade die Entwertung 
des Geldes und die hohe Arbeitslosigkeit führte zu einer 
Verringerung des Lebensstandards breiter Bevölkerungs-
schichten, während die Reichen davon eher unberührt 
blieben. So wuchs die Kluft zwischen arm und reich auch 
in den Goldenen Zwanzigern. Gerade in den Großstädten 
blieb der Hunger ein allgegenwärtiges Phänomen. Bezahl-
barer Wohnraum und gut bezahlte Arbeitsplätze waren 
kaum vorhanden. Trotz aller positiver Entwicklungen und 
sozialpolitischer Maßnahmen wuchs die soziale Ungleich-
heit in der Weimarer Republik weiter – und wurde zu einer 
Belastung für die Demokratie.

Auf die Besetzung des Ruhrgebiets durch französische 
und belgische Truppen im Januar 1923 reagierte die 
Reichsregierung mit dem Aufruf zum passiven Widerstand. 
Beamte und Betriebe verweigerten die Zusammenarbeit 
mit den Besatzungsbehörden, ein Generalstreik legte die 
Industrieproduktion lahm, und die Bevölkerung verübte 
Sabotageakte gegen die Besatzungsmächte. Der Ruhr-
kampf verschlang Unsummen und verschärfte die wirt-
schaftlichen Probleme Deutschlands. Er musste schließlich 
am 26. September 1923 abgebrochen werden.

Soziale Ungleichheit

Ruhrkampf

Um die Hyperinflation des Jahres 1923 zu beenden, 
beschloss die Reichsregierung eine Währungsreform. 
Die im Oktober gegründete Rentenbank führte am 15. 
November 1923 die Rentenmark als neues Zahlungsmit-
tel ein - mit einem Wechselkurs von 1 Billion Mark zu 1 
Rentenmark. Das erforderliche Grundkapital wurde durch 
eine Hypothek auf landwirtschaftlichen und gewerblichen 
Grundbesitz gesichert. Die Währungsreform, die mit der 
Einführung der Reichsmark im August 1924 im Rahmen 
des Dawes-Plans abgeschlossen wurde, trug entscheidend 
dazu bei, das Vertrauen der Bevölkerung in die deutsche 
Wirtschaft wiederherzustellen.

Im Beisein von Reichspräsident Friedrich Ebert wurde im 
März 1923 der neue Großflughafen Leipzig-Mockau ein-
geweiht. Der Ausbau des Flughafens war ein ehrgeiziges 
Unterfangen, das massive Investitionen in Infrastruktur 
und Technik erforderte. Der Flughafen wurde nicht nur zu 
einem wichtigen Knotenpunkt des internationalen Luft-
verkehrs, der Reisenden aus aller Welt als Tor nach Europa 
diente, sondern auch zu einem Symbol für die wirtschaft-
liche Entwicklung und Modernisierung Deutschlands.

Währungsreform

Einweihung des Weltflughafens  
Leipzig-Mockau
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Über 13 Millionen Soldaten kämpften im Ersten Weltkrieg 
auf deutscher Seite. Davon kehrten rund 2,7 Millionen 
körperlich und seelisch verwundet in die Heimat zurück. 
Viele von ihnen waren aufgrund ihrer Verletzungen nicht 
mehr in der Lage zu arbeiten. Sie stürzten in die Armut 
und landeten oft als Bettler auf der Straße. In der Wei-
marer Republik wurde daher die staatliche Fürsorge für 
Kriegsbeschädigte ausgebaut: Der Reichsausschuss für 
Kriegsbeschädigtenfürsorge und das Reichsversorgungs-
gesetz schufen die Grundlage für die medizinische Versor-
gung und die Rentensicherung der Kriegsbeschädigten. 

Am 24. Februar 1920 gründete eine Gruppe von Rechts-
extremisten um Adolf Hitler im Münchner Hofbräu-
haus die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
(NSDAP). In ihrem Gründungsprogramm erklärte die 
Partei, die parlamentarische Demokratie überwinden, den 
Kommunismus bekämpfen und die vermeintliche jüdische 
Macht in Deutschland beseitigen zu wollen. Auch die 
Friedensordnung von Versailles sollte aufgehoben werden. 
Die Partei fand anfangs nur wenig Unterstützung, gewann 
aber durch aggressive Propagandakampagnen stetig an 
Einfluss – sie entwickelte sich zur Totengräberin der Wei-
marer Republik.

Der Kapp-Lüttwitz-Putsch war ein gescheiterter konter-
revolutionärer Putschversuch im März 1920. Angeführt 
wurde er von Wolfgang Kapp, einem ostpreußischen 
Verwaltungsbeamten, und General Walther von Lüttwitz, 
die versuchten, die Regierung der Weimarer Republik zu 
stürzen und ein rechtsautoritäres Regime zu errichten. Der 
Putsch wurde von Teilen des Militärs sowie von einigen 
rechtsnationalen Politikern unterstützt, scheiterte jedoch 
schnell am Widerstand der Arbeiterorganisationen und 
der demokratischen Parteien, die einen Generalstreik 
ausriefen, der einen Großteil der Wirtschaft des Landes 
lahmlegte. Nach nur vier Tagen konnte der Aufstand so 
beendet werden.

Kriegsversehrte

Gründung der NSDAP

Kapp-Lüttwitz-Putsch

Im März 1921 kam es in den mitteldeutschen Industrie-
gebieten und in Hamburg aufgrund wirtschaftlicher und 
sozialer Not zu Arbeiteraufständen, die von Kommunisten 
und Linksradikalen organisiert wurden. Die Streikenden 
forderten unter anderem bessere Arbeitsbedingungen, 
höhere Löhne und kürzere Arbeitszeiten. Reichspräsident 
Friedrich Ebert verhängte per Notverordnung den Aus-
nahmezustand, die Regierung reagierte mit dem Einsatz 
von Polizei und Militär. Es kam zu tagelangen Straßen-
kämpfen, bei denen fast 180 Menschen starben. Schließ-
lich konnte der Aufstand niedergeschlagen werden. Für 
die KPD bedeutete die Niederlage eine schwere politische 
Schwächung.

Märzkämpfe
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Am 26. August 1921 wurde der prominente Zentrumspoli-
tiker Matthias Erzberger von Mitgliedern der rechtsextre-
men „Organisation Consul“ ermordet. Seine Bereitschaft, 
mit den Siegermächten der Entente zusammenzuarbeiten 
und den Friedensvertrag von Versailles zu unterzeichnen, 
hatte Erzberger zur Zielscheibe der Rechtsnationalen ge-
macht, die ihn des Verrats an Deutschland bezichtigten. 
Die Ermordung Erzbergers war Teil einer breit angelegten 
Gewalt- und Einschüchterungskampagne gegen demo-
kratische Politiker. In Deutschland kam es zu Demonstra-
tionen und politischen Kundgebungen gegen den Mord, 
die Täter konnten jedoch ins Ausland fliehen und blieben 
lange Zeit unbestraft.

In den problembeladenen Nachkriegsjahren erreichte 
die Judenfeindschaft in Deutschland neue Ausmaße. Die 
Juden wurden zum Sündenbock für die wirtschaftlichen 
Probleme und die Kriegsniederlage gemacht. Vor allem die 
radikale Rechte nutzte den Antisemitismus zur populisti-
schen Stimmungsmache gegen die Weimarer Republik. Ju-
den wurden zunehmend aus der Gesellschaft ausgegrenzt, 
Synagogen und Friedhöfe geschändet. Der Antisemitismus 
trug entscheidend zum politischen Aufstieg der radikalen 
Rechten in Deutschland bei – und wies die Richtung in das 
dunkelste Kapitel der deutschen Geschichte.

Der Deutsche Oktober war ein gescheiterter Versuch der 
KPD im Jahr 1923, mit Unterstützung Moskaus einen 
kommunistischen Umsturz nach dem Vorbild der russi-
schen Oktoberrevolution einzuleiten. In Thüringen und 
Sachsen ging die KPD Regierungsbündnisse mit der SPD 
ein und stellte bewaffnete Kampfverbände auf. In einigen 
Städten, darunter Hamburg, kam es zu blutigen Zusam-
menstößen mit der Polizei. Reichspräsident Friedrich Ebert 
entließ kurz darauf per Notverordnung die sächsische 
Landesregierung, woraufhin sich das thüringische Kabinett 
freiwillig auflöste. Mit Hilfe des Militärs gelang es der 
Reichsregierung schließlich, den Aufstand zu beenden.

Im Küstriner Putsch vom 1. Oktober 1923 versuchten 
rechtsextreme Gruppen und illegal gebildete Verbände 
der Schwarzen Reichswehr, die demokratische Regierung 
unter Reichskanzler Gustav Stresemann zu stürzen und 
eine autoritäre Diktatur zu errichten. Der Putsch scheiter-
te jedoch schon bald an der mangelnden Unterstützung 
durch das Militär und die Bevölkerung; zudem wurde der 
Versuch, die Garnisonsstadt Küstrin zu besetzen, von 
regulären Verbänden der Reichswehr abgewehrt. Die 
Aufständischen wurden vor Gericht gestellt, die meisten 
blieben jedoch straffrei.

Ermordung Erzbergers

Antisemitismus

Deutscher Oktober

Küstriner Putsch
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Der Hitlerputsch war der gescheiterte Versuch Adolf 
Hitlers und seiner Anhänger, die bayerische Regierung 
zu stürzen. Hitler und der ehemalige Chef der Obersten 
Heeresleitung Erich Ludendorff wollten eine nationalso-
zialistische Diktatur errichten und die Weimarer Republik 
zerstören. Der Putsch scheiterte jedoch, als die Polizei 
die marschierenden Aufständischen stellte und das Feuer 
auf die Gruppe eröffnete: 20 Menschen starben bei dem 
Schusswechsel. Hitler floh, konnte aber wenig später 
gefasst werden. Er wurde zu fünf Jahren Festungshaft 
verurteilt, jedoch bereits nach neun Monaten wegen guter 
Führung entlassen. Die NSDAP wurde reichsweit verbo-
ten.

Der deutschnationale Politiker, Großindustrielle und 
Medienunternehmer Alfred Hugenberg konnte über die 
Presseverlage und Nachrichtenagenturen seines Medien-
konzerns in den 1920er Jahren großen Einfluss auf die 
öffentliche Meinung in Deutschland nehmen. Unablässig 
hetzte er gegen die Demokratie und den Reichspräsiden-
ten Friedrich Ebert. Seine antisemitische und rechtsna-
tionale Propaganda ebnete den Weg für den Aufstieg des 
Nationalsozialismus und trug entscheidend zur Zerstörung 
der Weimarer Republik bei.

Bei einem Strandbesuch mit Parteikollegen an der Ost-
see bot ein Fotograf Friedrich Ebert die Aufnahme eines 
Erinnerungsfotos an. Doch die private Aufnahme fand 
ihren Weg in die Presse: Zeitgleich zu seiner Vereidigung 
als Reichspräsident druckte die auflagenstarke „Berliner 
Illustrirte Zeitung“ Eberts Badehosenfoto auf der Titel-
seite. Das  unschicklich gekleidete Staatsoberhaupt wurde 
zum Spottobjekt und das Foto von radikalen Rechten und 
Linken instrumentalisiert, um die neue demokratische 
Republik und ihre Repräsentanten zu diskreditieren.

Am 24. Juni 1922 wurde der amtierende deutsche Außen-
minister Walther Rathenau von Mitgliedern der rechtsext-
remen „Organisation Consul“ erschossen. Rathenau hatte 
als erfolgreicher Großindustrieller und linksliberaler Politi-
ker eine Schlüsselrolle beim Wiederaufbau Deutschlands 
nach dem Ersten Weltkrieg und bei der Errichtung einer 
demokratischen Grundordnung gespielt. Sein jüdischer 
Glaube hatte ihn zum Hassobjekt der rechten Nationa-
listen gemacht. Seine Ermordung löste im ganzen Land 
Entsetzen aus. Reichskanzler Joseph Wirth führte den 
Mord im Reichtstag auf die Hetze der politischen Rechten 
zurück: „Da steht der Feind – und darüber ist kein Zweifel: 
dieser Feind steht rechts!“

Hitlerputsch

Alfred Hugenberg

Badehosenfoto

Walther Rathenau ermordet
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Das Republikschutzgesetz, das im Juli 1922 nach der Er-
mordung des Außenministers Walther Rathenau erlassen 
wurde, sollte die junge Weimarer Republik vor Bedrohun-
gen durch links- und rechtsextremistische Gruppierungen 
schützen. Das Gesetz gab der Regierung weitreichende 
Befugnisse zur Unterdrückung aller Aktivitäten und 
Organisationen, die als gefährlich für die Stabilität und 
Sicherheit der Demokratie angesehen wurden, einschließ-
lich der Einschränkung der Versammlungs-, Rede- und 
Pressefreiheit. Die gewaltsamen Angriffe auf die Republik 
hielten jedoch an.

Republikschutzgesetz

Aufgrund ausbleibender deutscher Reparationszahlun-
gen besetzten französische und belgische Truppen im 
Januar 1923 das Ruhrgebiet, in dem sich ein Großteil der 
deutschen Schwerindustrie befand. Ziel war die Sicherung 
der deutschen Kohleproduktion als Pfand für die Repara-
tionsverpflichtungen. Diese Maßnahme löste Entsetzen 
und wütende Proteste in der deutschen Bevölkerung aus, 
die darin eine Verletzung der nationalen Souveränität sah. 
Die Regierung in Berlin reagierte mit der sofortigen Ein-
stellung aller Reparationszahlungen und dem Aufruf zum 
passiven Widerstand der Arbeiter, Betriebe und Beamten 
im Ruhrgebiet, die nicht mit den Besatzungsbehörden ko-
operieren sollten.

Am 10. August 1922 erklärte Reichspräsident Friedrich 
Ebert das Lied der Deutschen zur neuen Nationalhymne. 
Der Text des Deutschlandliedes stammte von August 
Heinrich Hoffmann von Fallersleben aus dem Jahr 1841, 
die Melodie wurde von der ehemaligen österreichischen 
Kaiserhymne von Joseph Haydn übernommen. Die Hymne 
bestand ursprünglich aus drei Strophen, die jeweils die 
Werte Einigkeit, Recht und Freiheit der neuen deutschen 
Demokratie zum Ausdruck brachten. Damit sollte die 
Identifikation der deutschen Bevölkerung mit der Republik 
gestärkt werden. Tatsächlich wurde die Nationalhymne 
schnell zu einem Symbol der deutschen Demokratie – und 
ist dies bis heute geblieben.

Die hohen Kosten des Ruhrkampfes und der Reparations-
zahlungen verschärften Anfang 1923 die deutsche Wirt-
schaftskrise. Die Regierung sah sich daher gezwungen, 
die Geldmenge zu erhöhen, um ihre Ausgaben zu decken. 
Die Folge war eine Hyperinflation, in deren Verlauf die 
deutsche Währung völlig an Wert verlor: Der Preis für ein 
Ei beispielsweise explodierte von 270 Mark (Januar) über 
800 Mark (Juni) auf mehrere Milliarden Mark im Herbst 
1923. Viele Deutsche verloren quasi über Nacht ihre Er-
sparnisse und waren gezwungen, Grundnahrungsmittel im 
Tauschhandel zu erwerben. Erst eine Währungsreform im 
November 1923 konnte die Geldentwertung stoppen.

Ruhrgebiet besetzt

Deutsche Nationalhymne

Stoppt die Geldentwertung!
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Der nach dem amerikanischen Bankier Charles G. Dawes 
benannte Dawes-Plan wurde am 16. August 1924 unter-
zeichnet. Er sollte Deutschland helfen, seine Reparations-
verpflichtungen gegenüber den Kriegsgegnern zu erfüllen. 
Der Plan sah eine Reihe von internationalen Krediten 
und Investitionen für den Wiederaufbau der deutschen 
Industrie und Infrastruktur vor. Außerdem legte er einen 
Zahlungsplan für die Reparationen fest, der sich an den 
finanziellen Möglichkeiten des Landes orientierte. Obwohl 
die politische Rechte vehement gegen den Dawes-Plan 
protestierte, sorgte er für einen wirtschaftlichen Auf-
schwung in Deutschland.

Am 22. Februar 1924 wurde das Reichsbanner Schwarz-
Rot-Gold als Reaktion auf die zunehmende Gewalt 
durch antidemokratische Organisationen gegründet. 
Das Reichsbanner sollte als politischer Wehrverband die 
Republik und ihre Verfassung schützen. Die Mitglieder des 
Reichsbanners kamen vor allem aus der Sozialdemokratie 
und den Gewerkschaften, aber auch aus anderen demo-
kratischen Parteien. Das Reichsbanner sollte ein Gegenge-
wicht zur nationalsozialistischen Sturmabteilung (SA) und 
anderen paramilitärischen Gruppen der Republikgegner 
bilden. Mit über einer Million Mitgliedern entwickelte sich 
das Reichsbanner rasch zur wichtigsten demokratischen 
Massenorganisation der Weimarer Zeit.

Dawes-Plan tritt in Kraft

Gründung des Reichsbanners

Friedrich Eberts Gesundheitszustand verschlechterte sich 
Ende 1924 weiter. Überarbeitung und politischer Druck 
belasteten den Reichspräsidenten körperlich wie psy-
chisch. Eine dringend notwendige ärztliche Behandlung 
verschob Ebert wegen des Magdeburger Prozesses, von 
dem er sich – vergeblich – ein klares Urteil gegen die Ver-
leumdungskampagnen der politischen Rechten erhoffte. 
Der ungünstige Ausgang des Prozesses versetzte ihm 
einen schweren Schlag. 

Am 28. Februar 1925 starb Reichspräsident Fried-
rich Ebert im Alter von 54 Jahren an den Folgen einer 
verschleppten Blinddarmentzündung. Sein Gesund-
heitszustand hatte sich in den Jahren zuvor infolge 
von Überarbeitung und ständiger Anfeindungen durch 
Republikgegner zunehmend verschlechtert. Unter großer 
Anteilnahme der Öffentlichkeit wurde er am 5. März in 
seiner Heimatstadt Heidelberg beigesetzt. Eberts Tod war 
ein schwerer Schlag für die Republik, da er einer der we-
nigen war, die das Gleichgewicht zwischen den verschie-
denen Interessengruppen wirksam hatte aufrechterhalten 
können. 

Ärztliche Warnung

Reichspräsident Ebert ist tot
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Nach dem Tod des bisherigen Amtsinhabers Friedrich 
Ebert fand am 29. März 1925 die erste direkte Reichsprä-
sidentenwahl der Weimarer Republik statt. Da im ersten 
Wahlgang kein Kandidat die absolute Mehrheit hatte 
erringen können, standen sich am 26. April drei Bewerber 
aus unterschiedlichen Lagern im zweiten Wahlgang gegen-
über: Der parteilose Monarchist Paul von Hindenburg, der 
Kommunist Ernst Thälmann und als Kandidat der demokra-
tischen Parteien der Zentrumspolitiker Wilhelm Marx. Der 
von der NSDAP und der politischen Rechten unterstützte 
Hindenburg, dem in der Bevölkerung sein Ruf als Kriegsheld 
vorauseilte, setzte sich knapp gegen Marx durch. Damit 
stand ein überzeugter Republikgegner an der Spitze der ers-
ten deutschen Demokratie – mit fatalen Folgen. 

Reichspräsidentenwahl 1925
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Anhang

Sachkompetenz: 
Die Schülerinnen und Schüler können
1. �historische Sachverhalte in Raum und Zeit einordnen
2. �Zäsuren und Kontinuitäten benennen und in ihrer Be-

deutung beurteilen
3. �Struktur, Prozess, Ereignis und Person unterscheiden
4. �bei der Analyse, Strukturierung und Darstellung von 

historischen Sachverhalten Fachbegriffe anwenden
5. �wichtige Gruppen in den jeweiligen Gesellschaften 

unterscheiden sowie deren Funktionen, Interessen 
und Handlungsmöglichkeiten beschreiben

6. �historische Sachverhalte in Zusammenhängen darstel-
len (Narration)

7. �regionalgeschichtliche Beispiele in übergeordnete 
historische Zusammenhänge einordnen

 

Methodenkompetenz: 
Die Schülerinnen und Schüler können
1. �zwischen Quellen und Darstellungen unterscheiden
2. �unterschiedliche Materialien (insbesondere Texte, 

Karten, Statistiken, Karikaturen, Plakate, Historien-
gemälde, Fotografien, Filme, Zeitzeugenaussagen) 
auch unter Einbeziehung digitaler Medien kritisch 
analysieren

3. �die für eine Problemlösung erforderlichen Informatio-
nen beschaffen (zum Beispiel Bibliothek, Internet)

4. �Informationen aus außerschulischen Lernorten aus-
werten (zum Beispiel Museum, Archiv, Denkmal, 
Kulturdenkmal, Gedenkstätte, historischer Ort)

 

Reflexionskompetenz: 
Die Schülerinnen und Schüler können
1. Hypothesen überprüfen
2. �historische Sachverhalte in ihren Wirkungszusam-

menhängen analysieren (Multikausalität)
3. �Möglichkeiten und Grenzen individuellen und kollek-

tiven Handelns in historischen Situationen erkennen 
und alternative Handlungsmöglichkeiten erörtern

4. �Sach- und Werturteile analysieren, selbst formulieren 

und begründen
5. �Deutungen aus verschiedenen Perspektiven erken-

nen, vergleichen und beurteilen (Dekonstruktion, 
Multiperspektivität, Kontroversität, Zeit- und Stand-
ortgebundenheit), auch unter Berücksichtigung der 
Geschichtskultur (zum Beispiel TV-Dokumentationen, 
historische Spielfilme, Museen, Gedenkstätten)

6. �historische Sachverhalte rekonstruieren (Rekonstruk-
tion)

7. �Auswirkungen von politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Strukturen und Prozessen auf die 
Lebens- und Erfahrungswelt der Menschen erläutern

8. �fiktive historische Texte verfassen (Imagination) und 
auf Stimmigkeit überprüfen

9. �die Rolle von Medien in historischen Prozessen und 
für das Geschichtsbewusstsein analysieren

 

Orientierungskompetenz: 
Die Schülerinnen und Schüler können
1. �die historische Bedingtheit der Gegenwart sowie 

Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen Ver-
gangenheit und Gegenwart analysieren und bewerten

2. �das kollektive Gedächtnis, insbesondere unterschied-
liche Geschichtsbilder, analysieren und bewerten, 
auch unter Berücksichtigung ihrer medialen Darstel-
lung

3. �die eigene Kultur mit anderen Kulturen in ihrer 
historischen Bedingtheit vergleichen und bewerten 
(Identität, Alterität)

4. �eigene und fremde Wertorientierungen erklären und 
überprüfen

5. �die Übertragbarkeit historischer Erkenntnisse auf 
aktuelle Probleme und mögliche Handlungsoptionen 
für die Zukunft erörtern

[1] Die Kompetenzbegriffe entsprechen den Vorgaben des Bildungsplans von 2016 in Baden-Württemberg und 
können hinsichtlich ihrer Benennung in den einzelnen Bundesländern abweichen.

Fußnote
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Anhang

Impressum
„Friedrich Ebert – Der Weg zur Demokratie“ ist ein Spiel  

der Stiftung Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte

Untere Straße 27, 69117 Heidelberg
Vertreten durch den Geschäftsführer:

Prof. Dr. Bernd Braun

Spiel:

Projektgruppe und wissenschaftliche Beratung: 
Florian Greiner, Regine Konzack, Patricia Reister

Game Design: 
Jonas André, Martin Thiele-Schwez

Entwicklung:
João Azuaga

Illustration & UI: 
Emma Defty, Meta Wachlin

Sound Design: 
Bartosz Bludau

Game Produktion: 
Martin Thiele-Schwez, Michael Geithner

Texte Spiel: 
Florian Greiner, Regine Konzack, Patricia Reister

Texte Chronik: 
Florian Greiner, Anika Rudel

Mit den Stimmen von: 
Ilka Teichmüller, Jörg Hengstler, Bartosz Bludau, 
Martin Thiele-Schwez

Begleitheft:

Konzeption und Inhalt: 
Patricia Reister

Texte Spiel: 
Florian Greiner, Regine Konzack, Patricia Reister

Texte Chronik: 
Florian Greiner, Anika Rudel

Gestaltung: 
Kristina Fitzner


